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Grenfell Tower 

58 Menschen starben beim Brand des Grenfell To¬ 
wer in London. Die dort verbauten Brandbeschleu¬ 
niger finden sich auch deutschen Mietskasernen. 
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Geld verschieben 

Schäuble regiert, denn seine Steuereinnahmen er¬ 
lauben ihm, eine Neuregelung der Bund-Länder- 
Beziehungen durchzudrücken. 
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Thema der Woche 


Venezuela vorm Abgrund? 

Mainstream-Medien sehen in Venezuela 
eine friedliche, demokratische Opposition, 
die eine freie Wirtschaft fordert, und eine 
despotische Regierung, die diese Opposi¬ 
tion gewaltsam unterdrückt und das Land 
in den wirtschaftlichen Ruin treibt. Es klingt 
gefährlich nach Rufen für eine Intervention 
gegen Venezuela. Woher kommen Probleme 
und was ist Venezuelas Perspektive? Die¬ 
se Probleme ebenso wie die Proteste müs¬ 
sen in ihrem historischen Kontext analysiert 
werden. 
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Auf dem Weg zur deutschen Bombe 

Urenco liefert entgegen dem eigenen Grundlagenvertrag atomaren Sprengstoff 



Das ist der Stoff, aus dem die Bombe gebaut wird: Uranium-235 


S chon Franz-Josef Strauß wollte 
sie. Konrad Adenauer versuchte 
sie als „Weiterentwicklung der 
Artillerie“ zu verkaufen. Die deutsche 
Atombombe. Doch den Strategen in 
den USA passten die Extratouren des 
westdeutschen Vasallen nicht. 

Heute, nach fast 70 Jahren, scheint 
das US-Imperium geschwächt. Die 
deutsche EU fordert „strategische Au¬ 
tonomie“. Und die ist, wie uns das für 
solche Fälle bereitwillig assistierende 
NDR-Magazin „Panorama“ klarge¬ 
macht hat, ohne die deutsche Bom¬ 
be nicht zu haben. Als Angela Mer¬ 
kel den Ausstieg aus dem Ausstieg aus 
dem Ausstieg verkündete, war klar, 
dass zwar einige AKW abgeschaltet, 
die deutschen Atomwaffenambitionen 
aber keineswegs mitbegraben werden 
würden. Ein Trumpf in diesem Spiel ist 
die deutsch-niederländisch-britische 
Atomfirma „Urenco“. Die deutschen 
Atomkraftwerksbetreiber RWE und 
E.ON besitzen jeweils ein Sechstel der 
Anteile. Urenco liefert Kernbrennstäbe 
in alle Welt, Weltmarktanteil ca. 30 Pro¬ 
zent. Und wie die Tagesschau berichte¬ 
te, produziert und liefert Urenco über 
die US-Firma Westinghouse waffenfä¬ 
higes Tritium (überschwerer Wasser¬ 
stoff), der für die Sicherung der Einsatz¬ 
fähigkeit des US-Atomwaffenarsenals 
benötigt wird. Das Wasserstoffisotop 
Tritium hat eine Halbwertzeit von 12,3 
Jahren. Der Kernsprengsatz muss routi¬ 
nemäßig ausgetauscht werden. Urenco 
kann in seinen Zentrifugen atomaren 
Sprengstoff natürlich nicht nur für das 
Pentagon produzieren. In Anlagen die¬ 
ses Typs ist auch die Herstellung von 
hochangereichertem, waffenfähigem 
Uran 235 möglich - wenn das „Nach¬ 
denken“ konkrete Ergebnisse zeitigt. 

Nachdem die Kriegsprediger 
Gauck und von der Leyen 2014 in 
München den Einsatz (die „Verant- 


Den Mitgliedern des DKP-Parteivor- 
stands lag am vergangenen Wochen¬ 
ende ein 22seitiges Papier vor, das 
als Entwurf für die Entschließung 
des nächsten Parteitages dienen soll. 
Ausgehend von einer Etappenbestim¬ 
mung soll es die antimonopolistische 
Strategie der DKP konkretisieren und 
die Partei befähigen, in die Klassen¬ 
kämpfe der Zeit einzugreifen. Das Pa¬ 
pier ist entsprechend der Diskussion 
auf vorangegangenen PV-Tagungen 
von einer Autorengruppe erarbeitet 
worden, der unter anderem Beate 
Landefeld, Lucas Zeise, Hans-Peter 
Brenner und Patrik Köbele angehö¬ 
ren. Sein Titel: „Die Offensive des Mo¬ 
nopolkapitals stoppen. Gegenkräfte 
formieren. Eine Wende zu demokrati¬ 
schem und sozialem Fortschritt und zu 
einer Politik des Friedens erkämpfen.“ 
Der Entwurf wurde fast einhellig 
als gute Grundlage gesehen, um die 
unterschiedlichen Auffassungen zur 
Strategie der Kommunisten in der 
Partei mit Erkenntnisgewinn zu disku¬ 
tieren. Seine Beschlussfassung wurde 
dennoch, wie von der Autorengruppe 
vorgeschlagen, vertagt. Das Papier soll 
mit den Hinweisen der PV-Mitglieder 


wortung“) der Bundeswehr in der 
Welt gefordert haben, sind in Berlin 
offensichtlich alle Dämme gebrochen. 
Waffenlieferungen in Krisen- und 
Kriegsgebiete, an despotische Poten¬ 
taten sind genauso selbstverständlich 
wie die Teilnahme an Angriffskriegen 
und Militärinterventionen, immer ge¬ 
rade da, wo es den Generälen passend 
erscheint. Und selbstverständlich folgt 
jetzt auch, entgegen allen atomaren 
Abrüstungsbeteuerungen, der Bruch 
des deutsch-niederländisch-britischen 
Grundlagenvertrags für den Betrieb 
der Urenco (Vertrag von Almelo), 
der Lieferung für militärische Zwe¬ 
cke ausschließt. Ebenso wie der Bruch 
des Atomwaffensperrvertrages, der in 
Artikel III fordert: „Jeder Nichtkern- 


noch einmal überarbeitet und auf ei¬ 
ner außerordentlichen Tagung am 30. 
Juli beschlossen und dann zur Diskus¬ 
sion in die Partei gegeben werden. 

Schwerpunkt des Referates der Ta¬ 
gung waren die Partei selbst und ihr 
Zustand. Wera Richter, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der DKP, zog eine Bi¬ 
lanz der Bemühungen, die DKP und 
vor allem ihre Grundorganisationen 
zu stärken. Sie stellte fest, dass eine 
Trendwende in der Mitgliedergewin¬ 
nung und der Stabilisierung der Struk¬ 
turen noch nicht gelungen sei. Noch 
immer hätten viele Grundorganisati¬ 
onen Schwierigkeiten, eigenständig in 
Kämpfe vor Ort, in Betrieb und Kom¬ 
mune einzugreifen. Die Orientierung 
des letzten Parteitages auf die Grün¬ 
dung von Betriebssammel- und Bran¬ 
chengruppen sei nur zum Teil konse¬ 
quent angegangen worden. 

Viel Raum in Referat und Diskussi¬ 
on nahmen der Landtagswahlkampf in 
Nordrhein-Westfalen und der bevorste¬ 
hende Bundestagswahlkampf ein. Auf 
der einen Seite stünden ein geringes 
Stimmergebnis bei der Landtagswahl in 
NRW und die Erkenntnis, dass es vor¬ 
aussichtlich nicht gelingen werde, alle 


waffenstaat, der Vertragspartei ist, 
verpflichtet sich, (...) die Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus diesem 
Vertrag nachzuprüfen, damit verhin¬ 
dert wird, dass Kernenergie von der 
friedlichen Nutzung abgezweigt und 
für Kernwaffen oder sonstige Kern¬ 
sprengkörper verwendet wird.“ 

Seit Donnerstag vergangener 
Woche verhandeln 130 UNO-Staa- 
ten über ein rechtlich verbindliches 
Atomwaffenverbot. Die Friedens¬ 
kämpfer aus der Berliner Regierung 
nehmen nicht teil. Die Verhandlun¬ 
gen würden wenig Sinn machen, weil 
die Atomwaffenstaaten nicht teilnäh¬ 
men, meinte Außenminister Sigmar 
Gabriel. Das ist so ungefähr die „Lo¬ 
gik“, nach der es keinen Sinn ergibt, 


Landeslisten für die Bundestagswahl 
durch die nötige Anzahl von Unter¬ 
stützerunterschriften abzusichern. Auf 
der anderen Seite gebe es aber bei den 
Aktiven keinen Frust, sondern im Ge¬ 
genteil an vielen Orten gute Stimmung, 
weil die Partei mit der Losung „Frieden, 
Arbeit, Solidarität“ und mit dem Sofort¬ 
programm wieder auf der Straße sei. 

Diskutiert wurden der Aufbau 
einer Kommunalpolitischen Kom¬ 
mission, eine Unterschriftensamm¬ 
lung nach dem Parteitag für die Mil¬ 
lionärssteuer oder für das Verbot von 
Leiharbeit und Werkverträgen, der 
Erfahrungsaustausch von Aktiven 
in Betrieben, Betriebssammel- und 
Branchengruppen sowie zu Betriebs¬ 
zeitungen und Überlegungen zur Ver¬ 
änderung von Bezirksstrukturen. 

Mit der Auflösung der Bezirksor¬ 
ganisation Südbayern und der Verab¬ 
schiedung eines Antrags an den 22. 
Parteitag, der die Unvereinbarkeit 
der Mitgliedschaft in der DKP und im 
sogenannten Kommunistischen Netz¬ 
werk vorschlägt, hat der Parteivor¬ 
stand zugleich Maßnahmen ergriffen, 
um das Auseinanderdriften der Par¬ 
tei dort zu stoppen, wo die gemeinsa¬ 


ein Verbot für Mord zu fordern, wenn 
der Mörder nicht sein OK gibt. 

Das „Nachdenken“ über die deut¬ 
sche Bombe wird inzwischen von vie¬ 
len betrieben. Im „Tagesspiegel“ bringt 
es ein Maximilian Terhalle auf den 
Punkt: „Deutschland braucht Atom¬ 
waffen, um Russland abzuschrecken.“ 
Nach zwei brutalen Vernichtungskrie¬ 
gen stehen deutsche Panzer wieder an 
der russischen Grenze. Ziemlich genau 
da, wo die Heeresgruppe Nord 1941 
auf Leningrad vorstieß, um die Stadt 
dem Verhungern preiszugeben. Mehr 
als eine Million Sowjetbürger kamen 
um. „Atomwaffen, um Russland abzu¬ 
schrecken“ - wenn das der „Führer“ 
noch erleben könnte. 

Klaus Wagener 


me Diskussion und das gemeinsame 
Handeln nicht mehr möglich scheint. 
Beide Beschlüsse wurden mit großer 
Mehrheit bei 1 bzw. 2 Gegenstimmen 
und ebenso wenigen Enthaltungen ge¬ 
fasst. Mit der Auflösung der Bezirks¬ 
organisation Südbayern beenden die 
Gremien der Bezirksorganisation (Be¬ 
zirksvorstand und Gremien der Be¬ 
zirksorganisation) ihre Tätigkeit. Die 
Grundorganisationen und Kreise und 
die Rechte der Mitglieder sind von 
diesem Beschluss nicht betroffen. 

Mit Blick auf das sogenannte Kom¬ 
munistische Netzwerk appellierte Pa¬ 
trik Köbele, Vorsitzender der DKP, in 
seinem Schlusswort, die Zeit bis zum 
22. Parteitag zu nutzen, um die Netz¬ 
werktätigkeit einzustellen, den inhalt¬ 
lichen Streit am Leitantrag zu führen 
und gemeinsam in die meist nicht vom 
Parteistreit betroffene Aktion zu ge¬ 
hen. Das heißt, an diesem Wochenen¬ 
de die Tore des Fliegerhorstes in Bü¬ 
chel gemeinsam dicht zu machen, um 
die Abschaffung der dort lagernden 
Atomwaffen zu fordern und am Wo¬ 
chenende 7/8. Juli in Hamburg das De¬ 
monstrationsrecht mit Zehntausenden 
durchzusetzen. Wera Richter 


Frieden 

Arbeit 

Solidarität! 

Den Imperialismus bekämpfen! 

Die Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) ruft bundesweit und internati¬ 
onal zur Teilnahme an den Protesten 
gegen den Gipfel der G20 am 7. und 8. 
Juli auf. Kommt nach Hamburg! 
Insbesondere orientiert die DKP- 
Hamburg auf: 

Methfesselfest 

„Kein G20 nirgendwo - wir haben et¬ 
was Besseres vor!“ 

30. Juni bis 2. Juli 

Infostand der DKP und Verteilung un¬ 
seres Materials, insbesondere der UZ 
mit einem Schwerpunkt Hamburg und 
G20. (http://www.methfesselfest.de/) 

Veranstaltung 

„Alternativen zu G20 - Alternativen 
zum Imperialismus!“ 

7. Juli 

Podiumsdiskussion mit Vertretern 
Kommunistischer Parteien 
Kommunistinnen und Kommunisten 
aus fünf Ländern berichten und dis¬ 
kutieren mit uns über den Widerstand 
in ihren Ländern, ihre Haltung zu G20 
und ihre Vorstellungen von der Über¬ 
windung des Imperialismus und dem 
Weg zum Sozialismus. Mit: 

Carolus Wimmer - Venezuela (KP Ve¬ 
nezuela) 

Alice Bernard -Belgien (PTB) 
Vladimir Sedläcek - Tschechien 
(KSCM) 

Andreas Sörensen - Schweden (KP 
Schweden) 

Miguel Viegas - Portugal (PCP, Mit¬ 
glied des EU-Parlaments) 

19.00 Uhr (Einlass 18.00 Uhr) im Kul¬ 
turpalast Hamburg, Öjendorfer Weg 
30a, Hamburg, U-Bahn Billstedt 
Anlaufpunkt auch für alle, die am 
Freitag anreisen und mit uns am 8. Juli 
demonstrieren wollen. 
http://www.dkp.de 
http://dkp-hamburg. de 
http://www.kph-hamburg.de/ 

Demonstration 

„Grenzenlose Solidarität statt G20!“ 

8. Juli 

Internationale Großdemonstration 
gegen den Gipfel der G20 
9.30 Uhr: DKP trifft sich am Carl-Le- 
gien-Platz (ZOB) 

11.00 Uhr: Auftakt auf dem Deichtor¬ 
platz (Nähe Hauptbahnhof) 

16.00 Uhr bis 18.00 Uhr: Abschluss¬ 
kundgebung Heiligengeistfeld/Mil¬ 
lerntorplatz 

Über mögliche Änderungen bei De¬ 
monstrationsverlauf und Abschlussort 
wird kurzfristig informiert 
Internationaler kommunistischer 
Block als Teil der gemeinsamen De¬ 
monstration. 

Kommt mit vielen Fahnen, Schildern, 
Transparenten! 

(http://g20-demo.de) 

Bitte auch beachten: 

„G20 Protestwelle - Eine andere Po¬ 
litik ist nötig!“ 

2. Juli 

11.00 Uhr: Treffen auf dem Rathaus¬ 
markt an der Barlach-Stele - Vertei¬ 
lung unseres Materials, insbesondere 
der UZ und Werbung für den 7. Juli. 
12:00 Uhr: Auftaktkundgebung auf 
dem Rathausmarkt 
(https://www.g20-protestwelle.de/) 


DKP diskutiert eigene Schwächen und Stärken 

Strategiepapier vorgelegt - Parteivorstand löst Bezirksorganisation Südbayern auf 
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Große Abzocke mit grünem Heiligenschein 

Ruine Grenfell Tower - Symbol des neoliberalen Ausverkaufs 



Das Feuer im Grenfell Tower breitete sich rasend schnell über die Außenfassade 
über das ganze Hochhaus aus. 


N ach letzten Meldungen sind 58 
Menschen gestorben. Von über 
70 zum Teil lebensbedrohlich 
Verletzten wird berichtet. Der Grenfell 
Tower im Arbeiterviertel North Ken- 
sington brannte in Minuten lichterloh 
wie eine Fackel. Das Feuer breitete sich 
rasend schnell über die Außenfassade 
über das ganze 24-stöckige Hochhaus 
aus. Bei der Fassadenrenovierung 2014 
bzw. 2016 war offensichtlich einer der 
hochpotenten Brandbeschleuniger (ex¬ 
pandiertes Polystyrol, EPS, BASF-Mar- 
kenname: Styropor) verbaut worden, 
die, unter dem Label Energieersparnis 
und Umweltschutz millionenfach auch 
in deutschen Fassaden eingebaut wur¬ 
den. 

Im Netz sind erschütternde Szenen 
zu sehen. Menschen, die verzweifelt um 
Hilfe rufen. Kinder, die in letzter Hoff¬ 
nung von ihren Eltern aus dem Fens¬ 
ter geworfen werden. Ein Telefonanruf, 
ein Abschied von den Freunden, in dem 
Wissen, dass es eine Rettung vor den 
Flammen nicht gibt, und dann die töd¬ 
liche Stille. 

Die Grenfell-Katastrophe trifft auf 
ein Land im Umbruch. Nach 35 Jahren 
neoliberaler Ausplünderung und Rei¬ 
chenmast steht die Funktionsfähigkeit 
wichtiger Staats- und Infrastrukturen 
in Frage. „Poverty Trap“ (Armutsfal¬ 
le) charakterisierte der „Guardian“ 
die verkohlte Ruine. Grenfell sei „ein 
schändliches Symbol für einen Staat, 
der sich nicht kümmert“. Der Grenfell 
Tower ist ein 1974 fertiggestellter So¬ 
zialbau der „Kensington and Chelsea 
Tenant Management Organisation“ 
(KCTMO), der größten Wohnungsge¬ 
sellschaft des Landes. Rund 700 solcher 
Wohntürme soll es laut Labour-Abge¬ 
ordnetem David Lammy in London ge¬ 
ben („Spiegel“). Mit Wohnbedingun¬ 
gen wie in den Sozialwohnungen im 
ganzen Land. Armutsfallen für Hun¬ 
derttausende. Die ausgebrannte Rui¬ 
ne ist ein Symbol für die Unfähigkeit 
des neoliberal zugerichteten Staates, 
selbst elementare Sicherheitsstandards 
für seine Bürger zu garantieren. Kaum 
notwendig zu erwähnen, dass auch die 
London Fire Brigade unter Bürger¬ 
meister Boris Johnson in den vergan¬ 
genen acht Jahren rund 100 Millio¬ 
nen Pfund einsparen musste. Die LFB 
musste zehn Wachen schließen und 27 
Feuerwehrfahrzeuge abschaffen. Mit 
dem Ruf „Wir wollen Gerechtigkeit“ 
trugen Hunderte wütende Demons¬ 
tranten ihren Protest auf die Straße. 
Die obdachlos gewordenen Opfer sol¬ 
len mit 10 Pfund pro Tag abgespeist 
werden (BBC). Labor-Chef Jeremy 
Corbyn forderte wiederholt, die nun 
Obdachlosen in den Nobelwohnungen 
Kensingtons unterzubringen: „Besetzt 
sie, kauft sie zwangsweise, beschlag¬ 
nahmt sie - da gibt es ’ne Menge, was 
man machen kann.“ („Evening Stan¬ 
dard“). 

Das billige EPS war auch in 
Deutschland von der Dämmstofflobby 
wie dem Industrieverband Hartschaum 
(IVH) und der dahinter stehenden 


Petrochemie (BASF) mithilfe der wie 
immer willigen Politik in den Markt 
gedrückt worden. In Förderprogram¬ 
men wie dem der KfW-Bank wird den 
ohnehin nicht armen „Investoren“ und 
Immobilien-Riesen bei einem entspre¬ 
chenden Kredit ein „Tilgungszuschuss 
bis zu 27,5 Prozent“ in Aussicht gestellt. 
In Zusammenhang mit den dadurch 
durchsetzbaren Mietpreissteigerungen 
ist die Fassadenrenovierung mit EPS 
für alle Beteiligten - mit Ausnahme 
der Mieter und Steuerzahler - zu einem 
bombensicheren Investment geworden. 

Wieder einmal übersprangen die 
Flammen locker die als sogenannten 
Brandriegel eingesetzten Aluminium¬ 
bleche. Ebenso wie 2014 im 23-stöcki- 
gen Lacrosse Building in Melbournes 
Docklands, wie 2012 bei einem sechs¬ 
stöckigen Gebäude an der Frankfur¬ 
ter Adickesallee. Im Lacross-Building 
schaffte das durch eine Zigarettenkippe 
ausgelöste Feuer in elf Minuten satte 13 
Stockwerke vom 8. Stock bis zum Dach. 
EPS gilt dennoch, auch in Deutschland, 
als „schwer entflammbar“. Diese Ein¬ 
stufung in die entsprechende Baustoff¬ 
klasse Bl gelingt allerdings nur durch 
die Verwendung von „Flammenhem¬ 
mern“ wie Hexabromcyclododecan 
und einigen nicht unbedingt realitäts¬ 
nahen Nebenannahmen im sogenann¬ 
ten Brandschachttest. Dass EPS eben¬ 
so „schwer entflammbar“ wie der Die¬ 
sel „sauber“ ist, hatte schon 1996 der 
Düsseldorfer Flughafenbrand gezeigt, 
bei dem 17 Menschen sterben mussten. 
Laut Deutsches Architektenblatt waren 
von der Feuerwehr Frankfurt am Main 
im Zeitraum von 2012 bis 2016 etwa 90 
Fassadenbrände im Zusammenhang 
mit EPS-Dämmung dokumentiert 
worden. Dass EPS in Deutschland in 
Häusern über 22 Meter Höhe nicht 
verbaut werden darf, macht die Sache 
kaum besser. Wer wohnt hier schon hö¬ 
her als im achten Stock? 

HB CD wurde 2013 von der euro¬ 
päischen Chemieagentur (ECHA) in 
die Liste „besonders besorgniserre¬ 
gende Stoffe“ (SVHC) aufgenommen. 
Das langlebige HB CD ist giftig für Ge¬ 
wässerorganismen und reichert sich 
in Pflanzen und Organismen an und 
kann schon selbst in Fischen, Säugern 
und Vögeln der arktischen Regionen 
nachgewiesen werden. In Tierversu¬ 
chen wurden Störungen der Embryo¬ 
nal- und Säuglingsentwicklung nachge¬ 
wiesen. Dazu steht HB CD in Verdacht 
die Fortpflanzung zu beeinträchtigen. 
Bislang ist Langzeitwirkung wenig er¬ 
forscht, es droht ein ähnlicher Skandal 
wie bei Chemikalien wie DDT oder 
polychlorierten Biphenylen (PCB), die 
auch erst tonnenweise in die Umwelt 
verbracht wurden, bis sich irgenwann 
die Katastrophe nicht mehr beschöni¬ 
gen ließ. 

Unklar ist ebenfalls die Menge und 
damit die Gefährlichkeit der in den 
Fassadenputzen eingesetzten Biozide, 
die das Algenwachstum verhindern 
sollen. Klar ist, dass die zur Algenbe¬ 
kämpfung notwendig wasserlöslichen 


Wirkstoffe vom Regen ausgewaschen 
und in das Grundwasser gelangen kön¬ 
nen. (Danach geht das Algenwachs¬ 
tum munter weiter.) Wie eine Unter¬ 
suchung des Fraunhofer-Instituts und 
der eidgenössischen Anstalt für Was¬ 
serversorgung, Abwasserreinigung und 
Gewässerschutz (Eawag) zeigt: Ein im¬ 
posanter Cocktail. Darunter das Ner¬ 


vengift Terbutryn, das „stark gewäs¬ 
sergefährdende“ Totalherbizid Diuron, 
die „gefährlichen Biozide“ Cybutryn, 
IPBC, OIT und DCOIT. Aber auch das 
reproduktionstoxische und mutagene 
Carbendazim. 

„Ein Verzicht auf EPS bedeutet Ver¬ 
zicht auf die notwendige Energieein¬ 
sparung im Gebäudebestand. EPS ist 


in Bezug auf Energie wende und Klima¬ 
schutz systemrelevant und unverzicht¬ 
bar.“ Diese glaubensstarke Selbstin¬ 
szenierung des IVH zum Klimaretter 
ist mit Vorsicht zu genießen. Die Fra¬ 
ge, ob und wann der tatsächlich erziel¬ 
te verminderte Heizaufwand den Auf¬ 
wand an Produktion, Transport, Monta¬ 
ge, Demontage, Sortierung, Entsorgung 
und Endlagerung des Dämmmaterials 
übersteigt, die Dämmung sich, über den 
gesamten Lebenszyklus (EoL) betrach¬ 
tet, tatsächlich materiell und auch öko¬ 
logisch lohnt, ist komplex und hängt au¬ 
ßer vom individuellen Gebäudedesign 
von zahlreichen Nebenannahmen ab. 
Generell gilt, je stärker die Dämmung, 
je niedriger der angestrebte Wärme¬ 
durchgangskoeffizient (U-Wert), umso 
länger die „energetische Rücklaufzeit“, 
also die Zeit, in der sich die Investition 
energetisch rechnet. Realistisch, und die 
gesellschaftlichen Gesamtkosten voll in 
Rechnung stellend, dürften nicht weni¬ 
ge der EPS-„Sanierungen“, innerhalb 
ihrer Lebensdauer die „energetische 
Rücklaufzeit“ nicht erreichen. 

Gesamtgesellschaftliche Fragwür¬ 
digkeit und Gefährlichkeit bedeutet 
ja nicht die Abwesenheit von Profit. 
Im Gegenteil. Daher hat das Bun¬ 
deskabinett Ende letzten Jahres in 
einem Moratorium beschlossen, dass 
die HBCD-haltigen EPS-Platten 
eben doch kein gefährlicher Abfall 
sein sollen. Der Kunststoff kann also 
weiterhin in ganz normalen Müllöfen 
mitverbrannt werden und dabei, ne¬ 
ben HB CD, die entsprechende Men¬ 
ge Treibhausgase freisetzen. Ein 
Nachfolger des inzwischen geächte¬ 
ten HB CD ist der ebenfalls bromierte 
Flammhemmer DecaBDE. Bei des¬ 
sen Verbrennung werden laut NABU 
Dioxine und Furane frei. Seveso lässt 
grüßen. 

Es wäre ein Wunder, wenn nicht 
genau diejenigen, die uns diese wun¬ 
derbare Plastikhäuserwelt verkauft 
haben, nicht auch eine Lösung für 
die damit verbundenen Problem- 
chen anbieten könnten. Zum Glück 
gibt es da die „Aktionsgemeinschaft 
Sichere und fachgerechte Entsor¬ 
gung von HBCD-haltigen Dämm¬ 
stoff-Abfällen“ (AG EHDA). Die AG 
EHDA besteht laut Homepage „aus 
19 Unternehmen und Verbänden aus 
Handwerk, Fachhandel, Bau-, Dämm¬ 
stoff-, Entsorgungs-, und Kunststoff¬ 
branche.“ An prominenter Positi¬ 
on natürlich wieder die BASF. „Die 
Beteiligten treten für eine sichere, 
umweltverträgliche, dauerhafte, pra¬ 
xistaugliche und wirtschaftliche Lö¬ 
sung für die Entsorgung von HBCD- 
haltigen Dämmstoffabfällen ein. Sie 
engagieren sich für einen fachlichen 
Austausch mit politischen Entschei¬ 
dungsträgern und bieten für die künf¬ 
tige Umsetzung ihre Gesprächsbereit¬ 
schaft und Unterstützung an.“ Diesem 
freundlichen Angebot der AG EHDA 
werden sich die „Entscheidungsträ¬ 
ger“ ganz sicher nicht entziehen wol¬ 
len. Klaus Wagener 


Energiekrieg mit den USA 

Regierungen in Berlin und Wien protestieren gegen Gesetzentwurf des US-Senats 


Der Wirtschaftskrieg zwischen 
Deutschland und den USA findet 
wahrscheinlich auf einem schon er¬ 
probten Feld statt. Es geht dabei um 
die Energiepolitik. In der vergange¬ 
nen Woche hat der US-Senat ein Ge¬ 
setz gebilligt, das der Regierung in 
Washington jederzeit die Möglichkeit 
gibt, gegen Unternehmen vorzuge¬ 
hen, die Energiegeschäfte mit Russ¬ 
land betreiben. Explizit bezieht sich 
der Senat dabei auf die zweite Pipe¬ 
line der Gesellschaft Nordstream, 
die russisches Erdgas durch die Ost¬ 
see und, was der Zweck der Übung 
ist, an Polen und der Ukraine vorbei 
nach Deutschland liefern soll. Schon 
der Bau der ersten Pipeline hatte die 


notorischen Russengegner in Wallung 
gebracht. 

Neu ist einerseits das explizi¬ 
te Vorgehen des US-Senats, der die 
Sanktionsmöglichkeiten bei nur zwei 
Gegenstimmen (eine davon vom De¬ 
mokraten Bernie Sanders) verab¬ 
schiedete. Neu ist auch, dass die Bun¬ 
desregierung sich laut über die Maß¬ 
nahme beschwert. Zunächst erhob 
der deutsche Außenminister Sigmar 
Gabriel (SPD) in einer gemeinsamen 
Stellungnahme mit dem österreichi¬ 
schen Bundeskanzler Christian Kern 
(SPÖ) den Vorwurf, dass Teile der 
geplanten Strafmaßnahmen des Se¬ 
nats „völkerrechtswidrig“ seien. Die 
deutsch-österreichische Empörung 


richtet sich gegen „die Drohung mit 
völkerrechtswidrigen extraterritori¬ 
alen Sanktionen gegen europäische 
Unternehmen, die sich am Ausbau 
der europäischen Energieversor¬ 
gung beteiligen“. Die deutsche Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
unterstützte ausdücklich Gabriels Po¬ 
sition und ließ mitteilen, dass sie die 
Aktion „befremdlich“ finde. Es sei 
ein eigenwilliges Vorgehen des US- 
Senats. 

Der Ärger der deutschen Regie¬ 
rung ist verständlich, denn die im 
Gesetzentwurf des Senats enthalte¬ 
ne Drohung hat sich in früheren Fäl¬ 
len als sehr effektiv erwiesen. Sie be¬ 
steht darin, europäische und andere 


ausländische Firmen, die sich am Bau 
vom Nord Stream II beteiligen, mit 
schweren Nachteilen auf dem US- 
amerikanischen Markt bestrafen zu 
können. Die Sanktionen gegen den 
Iran haben nur so ihre Durchschlags¬ 
kraft entwickelt. Der früher blühen¬ 
de deutsch-iranische Warenaustausch 
wurde drastisch zurückgefahren, weil 
die deutschen Unternehmen mit er¬ 
heblichen Nachteilen auf dem für sie 
weit wichtigeren US-Markt rechnen 
mussten. Die deutschen Großunter¬ 
nehmen wie zum Beispiel Krupp sa¬ 
hen sich gezwungen, ihre iranischen 
Aktionäre herauszukaufen. 

Gabriel und Kern weisen in ihrer 
Erklärung darauf hin, dass es dem 


US-Senat um „den Verkauf ameri¬ 
kanischen Flüssiggases und die Ver¬ 
drängung russischer Erdgasliefe¬ 
rungen vom europäischen Markt“ 
gehe. Absurd ist allerdings, dass der 
deutsch-österreichische Protest die 
seit 2014 von den USA und ihren Ver¬ 
bündeten gegen Russland verhängten 
Wirtschaftssanktionen offensichtlich 
für gerechtfertigt halten. Absurd ist 
auch, dass der Wirtschaftskrieg nicht 
von der viel kritisierten protektionis¬ 
tischen Haltung des neuen US-Präsi- 
denten Donald Trump ausgeht. Auf 
ihm ruhen jetzt die Hoffnungen der 
Vertreter des deutschen Kapitals. Er 
könnte gegen den Gesetzentwurf des 
Senats sein Veto einlegen. Lucas Zeise 
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Streiktag im 
Versicherungsgewerbe 

Protest gegen ein „unanständiges“ Angebot“ und 
Forderung nach Arbeitszeitverkürzung 

In der Tarifrunde der Versicherungswirtschaft fordern die Angestellten 
des Innendienstes neben einer Gehaltserhöhung von 4,5 Prozent für zwölf 
Monate, einer Erhöhung der Ausbildungsvergütung um 50 Euro pro Jahr 
und einer unbefristeten Übernahme aller Auszubildenden auch einen Ta¬ 
rifvertrag zur Zukunftssicherung, mit dem die Folgen der so genannten 
Digitalisierung für die Beschäftigten verträglich geregelt werden sollen. 
Nach drei Verhandlungsrunden hat die ver.di-Tarifkommission die Ge¬ 
spräche einstimmig für gescheitert erklärt. Anja Wurtz und Olaf Harms 
sind Mitglieder der großen Tarifkomission von ver.di auf Bundesebene. 


Der Wert einer Aktie 
steht über allem 

Ausstoß schädlicher Emissionen berührt Staatsanwälte nicht 



UZ: Am Montag hattet ihr einen zen¬ 
tralen bundesweiten Streiktag. Wie ist 
der gelaufen? 

Olaf Harms: Lass 4 mich am Anfang 
noch ergänzen, dass wir als Mitglie¬ 
dervorteil einen Zuschuss zu einer be¬ 
trieblichen Altersversorgung in Höhe 
von 80 Euro monatlich fordern. Vor 
dem Hintergrund der Rentendiskus¬ 
sion eine mehr als 
berechtigte Forde¬ 
rung. 

Am Montag 
sind bei wunder¬ 
schönem Wetter 
bundesweit meh¬ 
rere tausend Kol¬ 
leginnen und Kol¬ 
legen in den Streik 
getreten. Und das Schöne daran ist, 
dass an diesem Streik nach meiner 
Einschätzung doppelt so viele Kolle¬ 
ginnen und Kollegen teilgenommen 
haben als beim letzten Mal. Das ist 
ein ernstes Signal an die Arbeitgeber. 
In Hamburg waren es etwa 2 000 Kol¬ 
leginnen und Kollegen. 

UZ: Wie kommt es, dass so viele mit¬ 
machen? 

Olaf Harms: Ganz einfach - an dem 
mehr als nur unanständigen Angebot 
des Arbeitgeberverbandes. Dieser 
hat letztlich mit einer Laufzeit von 
36 Monaten insgesamt ein Angebot 
von 3,3 Prozent gemacht. Hört sich 
gut an, ist es aber nicht, umgerechnet 
bedeutet es real eine Steigerung von 
unter einem Prozent pro Monat, und 
damit deutlich unter der Inflations¬ 
rate. Und das heißt Reallohnabbau. 
Den Zuschuss zur betrieblichen Al¬ 
tersversorgung haben sie abgelehnt. 
Und zu den Auszubildenden haben 
sie gar nichts gesagt. Und über die 
Digitalisierung könne man ja reden, 
mehr aber auch nicht. Diese starre 
Haltung der Arbeitgeber hat dafür 
gesorgt, dass wesentlich mehr Kolle¬ 
ginnen und Kollegen am Streik teilge¬ 
nommen haben - und darüber hinaus 
ist es sogar gelungen, Mitglieder für 
ver.di zu gewinnen. 

UZ: Ihr wollt mit den Arbeitgebern 
der Versicherungsbranche einen „Zu¬ 
kunftstarifvertrag Digitalisierung “ ver¬ 
einbaren. Worum geht es dabei? 

Anja Wurtz: Wir erwarten in der Ver¬ 
sicherungsbranche einen massiven 
Beschäftigungsabbau durch Automa¬ 
tisierung von 25 bis 30 Prozent in den 
nächsten 10 Jahren, die Arbeitsbedin¬ 
gungen ändern sich rasant. Viele Ar¬ 
beiten fallen einfach weg, was für die 
Kolleginnen und Kollegen bedeutet, 
dass es ohne Qualiüzierung keine wei¬ 
tere Beschäftigung mehr für sie gibt. 

UZ: Und wie begegnet ihr dem ange¬ 
kündigten Stellenabbau? 

Anja Wurtz: Unsere Kernvorschläge 
sind, den Beschäftigungsabbau durch 
unterschiedliche Formen der Arbeits¬ 
zeitverkürzung abzufangen - also 
durch Arbeitszeitverkürzung, durch 
teilweisen Lohnausgleich, Regelun¬ 
gen zu Altersteilzeit. 

Das zweite ist ein Qualifizierungs- 
anspruch, um den veränderten Anfor¬ 
derungen gerecht zu werden, sowohl 
über einen individuellen Qualifizie- 
rungsanspruch und über eine Weiter¬ 
bildungsfreistellung, die z.B. auch den 
Zeitraum eines Studiums umfassen 


würde. Die dritte Forderung ist, dass 
Telearbeit geregelt wird, zum Schutz 
der Kolleginnen und Kollegen. Da 
geht es um Zeiterfassung, aber auch 
um die gewerkschaftlichen Vertre¬ 
tungsrechte, weil schon die Frage ist, 
wie Gewerkschaftsarbeit aussehen 
kann, wenn die Beschäftigten von zu 
Hause arbeiten. 

Es werden aber nicht nur Stellen ab¬ 
gebaut, sondern auch neue geschaffen, 
nur eben mit Qualifikationsansprü- 
chen, die die bisherigen Beschäftigten 
teilweise nicht erfüllen können, wie 
ein abgeschlossenes Studium. 

UZ: Euer Vorschlag zielt also darauf 
ab, die Kolleginnen und Kollegen für 
die neuen Stellen zu qualifizieren. 

Anja Wurtz: Genau, aber das Interes¬ 
se der Arbeitgeber, „Altbeschäftigte 44 
für die neuen Aufgaben zu qualifizie¬ 
ren, ist offenbar gering. Häuüg sind 
die Kolleginnen 
und Kollegen mit 
zehn Jahre alten 
oder älteren Ver¬ 
trägen bei gleicher 
Lohngruppe teu¬ 
rer, weil sie bes¬ 
sere Bedingungen 
für Altersvorsorge 
im Arbeitsvertrag 
stehen haben. Bei 
wesentlich älteren Verträgen sind auch 
Bonuszahlungen usw. vereinbart. Die 
möchten die Arbeitgeber natürlich 
loswerden. Ältere Verträge basieren 
außerdem teilweise noch auf Hausta¬ 
rifverträgen, die besser waren als die 
jetzigen Tarifverträge. 

Wenn wir jetzt fordern, dass auch 
diese Kolleginnen nach einer Freistel¬ 
lung zur Weiterbildung ein Rückkehr¬ 
recht zu mindestens ihren alten Bedin¬ 
gungen haben, dann müssen wir selbst 
das gegen die Arbeitgeber durchset¬ 
zen. Auch wenn sie öffentlich ständig 
davon reden, dass die Beschäftigten 
sich permanent individuell fort- und 
weiterbilden müssen. 

UZ: Wie haben denn die Arbeitgeber 
bei den bisherigen Gesprächen auf 
eure Vorschläge reagiert? 

Anja Wurtz: Sie haben die Vorschläge 
erst einmal aussortiert, die ihrer Mei¬ 
nung nach zu viel Geld kosten wür¬ 
den, angeblich schon gesetzlich gere¬ 
gelt seien oder die ihrer Meinung nach 
nicht regelbar seien, weil es dazu wi¬ 
dersprechende Betriebsvereinbarun¬ 
gen gäbe, so dass dies nicht durch ei¬ 
nen Tarifvertrag geregelt werden kön¬ 
ne. Außerdem drohe bei Abschluss der 
Austritt von Unternehmen aus dem 
Arbeitgeberverband. Sie behaupte¬ 
ten, auf jeden Punkt des von uns vor¬ 
geschlagenen Tarifvertrags träfen min¬ 
destens zwei dieser Kriterien zu und 
deshalb könne man sie nicht umsetzen. 
Es gab also keinen Punkt, bei dem sie 
bereit waren, zu einer Vereinbarung zu 
kommen. 

Olaf Harms: Die Große Tarifkommis¬ 
sion wird den erfolgreichen Streik¬ 
tag am Montag einschätzen. Schon 
jetzt bereiten die einzelnen Regionen 
weitere Aktionen vor. Ich hoffe, dass 
die Arbeitgeber noch vor Beginn der 
Sommerpause materiell ordentlich 
nachlegen, auf eine Laufzeit von 36 
Monaten verzichten und sich ernst¬ 
haft mit dem Ziel von Verhandlungs¬ 
abschlüssen dem Thema Zukunftsta¬ 
rifvertrag Digitalisierung widmen. 



Montage im VW-Werk Wolfsburg 


Es ist bald zwei Jahre her, dass der Ab¬ 
gasskandal bei VW hochkochte. Nun 
wurde Mitte Mai gemeldet, dass die 
Staatsanwaltschaft Stuttgart auch ge¬ 
gen den heutigen VW-Chef Matthias 
Müller in der Sache ermittelt. Bekannt 
war bisher schon, dass auch der frühere 
VW-Chef Winterkorn und der aktuel¬ 
le Aufsichtsratsvorsitzende Pötsch Er¬ 
mittlungsziele deutscher Staatsanwälte 
sind. Der Unterschied dazu ist, dass - 
nach Anzeige durch die Finanzaufsicht 
Bahn - Müller in seiner früheren Ei¬ 
genschaft als Vorstand der Porsche- 
Holding belangt wird. Die Holding ist 
Mehrheitseigentümer bei VW. Und um 
den Wert von Eigentumsrechten, ver¬ 
gegenständlicht in der Aktie, geht es 
bei den Ermittlungen. 


Am Mittwoch vergangener Woche hat 
der Ausschuss für Arbeit und Soziales 
der Bundesregierung die Möglichkeit 
abgelehnt, die sachgrundlose Befristung 
von Arbeitsverträgen aus dem geltenden 
Teilzeit- und Befristungsgesetz zu strei¬ 
chen. 

Über 3,2 Millionen Menschen in 
Deutschland arbeiten derzeit in befris¬ 
teten Arbeitsverhältnissen. Bei Männern 
sind 38 Prozent aller neu abgeschlosse¬ 
nen Arbeitsverträge befristet, bei Frau¬ 
en sind es sogar 47, Tendenz weiter stei¬ 
gend. Der Anteil der sachgrundlosen an 
allen Befristungen liegt bundesweit bei 
48 Prozent. In Bremen, Hamburg, Nord¬ 
rhein-Westfalen und Bayern sind es so¬ 
gar schon mehr als 50 Prozent. 

Befristungen führen bekannterma¬ 
ßen zu prekären Arbeits- und Lebensver¬ 
hältnissen. Berufliche Unsicherheit und 
niedrige Löhne sind nur zwei Stichworte 
zu dieser skandalösen Praxis im real exis¬ 
tierenden Kapitalismus in Deutschland. 
Dieses Treiben ist hierzulande nicht il¬ 
legal. Die Unternehmen nutzen nur die 
für sie eigens geschaffenen gesetzlichen 
Regelungen aus, die vorgeblich Arbeits¬ 
losigkeit bekämpfen sollen. Seit Jahren 
prangern die Gewerkschaften diese aso¬ 
ziale Praxis an. Der DGB forderte den 
Gesetzgeber deshalb immer wieder auf, 
die Möglichkeit der Befristung ohne 
sachlichen Grund gesetzlich zu verbie¬ 
ten. 

Vorstöße der Oppositionsparteien 
in diese Richtung liefen bisher immer 
schon ins Leere, wie nun erneut in der 
vergangen Woche. Damit waren die bei¬ 
den Anträge (18/11598; 18/11608) der 
Fraktionen „Die Linke 44 und Bündnis 
90/Die Grünen, niedergebügelt und al¬ 
les bleibt beim Alten. Grüne und Linke 
hatten in ihren getrennt eingereichten 


Das muss noch einmal deutlich ge¬ 
sagt werden: Deutsche Staatsanwälte 
stören sich nicht daran, dass VW-In- 
genieure „auf Anweisung der Vorge¬ 
setzten B, C und F (siehe Statement 
of Facts) 44 Millionen von Dieselmo¬ 
toren so manipuliert haben, dass der 
Betrieb der Diesel-Fahrzeuge gesund¬ 
heitsschädlich für die Allgemeinheit 
war. Sie stören sich nicht daran, dass 
der Ausstoß schädlicher Emissionen 
aus Profitgründen eben nicht auf das 
mögliche Minimum reduziert wurde. 
Erst recht stört sie nicht, dass die Zu¬ 
lassungsbehörden in den USA systema¬ 
tisch über den wahren Schadstoffaus¬ 
stoß getäuscht wurden. 

Wegen solcher Kleinigkeiten wer¬ 
den Müller, Winterkorn und Pötsch 


Anträgen einheitlich gefordert, die sach¬ 
grundlose Befristung aus dem Gesetz zu 
streichen, weil z.B. die Zahl ohne Grund 
befristeter Arbeitsverträge seit Jahren 
steige und diese den Kündigungsschutz 
aushöhlten und besonders jungen Men¬ 
schen keine planbare Zukunft biete. 

Die Position der CDU/CSU-Frakti- 
on dazu war klar, ehrlich und kompro¬ 
misslos: „Es ist für Arbeitgeber das ein¬ 
zige unbürokratische Instrument, ein 
Arbeitsverhältnis gestalten zu können. 44 
Das bedeutet konkret: Durch die Hinter¬ 
tür „Sachgrundlose Befristung 44 können 
derzeit die Unternehmer - ohne Angabe 
von betrieblichen Gründen wie z.B. eine 
notwendige Elternzeit- oder Krankheits¬ 
vertretung - den Arbeitsverträgen ihrer 
Beschäftigten ein Verfallsdatum aufdrü¬ 
cken. 

Und die SPD? Die tanzte wieder ein¬ 
mal mehr ein Pirouettchen und bekunde¬ 
te - wenig glaubhaft - selbst zwar auch 
für die Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung zu sein, aber könne aus Rück¬ 
sicht auf den Koalitionsvertrag nicht für 
die Oppositionsanträge stimmen. Wie 
das? Hatte nicht SPD-Kanzlerkandidat 
und Heilsbringer Martin Schulz erst vor 
kurzem auf der Arbeitnehmerkonferenz 
der SPD in Bielefeld vollmundig erklärt, 
er wolle weg vom Verfallsdatum für Ar¬ 
beitsverträge, freilich nur, wenn er Kanz¬ 
ler werde? Erinnern wir uns: Die soge¬ 
nannte sachgrundlose Befristung gab es 
nicht schon immer. „Erfunden 44 wurde 
sie 1985 mit dem „Beschäftigungsför¬ 
derungsgesetz 44 das angeblich mehr Be¬ 
schäftigung bringen sollte und provozie- 
renderweise am 1. Mai in Kraft trat. 

Heute sind sachgrundlos befristete 
Jobs ein Massenphänomen. Millionen 
Menschen erleben, was das in der All¬ 
tagswirklichkeit bedeutet. Diese Men- 


nicht belangt. Das deutsche Gesetz 
stört sich vielmehr an der Möglichkeit, 
dass einige Aktionäre einen Informa¬ 
tionsnachteil erlitten haben könnten. 
Sie könnten, so der Verdacht der Ba- 
fin, ein paar Tage zu spät darüber in¬ 
formiert worden sein, dass in den USA 
das skandalöse Verhalten des VW-Kon- 
zerns auf gedeckt worden war. Und dar¬ 
aus könnte, eventuell und vielleicht, ein 
finanzieller Schaden für ihre Aktienpa¬ 
kete entstanden sein. Und da werden 
deutsche Staatsanwälte selbstverständ¬ 
lich aktiv, wenn es um die wirklich wich¬ 
tigen Dinge in diesem Land geht. Und 
da steht ganz vorne an das Eigentum, 
vergegenständlicht im Wert einer Aktie. 

Aus:„roter Käfer“, Betriebszeitung der DKP 
für VW Braunschweig und Wolfsburg, Juni 2017 


sehen quält die Angst, ob es einen neuen 
Arbeitsvertrag gibt oder nicht. Und wer 
nur befristet Arbeit hat, überlegt es sich 
x-mal, bevor er größere Anschaffungen 
macht oder es wagt, eine Familie zu grün¬ 
den oder eine neue Wohnung zu suchen. 
Dazu kommt, dass befristete Beschäf¬ 
tigte gerade deshalb nicht selten keinen 
oder erheblich schwerer einen Kredit¬ 
oder Mietvertrag bekommen. Und: Wer 
um seinen Arbeitsplatz fürchten muss, 
akzeptiert viel eher zähneknirschend 
unbezahlte Überstunden, schleppt sich 
auch noch krank zur Arbeit und hält im 
Betrieb vorsichtshalber den Mund. 

In vielen Betrieben hat sich durch 
dieses gesetzliche Schlupfloch inzwi¬ 
schen eine Art „Zwei-Klassen-Beleg- 
schaft 44 gebildet: Auf der einen Seite die 
Stammbelegschaft, also die Kolleginnen 
und Kollegen mit unbefristeten Arbeits¬ 
verträgen, und auf der anderen Seite 
diejenigen mit befristeten Arbeitsver- 
hältnissen. Betriebsräte wissen: Mit der 
sachgrundlosen Befristung haben die 
Unternehmer ein zusätzliches Mittel in 
der Hand sich jeden neu eingestellten 
Beschäftigten gefügig zu machen. Das 
wirkt sich nicht nur auf die Löhne und 
Gehälter aus, sondern hält die Menschen 
von fast allem ab, was sie im Leben sonst 
noch Vorhaben. Und daher bleibt 4 s dabei: 
Befristung gehört verboten. 

Dabei aber darauf zu hoffen, dass 
nach den Bundestagswahlen im Herbst 
eine rot-rot-grüne Koalition die sach¬ 
grundlose Befristung verbietet, bleibt 
nur den Tagträumern Vorbehalten. Denn 
letzte Woche wurde einmal mehr von der 
SPD die Chance vergeigt, die im Bun¬ 
destag (noch) vorhandene rot-rot-grüne 
Mehrheit schon jetzt zu nutzen, um die 
sachgrundlose Befristung zu verbieten. 

Manfred Dietenberger 




SPD - sachgrundlos eingeknickt 

Regierungsparteien lehnen Streichung der Befristungen von Arbeitsverträgen ab 
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Die Bayern haben es geschafft 

Im größten Flächenland steht die DKP auf dem Stimmzettel 


Wünsche werden wahr 


Schäuble, seine Steuerpolitik, seine Druckmittel 



Für Schäuble reicht mittlerweile der Taschenrechner 


Zum erfolgreichen Abschluss der Samm¬ 
lung der Unterstützungsunterschriften 
für die Landesliste der DKP in Bayern 
zur Bundestagswahl im Herbst sprach 
die UZ mit Gustl Ballin. 

UZ: Herzlichen Glückwunsch! Die 
Franken, Pfälzer, Schwaben, Nieder- und 
Oberbayern können bei der Bundestags¬ 
wahl im September die DKP wählen. Die 
Kommunisten in Bayern haben die Vor¬ 
aussetzungen geschaffen und die erfor¬ 
derlichen Unterschriften gesammelt. Wie 
habt ihr diesen Erfolg organisiert? 



Gustl Ballin ist Vorsitzender des DKP- 
Bezirks Nordbayern. 


Gustl Ballin: Wir haben im letzten Jahr 
keine Zeit verloren und so schnell wie 
möglich angefangen. Die kämpferische 
Stimmung der gesamtbayerischen LMV 
hat uns motiviert Das haben wir dann 
gleich auf der „Linken Literatur Messe“ 
in Nürnberg umgesetzt. Mit dem dort er¬ 
zielten guten Start- Ergebnis ging es wei¬ 
ter. Meistens wurde zunächst im linken 
Umfeld auf Veranstaltungen und Demos 
gesammelt sowie im persönlichen Um¬ 
feld. Erst später gingen wir auch mit Info¬ 
ständen nach außen. Infostände sind jetzt 
vermehrt angesagt. Wir wollen die Me¬ 
thode, Menschen über die Unterschrif¬ 
tensammlung anzusprechen, weiter nut¬ 
zen. Aber ohne die vielen südbayerischen 
Genossinnen, vor allem des Münchner 
Betriebsaktivs, die mitgekämpft haben, 
wäre dieses Ergebnis nicht zustande ge¬ 
kommen. „Der Süden“ hat bestimmt ei¬ 
nen Anteil von 40 Prozent am Ergebnis. 
Vielen Dank an die Südbayern! 

UZ: Wurde der Beschluss zur Kandida¬ 
tur gemeinsam von den Genossinnen und 
Genossen umgesetzt? 


„Aus Irland kommen Sie und dann so 
weit östlich, um hier Unterschriften zu 
sammeln - das ist ja erstaunlich.“ Diesen 
Kommentar hörten wir am vergangenen 
Dienstag von einer Frau in Brandenburg/ 
Havel. Es war so etwa 11.00 Uhr vormit¬ 
tags, die Sonne brannte in der Fußgän¬ 
gerzone. Wir, das waren an diesem Tag: 
Gisela aus Cottbus, Maschinenführerin 
(seit kurzem a.D.) und DKP-Kandida- 
tin, die DKP-Aktivistin Maren aus Ber¬ 
lin und Hermann aus Aschaffenburg, 
Textilarbeiter und heute in Nordirland 
lebend. Unser Gastgeber vor Ort und 
mit dem roten DKP-Schirm: Werner, 
früher Stahlwerker, heute Rentner und 
DKP-Direktkandidat.Nach einer Woche 
„on the road“ in Brandenburg sind wir 
leicht ermüdet, aber wir sind vorange¬ 
kommen in Sachen Unterstützungsun¬ 
terschriften für die „jüngste Landesliste 
gegen Krieg und Kapital“ (O-Ton „ Der 
Rote Brandenburger“) und für die zehn 
Direktkandidatinnen der DKP im östli¬ 
chen Bundesland. Außerdem haben wir 
viel gelernt - näher, als auf der Straße, 
kommt man nicht ran an die Sorgen und 
Wünsche der einfachen Leute. 

Die Gespräche wiederholen sich. Zu 
geringe Rente, teure Miete, keine Arbeit, 
bittere Enttäuschung über die herrschen¬ 
de Politik, das kommt in Potsdam genau¬ 
so rüber wie in Cottbus, in Eberswalde, 
in Bernau. Auch die, die nichts mit den 
Kommunisten zu tun haben wollen, sind 
überall und sie sind zahlreich. Es fällt oft 
schwer, zum x-ten Mal auf die „ ... ihr 


Gustl: Ja, es gab natürlich Diskussionen 
um den Parteitagsbeschluss, und eini¬ 
ge wenige Genossinnen und Genossen 
haben sich auch dabei überhaupt nicht 
engagiert. Das wurde ausgeglichen 
durch hervorragende Einzelkämpfer, 
die um die 100 Unterschriften oder 
mehr beigebracht haben. Wichtig ist, 
dass die meisten entsprechend ihren 
Möglichkeiten mitgemacht haben und 
die Kandidatur als gute Möglichkeit 
erkannt haben, wieder oder wieder 
stärker in die Öffentlichkeit zu gehen. 

UZ: Hat die Wahlteilnahme neue Im¬ 
pulse für die Parteiarbeit gegeben? 

Gustl Ballin: Das wird am besten bei 
der Gruppe Nürnberger Land sichtbar. 
Die Genossen haben nach sehr vielen 
Jahren wieder Infostände gemacht, die 
nun bis zur Wahl monatlich durchge¬ 
führt werden, und dabei um die 100 
Unterschriften gesammelt. 2 000 UZ- 
Extra und ein Nachbarschaftsbrief als 
Einleger sollen bis zum 24. September 
verteilt werden. Ähnliches gibt es auch 
bei anderen Gruppen. 

UZ : Auf welches Echo seid ihr bei der 
Unterschriftensammlung an Info stän¬ 
den gestoßen? 

Gustl Ballin: Interessant ist, dass wir 
auf wenig Antikommunismus gestoßen 
sind. Erschreckend ist aber die große 
Gleichgültigkeit und Interesselosig¬ 
keit. Daneben gibt es auch Interes¬ 
sierte, die feststellen dass es uns gibt: 
„Was heißt DKP?“ oder „Gibt es euch 
noch?“ Letzteres zeigt auf, dass wir in 
der Vergangenheit zu wenig sichtbar 
waren. 

UZ: Wie haben sich „Mitbewerber“ ver¬ 
halten, als ihr sie auf ihre Unterschrift 
angesprochen habt? 

Gustl Ballin: Bei den Genossinnen 
und Genossen der Linkspartei und 
bei anderen Linken, mit denen wir 
in Bündnissen wie der „Linken Liste 
Nürnberg“ Zusammenarbeiten, gab es 
so gut wie keine Ablehnung. Bei Sozi¬ 
aldemokraten war es meist schwierig. 
Andererseits haben uns auch Mandats¬ 
träger der Freien Wähler oder auch ein 
Direktkandidat der SPD aus ihrem de¬ 
mokratischen Verständnis heraus („Je¬ 
der soll gewählt werden können“) un¬ 
terstützt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



hattet 40 Jahre Zeit und habt nix draus 
gemacht ...“-Argumente einzugehen, 
besonders, wenn man aus dem Wes¬ 
ten kommt. Wir müssen besser werden, 
mehr Geduld aufbringen, mehr Zeit in 
die Gespräche investieren. Das ist leich¬ 
ter gesagt, wenn der Abgabetermin nä¬ 
her rückt und die Zahl unserer Aktiven 
auf der Straße immer noch nicht groß ge¬ 
nug ist. Sie wächst aber - in Brandenburg 
spürt der zum Helfen angereiste Besu¬ 
cher den Willen der Genossinnen und 
Genossen, die hohe Hürde zu nehmen. 

Wenn der eigentliche Wahlkampf be¬ 
ginnt, werden Gisela, Maren, Werner und 
all die anderen Unterschriftensammler 
wieder auf der Straße sein, sie werden 
wieder diskutieren, streiten, zuhören. 
„Wir haben seit der letzten Wahl in Cott¬ 
bus fünf neue Genossen in die Partei auf¬ 
genommen, jetzt sind schon wieder neue 
Sympathisanten dazugekommen“ sagt 
mir Gisela. Mit jedem Einsatz nahe an 
den arbeitenden Menschen werden mehr 
Kontakte geknüpft, wird Antikommunis¬ 
mus abgebaut, können wir unsere Forde¬ 
rungen und Argumente auf Alltagstaug¬ 
lichkeit überprüfen. H. G. - B. 


S teuereinnahmen sind ein wichti¬ 
ges und probates Mittel der herr¬ 
schenden Klasse, die politischen 
und sozialen Verhältnisse im Land zu 
regulieren. Vor wenigen Wochen tagte 
der „Arbeitskreis Steuerschätzung“ un¬ 
ter der Regie des Bundesfinanzministe¬ 
riums und legte nun seinen, mittlerweile 
151. Bericht, vor. Keine Überraschungen: 
Die Steuereinnahmen von Bund, Län¬ 
dern und Kommunen sprudeln weiter¬ 
hin reichlich, für 2018 schätzen die Ex¬ 
perten Gesamteinnahmen von über 757 
Milliarden Euro, macht ein Plus gegen¬ 
über 2017 von 3,4 Prozent, für 2019 sind 
es dann bereits 789 Milliarden mit einem 
Plus gegenüber dem Vorjahr von sogar 
4,2 Prozent und die Steigerungen gehen 
weiter bis 852 Milliarden im Jahr 2021. 

Schäubles Diktat von der „Schul¬ 
denbremse“, das er nicht nur dem Bund, 
sondern auch den Ländern und darü- 
berhinaus auch den Kommunen ver¬ 
ordnet hat, kann also weiterhin funkti¬ 
onieren. Das reichliche Geld wird nicht 
für die dringend notwendigen Investiti¬ 
onen verwendet, zurecht heißt es schon 
seit längerem Investitionsstau, sondern 
es werden irrwitzige Summen für den 
Rüstungshaushalt bereitgestellt und 
dank der Nullzinspolitik der EZB für 
die Rückführung staatlicher Kredite ge¬ 
nutzt. Im Jahr 2019 läuft der sogenannte 
„Solidaritätszuschlag“ aus, der aus einer 
Ergänzungsabgabe auf die Lohn- und 
Einkommenssteuer erhoben wird und 


immerhin zusätzliche 5,5 Prozent der 
Steuer je Beschäftigtem ausmacht. Für 
weitere zehn Jahre soll es nach dem ge¬ 
nerösen Wunsch von Schäuble noch ra¬ 
tierliche Restraten an die ostdeutschen 
Bundesländer geben, aber schon sehr 
abgespeckt. Immerhin waren das im 
letzten Jahr rund 15 Milliarden dieser 
Bundessteuer, die für die „blühenden 
Landschaften“ zwischen Rügen und Erz¬ 
gebirge verwendet werden. Die Summen 
fallen dann langsam aus, die Bundeslän¬ 
der haben pflichtgemäß Alarm geschla¬ 
gen, was also macht der Bund? 

Schäuble und seinen Amtskollegen 
in den „reichen“ Bundesländern war der 
„Länderfinanzausgleich“, ein aus Um¬ 
satzsteueranteilen gewonnenes Steuer¬ 
konstrukt, um den föderalen Gedanken 
der möglichsten Gleichheit der Bedin¬ 
gungen im ganzen Land zu begründen, 
ein Ärgernis, denn bisher musste der 
Bund die Verhandlungen mit jedem 
Bundesland führen, die Not der einen 
(Empfänger) kleinreden und die Unlust 
der anderen (Zahler) besänftigen. Die 
Neuregelung, die dank der vor kurzem 
durchgedrückten Grundgesetzände¬ 
rungen möglich ist, wird den Streit zwi¬ 
schen die Bundesländer direkt tragen, 
Schäuble macht aus dem Volumen von 
bisher rund 9,5 bis 10 Milliarden Euro 
einen großen Topf von anvisierten 16 
Milliarden, die die Bundesländer dann 
unter sich verteilen sollen. Dieses neue 
Geldpaket ist zwar kleiner als das bishe¬ 


rige Geld, es fehlen immerhin 8,5 bis 9 
Milliarden in der Gesamtrechnung, aber 
sein Druckmittel war „für den Soli gibt 
es keinen Ersatz, entweder stimmt ihr 
der Neuregelung zu oder ihr habt echte 
Probleme“. 

Sein Kalkül, Landesregierungen aus 
dem bürgerlichen Parteienspektrum, 
egal wie im Einzelnen das auch aussehen 
mag, werden aufmüpfige Länder schon 
zur Raison zwingen, ging auf. Das Win¬ 
ken mit dem deutlich angefüllten Topf 
für den Länderfinanzausgleich, immer¬ 
hin mehr als 6 Milliarden zusätzlich an 
die Länder, hat selbst die Regierungen 
in Berlin, Brandenburg und Thüringen, 
in denen die Partei „Die Linke“ mit¬ 
verantwortlich ist, zur Zustimmung im 
Bundesrat bewogen. Natürlich hat sich 
Schäuble seine angeblichen Spendier¬ 
hosen abkaufen lassen für die ihm, sei¬ 
ner Regierung und dem Finanzkapital 
viel wichtigeren Grundgesetzänderun¬ 
gen, um neue Geschäftsfelder und neue 
Einnahmequellen generieren zu können. 
Die alleinige Hoheit über die Bundes¬ 
fernstraßen und den direkten Durch¬ 
griff auf kommunale Aufgaben, die nun 
mittels ÖPP‘s (Öffentlich-Private-Part- 
nerschaften) finanziert und Renditever¬ 
sprechen wahr werden lassen, sind das 
Steuergeld schon wert, was demnächst 
vom Bund mehr an die Länder geht. 
Schließlich ist genug da und demnächst 
noch viel mehr. 

Herbert Becker 


Wer wählt und wenn warum die AfD? 

Die Etablierung als Wahlpartei, die 5 bis 10 Prozent erreichen kann 


Infratest Dimap legt das Ergebnis ih¬ 
rer Analyse nach den drei diesjährigen 
Landtagswahlen vor. Dabei konnte die 
Partei jeweils Ergebnisse von über fünf 
Prozent verbuchen. Am 26. März wa¬ 
ren es 6,2 Prozent der Stimmen (32 935 
Wähler) im Saarland, am 7. Mai 5,9 Pro¬ 
zent der Zweitstimmen (86 275 Wähler) 
in Schleswig-Holstein und am 14. Mai 
7,4 Prozent der Zweitstimmen (624 552 
Wähler) in Nordrhein-Westfalen. 

Ein erster Blick auf das Geschlech¬ 
terverhältnis: Die Frauen sind unter-, 
die Männer überrepräsentiert. Das Ver¬ 
hältnis war im Saarland fünf zu acht, in 
Schleswig-Holstein vier zu sieben und 
in Nordrhein-Westfalen fünf zu neun. 
Dabei handelt es sich um eine Beson¬ 
derheit, denn bei allen anderen Partei¬ 
en ist das Geschlechterverhältnis aus¬ 
geglichener. Ein zweiter Blick auf das 
Alter: Bei allen drei Landtagswahlen 
des Jahres 2017 war die Gruppe der 25- 
bis 34-Jährigen und der 35- bis 44 Jähri¬ 
gen am stärksten bei den AfD-Wählern 
präsent, im Saarland mit sieben bzw. 
sechs, in Schleswig-Holstein mit neun 
bzw. sieben und in Nordrhein-Westfa¬ 
len mit zehn bzw. neun Prozent, die bis 
24-Jährigen und die über 60-Jährigen 


stimmten demgegenüber nur unter¬ 
durchschnittlich für die AfD. 

Was die Bildungsabschlüsse be¬ 
trifft, so kann schon länger nicht mehr 
davon gesprochen werden, dass bei den 
AfD-Wählern niedrige Bildung auto¬ 
matisch mit höherer Wahlzustimmung 
korreliert. Der Abstand der höher Ge¬ 
bildeten (Abitur/Studium) ist keines¬ 
wegs mehr so groß zu den mittel (FH- 
Reife/qualifizierte B erufsausbildung) 
und niedrig (ohne Ausbildung) Wähle¬ 
rinnen und Wählern. Hier deutet sich 
eine Annäherung an, die Ansätze zu ei¬ 
ner „Normalisierung“ des Wählerver¬ 
haltens vermuten lässt. 

Interessant sind auch die Angaben 
zur Berufstätigkeit, die beiden größten 
Wählergruppen der AfD sind die Ar¬ 
beiter und die Arbeitslosen: Im Saar¬ 
land waren es neun bzw. sieben, in 
Schleswig-Holstein acht bzw. neun und 
in Nordrhein-Westfalen 17 bzw. zwölf 
Prozent der abgegebenen Stimmen. Im 
Durchschnitt lagen die Angestellten 
und Selbstständigen im Saarland mit 
sechs bzw. sieben, in Schleswig-Hol¬ 
stein mit sieben bzw. sechs, aber nicht in 
Nordrhein-Westfalen mit acht bzw. vier 
Prozent. Beachtenswert ist auch die 


politische Herkunft der Wählerschaft: 
Der größte Anteil kam im Saarland 
mit 8 000 von früheren Nichtwählern. 
In Schleswig-Holstein wählten 11000 
ehemalige Nichtwähler die AfD, in 
Nordrhein-Westfalen kamen 120 000 
von früheren Nichtwählern. 

Zur Einschätzung gehört, was die 
vorstehenden Erkenntnisse für die 
Perspektiven der Partei bedeuten. Es 
lässt sich zunächst ein Rückgang der 
Zustimmungswerte konstatieren. Die 
AfD konnte ihren Höhenflug aus dem 
Vorjahr nicht fortsetzen und sich auch 
nicht auf einer Ebene von über 10 Pro¬ 
zent der Stimmen stabilisieren. Gleich¬ 
wohl gelang es ihr, jeweils eindeutig mit 
mehr als fünf Prozent in die Landta¬ 
ge einzuziehen. Damit spricht einiges 
für eine Etablierung als Wahlpartei, 
die bundesweit gegenwärtig wie län¬ 
gerfristig mit zwischen fünf und zehn 
Prozent der Stimmen rechnen kann. 
Die Anteile in den östlichen Bundes¬ 
ländern sind dabei erkennbar höher 
als in den westlichen Bundesländern. 
Gerade auch ihr Bestehen in den west¬ 
lichen Bundesländern spricht aber für 
eine Stabilisierung. 

Frank Schumacher 
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Keine Mehrheit für die „Reformer" 

Das „Forum demokratischer Sozialismus“ (fds) besteht seit 10 Jahren 



as fds, einer von 33 offiziellen Zu¬ 
sammenschlüssen der Partei „Die 
Linke“ scheiterte auf dem Partei¬ 
tag in Hannover mit Anträgen zur Au¬ 
ßen- und Sicherheitspolitik. Trotzdem 
feierte man in Berlin auf dem Fest der 
Partei, die an diesem Tag den 10. Jahres¬ 
tag des Zusammenschlusses von PDS 
und WASG beging, am vergangenen 
Sonnabend fröhlich den eigenen 10. 
Geburtstag. 

Die Geschichte des fds begann nicht 
erst 2007, sondern spätestens am An¬ 
fang der 90er Jahre. Im theoretischen 
Bereich (Transformationskonzept, Ver¬ 
hältnis zur SPD, Klassenfrage) muss 
man, wenn man sich die Konzepte an¬ 
schaut, bei der Analyse wohl noch weiter 
zurückblicken: Zumindest in die letzten 
Jahren der DDR. Dabei darf man jedoch 
nicht nur auf das SED-SPD-Papier „Der 
Streit der Ideologien und die gemeinsa¬ 
me Sicherheit“ von 1987 und/oder nur 
auf den Einfluss von „Perestroika“ und 
„Glasnost“ schauen, sondern auch auf 
die innere politische und ideologische 
Entwicklung in der DDR. 

Nach der Umwandlung der SED 
über die SED/PDS in die Partei des 
demokratischen Sozialismus (PDS) im 
Februar 1990 gründeten sich diverse 
Arbeitsgemeinschaften, Plattformen, 
Foren. Linke Zusammenschlüsse wie 
die Kommunistische Plattform, spä¬ 
ter das Marxistische Forum und an¬ 
dere entstanden. Doch auch solche, 
für die eher ein sozialdemokratisches 
Geschichtsbild wie Parteikonzept prä¬ 
gend war und die die Distanzierung 
von der DDR vorantrieben. Das zeig¬ 
te sich bald auf Konferenzen der Partei 
wie in Veröffentlichungen, aber auch in 
der zunehmenden Distanz zu Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten z.B. der 
DKP. Anfang der 90er Jahre gab es in 
der PDS zudem bereits Debatten über 
Regierungsbeteiligungen bzw. -tolerie- 
rungen. 1994 entschied sich die PDS 
in Sachsen-Anhalt zur Duldung einer 
rot-grünen Minderheitsregierung von 
SPD und Bündnisgrünen („Magdebur¬ 
ger Modell“). Es folgten erste Regie¬ 


rungsbeteiligungen: Zunächst in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern (1998-2004) und 
dann in Berlin (2001-2011). Ergebnis 
von Tolerierungen und Regierungsbe¬ 
teiligungen, bei denen die Partei nie¬ 
mals dazu kam, die eigenen Wahlfor¬ 
derungen durchzusetzen, sondern sich 
der „Sachzwanglogik“ unterwarf, war 
jeweils ein Einbruch bei folgenden 
Wahlen. 2011 in Berlin war dieser be¬ 
sonders dramatisch. 

Im Jahr 2002 entstand unter dem 
Namen „Forum Zweite Erneuerung“ 
ein Diskussionsforum der PDS, das alle 
„Reformer“ zu integrieren suchte. Am 
16. Juli 2005 änderte man den Namen 
in „Forum demokratischer Sozialismus“. 
Im Jahr 2007 formierte sich das fds neu. 
Es wird auch in den bürgerlichen Medi¬ 
en schon seit seiner Gründung zu den 
„Reformern“ in der Partei gezählt. Und 
deren Schema ist einfach: Geht es um 
Linke, sind die „Reformer“ natürlich im¬ 
mer die Guten ... 

Ein Blick auf Inhalte des Forums 
vermittelt, warum das fds zu den „Refor¬ 
mern“ gezählt wird: Der schon 1989/90 
wenig erhellende Begriff „demokra¬ 
tischer Sozialismus“, dessen Konturen 
im Laufe der Jahre immer unschärfer 
werden, wird immer wieder strapaziert. 
Schon im Gründungsdokument des fds 
von 2007 wird auf die SPD verwiesen, 
die diesen Begriff aufgegeben habe. Die 
Notwendigkeit gesellschaftlicher Um¬ 
brüche wird gesehen, aber damit beant¬ 
wortet, dass natürlich „Transformatio¬ 
nen“ nötig und der einzig gangbare Weg 
seien. Auffällig, aber im Gesamtzusam¬ 
menhang durchaus schlüssig, ist die klare 
Abgrenzung zur DDR. Die Positionen 
der fds-Vertreter im Zusammenhang 
mit Regierungsbeteiligungen und „Rot- 
Rot-Grün“ im Bund, vor allem aber zu 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr, un¬ 
terscheiden sich wesentlich von denen 
anderer Teile der Partei und nicht nur 
von den Standpunkten der Parteilinken. 
Immer wieder wird hier - wie bei der 
Frage der Regierungsbeteiligung - auf 
Parteitagen versucht, die im Parteipro¬ 
gramm festgelegten roten „Haltelinien“ 


aufzuweichen. Doch in entscheidenden 
Fragen konnte man sich vor allem nach 
dem Zusammenschluss von PDS und 
WASG vor 10 Jahren nicht durchsetzen. 
Weder das in Erfurt 2011 beschlossene 
Parteiprogramm noch spätere Mehr¬ 
heitsbeschlüsse dürften den fds-Vertre¬ 
tern gefallen haben. Auch deshalb und 
wegen persönlicher Karriereknicks war 
2014 das Forum kurz vor dem Kollaps. 
Die Auflösung drohte. Man raufte sich 
noch einmal zusammen. 

Und nun? Auf dem Wahlparteitag 
der Linkspartei, der vom 9. bis 11. Juni 
in Hannover stattfand (siehe UZ vom 
16. Juni) scheiterte das fds mit seinen 
Anträgen zur (gleichwertigen) Verurtei¬ 
lung Russlands wegen des Konflikts in 
der Ukraine, des Anschlusses der Krim, 
von Russland und China auch wegen des 
Syrienkonfliktes usw. 

Und doch ist kritische Selbstreflek- 
tion im fds wohl nicht gefragt. Mit einer 
eigenen Zeitung machte man auf den 
eigenen 10. Geburtstags aufmerksam. 
In jener Ausgabe der Zeitung „Neu¬ 
es Deutschland“, der eine Zeitung der 
Linkspartei zu ihrem 10. Jahrestag bei¬ 
gelegt worden war, gab es eine zweite 
Beilage. Eben die des fds. Im Editorial 
heißt es: „Sie halten etwas ganz Beson¬ 
deres in den Händen.“ Aufschlussreich 
sind nicht die - verklausulierten - Po¬ 


sitionen, sondern, wer da was in dieser 
Zeitung geschrieben hat oder ein Inter¬ 
view gab. Und das zeigt, welchen Einfluss 
man tatsächlich hat, wenn es auch der¬ 
zeit auf Parteitagen in wichtigen Fragen 
meist keine Mehrheiten gibt: Prominenz 
ist mit dabei: Dietmar Bartsch, Petra Pau, 
Stefan Liebich (erster Bundessprecher 
des fds), Jan Körte, Halina Wawzyniak, 
Matthias Höhn, (Wahlkampfleiter der 
Partei), Klaus Lederer, (seit Dezember 
2016 Bürgermeister und Kultur- und Eu¬ 
ropasenator von Berlin). Nicht alle sind 
auch Mitglieder des fds, nicht alle wich¬ 
tigen Funktionäre der Partei, die Mit¬ 
glieder des fds sind (wie Benjamin Hoff, 
Staatssekretär in Thüringen) haben in 
dieser „Geburtstagszeitung“ einen Bei¬ 
trag veröffentlicht. Zudem wurden zwei 
Kritikern wie Inge Höger, Sprecherin der 
Antikapitalistischen Linken (AKL),und 
Harri Grünberg, ehemaliger Sprecher 
der Sozialistischen Linken (SL), ein we¬ 
nig Platz geboten. Wohl als Feigenblatt, 
um zu zeigen, dass man sich der Kritik 
stelle. Doch Luise Neuhaus-Wartenberg, 
neben Dominic Heilig derzeit Bundes¬ 
sprecherin des fds, wiegelte gleich auf der 
nächsten Seite ab: „FDS: Nur die Rech¬ 
ten in der Partei?“ Nein, man will doch 
mit allen reden, man gehöre doch zu den 
Guten, die realistisch das Wahre an- und 
aussprechen. Nina Hager 


Streit um Fahrverbote 

Hilflose Reaktionen auf immer schlimmere Werte 


Generalangriff auf 
Bürgerrechte 

Innenminister sprechen sich für mehr Überwachung 
und rigorose Abschiebepolitik aus 


Schwerpunktmäßig hatten sich die Mi¬ 
nister und Senatoren der Länder bei 
ihrer Konferenz in Dresden auf ge¬ 
meinsame Standards im sogenannten 
„Kampf gegen den Terror“ geeinigt. 
Zudem ging es bei der Tagung um eine 
„Harmonisierung der Landespolizei¬ 
gesetze“. Dazu stellten die anwesen¬ 
den Amtsträger einen Musterentwurf 
für ein einheitliches Polizeigesetz vor. 
„Terror und schwere Straftaten machen 
vor Staatsgrenzen keinen Halt und 
schon gar nicht vor Grenzen zwischen 
Bundesländern“, erklärte Sachsens In¬ 
nenminister Markus Ulbig (CDU) in 
Dresden. Ähnlich äußerte sich Bun¬ 
desinnenminister Thomas de Maiziere. 
Es sei „ein wichtiger Schritt nach vorn, 
dass wir uns im Kreis der Innenminister 
auf ein einheitliches Bewertungsver- 
fahren für die Einschätzung des aku¬ 
ten Risikos von Gefährdern geeinigt 
haben“, sagte er. 

Gemeinsam mit den Landesinnen¬ 
ministern hatte sich de Maiziere zuvor 
darauf verständigt, sogenannte „Ge- 
fährder stärker zu überwachen und da¬ 
für auch länderübergreifend und beim 
Bund Ressourcen umzusteuern“. Dabei 
erneuerten vor allem CDU-Politiker 
ihre Forderung, künftig auch Frauen 
und Minderjährige aus dem salafisti- 
schen Milieu stärker durch die Behör¬ 
den und Geheimdienste beobachten zu 
lassen. Zur Überprüfung der Identität 
und zur Verhinderung von Mehrfach¬ 
identitäten beschlossen die Innenmi¬ 
nister und -Senatoren zudem, die Vo¬ 


raussetzungen zu schaffen, um künftig 
auch Fingerabdrücke von 6-14-Jäh- 
rigen zu nehmen. Bisher gab es diese 
Möglichkeit nur für über 14-Jährige. 

„Wer bereits Sechsjährigen Finger¬ 
abdrücke abnehmen will, um sich vor 
Terror zu schützen, fantasiert jenseits 
menschlicher Vernunft und humanisti¬ 
scher oder christlicher Grundüberzeu¬ 
gungen“, monierte daraufhin Enrico 
Stange, innenpolitischer Sprecher der 
Linksfraktion im Sächsischen Landtag. 
Dass die Innenminister sich nicht über 
die bundesweite Schleierfahndung eini¬ 
gen konnten, habe unterdessen „mehr 
mit noch fehlenden Rechtsgrundlagen 
in einzelnen Bundesländern und feh¬ 
lenden Polizeiressourcen zu tun als mit 
dem vermeintlichen Wirken der Innen¬ 
minister für freiheitliche Grundrechte“, 
so Stange weiter. 

Die Bundestagsabgeordnete Ulla 
Jelpke (Linksfraktion) warf den Mi¬ 
nistern die Täuschung der Öffentlich¬ 
keit vor. Durch schwerste Grundrechts¬ 
eingriffe, wie Massenüberwachung der 
Bürger, durch den Zugriff der Behör¬ 
den auf Messengerdienste wie Whats- 
app, verdachtsunabhängige Kontrol¬ 
len, wie auch die Kriminalisierung von 
Kleinkindern werde kein Terroran¬ 
schlag verhindert, sondern ein Schritt 
weiter zum autoritären Überwachungs¬ 
staat gemacht. „Es stellt sich daher die 
Frage, wer schützt die Menschen, die 
hier leben, und ihre Rechte vor diesen 
Innenministern?“, kommentierte Jelp¬ 
ke die Ergebnisse. Markus Bernhardt 


Luftverschmutzung ist in deutschen Städ¬ 
ten ein größer werdendes Problem. Die 
Bundesregierung sieht wegen zu hoher 
Emissionen Handlungsbedarf, ist sich 
aber uneins, wie diesen beizukommen 
wäre. Münchens Oberbürgermeister Die¬ 
ter Reiter (SPD) sagte kürzlich gegen¬ 
über der Deutschen Presseagentur (dpa), 
dass man über Zufahrtsbeschränkungen 
für Dieselautos nachdenken müsse, wenn 
es keine andere Lösung gebe. 

Der von der EU zugelassene Mittel¬ 
wert für die Belastung mit dem giftigen 
Stickstoffdioxid werde nicht nur auf den 
großen Ring- und Einfallstraßen regel¬ 
mäßig überschritten. Von einem Fahr¬ 
verbot in München betroffen wären - 
je nach angewandter Abgasnorm - zwi¬ 
schen 133 000 und 170 000 Fahrzeuge. 

Handwerk, Industrie und Handel in 
Bayern lehnten die Reiters Pläne ab. Wa¬ 
ren könnten nicht mehr geliefert werden, 
mit vielen zusätzlichen Pendlern wäre 
der öffentliche Nahverkehr überfordert, 
warnen Verbände. Der Verband der Au¬ 
tomobilindustrie erklärte, es gebe „intel¬ 
ligentere und schneller wirkende Maß¬ 
nahmen“ als zeitlich begrenzte oder dau¬ 
erhafte Fahrbeschränkungen, z.B. die 
Verbesserung des Verkehrsflusses. 

Der Deutsche Städtetag plädiert vor 
diesem Hintergrund für die Einführung 
der blauen Plakette. „Niemand behaup¬ 
tet, dass die blaue Plakette die Ideallö¬ 
sung ist. Aber sie ist ein Instrument, um 
mögliche Fahrverbote auch kontrollie¬ 
ren zu können“, sagte Dedy. Es sei völ¬ 
lig unverständlich, dass sich die Bun¬ 
desregierung nicht auf ihre Einführung 
einigen könne. Das sei fahrlässig. Die 
Einführung der blauen Plakette war im 
vorigen Sommer vom Bundesumweltmi¬ 


nisterium auf Eis gelegt worden. Mit ihr 
sollten besonders schadstoffarme Autos 
markiert werden. 

Bundesweit gibt es verschiedene 
Ansätze, mit zu hohen Abgaswerten 
von Diesel-Fahrzeugen in Innenstädten 
umzugehen. In Stuttgart soll es ab 2018 
an Tagen mit besonders hoher Luftver¬ 
schmutzung Fahrverbote geben. Ham¬ 
burg plant Fahrverbote auf Teilen zweier 
Hauptverkehrsstraßen. In Köln, Düssel¬ 
dorf und Dortmund stehen flächende¬ 
ckende Fahrverbote derzeit nicht zur 
Diskussion, und die niedersächsische 
Hauptstadt Hannover prüft derzeit alle 
geeigneten Maßnahmen. In elf hessi¬ 
schen Städten gibt es bereits Luftrein- 
haltepläne, mit Umweltzonen oder Lkw- 
Durchfahrverboten. 

Die Autoindustrie denkt aber derzeit 
gar nicht daran, ihre Produktpalette zu 
ändern, wie eine neuere Untersuchung 
der Deutschen Umwelthilfe (DUH) zeigt. 
Diese hatte bei einem Audi A8 mit Diesel¬ 
motor und Abgasstufe Euro 6 die höchs¬ 
ten je gemessenen Stickoxid-Werte ermit¬ 
telt. Eine Limousine habe bei Straßen¬ 
tests im Durchschnitt 1422 Milligramm 
des giftigen Stickoxids pro Kilometer 
ausgestoßen. Der Spitzenwert lag sogar 
bei 1938 Milligramm pro Kilometer. Der 
höchstens zulässige Wert für dieses Fahr¬ 
zeug der Euronorm 6 liege allerdings nur 
bei 80 mg/km. „Audis Spitzenlimousine 
flutet die deutschen Innenstädte mit Re¬ 
kordmengen des Dieselabgasgiftes Stick¬ 
oxid“, kritisiert Jürgen Resch, Bundesge¬ 
schäftsführer der DUH. Es sei „geradezu 
absurd“, dass für derartige Fahrzeuge eine 
Ausnahme für ab 2018 kommende Diesel- 
Fahrverbote gefordert werde. 

Bernd Müller 


Armutskongress 

Unter dem Motto „Umsteuern: Ar¬ 
mut stoppen, Zukunft schaffen“ fin¬ 
det am 27. und 28. Juni der zweite 
Armutskongress in Berlin statt. Die 
Konferenz wird maßgeblich vom Pa¬ 
ritätischen Wohlfahrtsverband und 
dem DGB veranstaltet und von Sozi¬ 
alverbänden und Menschenrechtsor¬ 
ganisationen unterstützt. Thematisch 
soll es um Steuergerechtigkeit, den 
Kampf gegen Armut und Ausgren¬ 
zung, sowie Herausforderungen für 
eine soziale Wohnungspolitik gehen. 

DKP-Kandidatur in 
Schleswig-Holstein 
ermöglichen 

Es wird zwar eng in Schleswig-Holstein, 
die Landesliste der DKP mit den erfor¬ 
derlichen Unterstützungsunterschriften 
abzusichern, aber es ist nicht unmög¬ 
lich. In den vergangenen Tagen haben 
Mitglieder der DKP engagiert gesam¬ 
melt, die Zahl der vorliegenden Unter¬ 
schriften liegt nun bei über 1 200. 

Dieser UZ liegen im Verbreitungsgebiet 
dieses Bundeslandes die Formulare des 
Wahlleiters bei. Die DKP bittet, diese zu 
nutzen, sie können auch fotokopiert und 
dann von weiteren Unterstützern ausge¬ 
füllt werden. 

Es finden von benachbarten Bundeslän¬ 
dern ebenfalls Einsätze zur Unterstüt¬ 
zung statt. 

DKP-Infostände, an denen Unterschrif¬ 
ten für die Kandidatur gesammelt wer¬ 
den, finden statt am 

Freitag, 23. Juni, 14.00 Uhr, Bargte¬ 
heide, Rathausstraße/Ecke Am Markt. 
Samstag, 24. Juni, 11.00 Uhr, Ahrens¬ 
burg Rondeei, Höhe Drogeriemarkt 
Rossmann. 

Freitag, 30. Juni, 14.00 Uhr, Bargte¬ 
heide, Rathausstraße/Ecke Am Markt. 
Samstag, 1. Juli, 11.00 Uhr, Lübeck- 
Marli, Ecke Schlutuper Straße/Marli¬ 
straße (neuer Kaufhof). 

Untergetaucht 

Angaben der Bundesregierung zu¬ 
folge sind aktuell 462 Personen auf 
freiem Fuß, die per Haftbefehl we¬ 
gen sogenannter rechtsmotivier¬ 
ter Straftaten gesucht werden. Dies 
geht aus einer Antwort der Bundes¬ 
regierung auf eine parlamentarische 
Anfrage der Innenpolitikerin Ulla 
Jelpke (Linksfraktion) hervor. Die 
Bundestagsabgeordnete warnte vor 
einem „sich etablierendem Nazi¬ 
untergrund“ und bescheinigte den 
zuständigen Behörden, mangelnde 
Sorgfalt in der Strafverfolgung der 
extremen Rechten. 

Rechter Bildersturm 

Die Berliner AfD hat gefordert, die 
Karl-Liebknecht-Straße in der Bun¬ 
deshauptstadt in Ronald-Reagan- 
Boulevard umzubenennen. Georg 
Pazderski, Fraktionschef der Rech¬ 
ten im Abgeordnetenhaus, begrün¬ 
dete die Forderung damit, mit der 
Umbenennung „ein klares Symbol 
des Endes der kommunistischen 
Diktatur“ setzen zu wollen, wie er 
anlässlich des 30. Jahrestages einer 
Rede Reagans forderte, in der der 
US-Präsident die Öffnung der Ber¬ 
liner Mauer gefordert hatte. 

Petry unter 
Meineid-Verdacht 

Die Staatsanwaltschaft Dresden hat 
am Montag die Aufhebung der Im¬ 
munität der sächsischen AfD-Land¬ 
tagsabgeordneten und Parteichefin 
Frauke Petry beantragt. Der Land¬ 
tagsabgeordnete Andre Schollbach 
(Linksfraktion) hatte Petry im Fe¬ 
bruar 2016 bei der Staatsanwalt¬ 
schaft angezeigt, da Petry sich unter 
Eid bei einer Sitzung des Wahlprü¬ 
fungsausschusses des Sächsischen 
Landtags in Widersprüche verstrickt 
haben soll. „Aufgrund der hervor¬ 
getretenen Widersprüche bestehen 
berechtigte Zweifel daran, dass vor 
dem Wahlprüfungsausschuss alle 
Zeugen ihren gesetzlichen Pflichten 
nachgekommen sind. Diese Zweifel, 
die der von mir erstatteten Strafan¬ 
zeige zugrunde lagen, werden nun 
offenbar auch von der Staatsanwalt¬ 
schaft Dresden geteilt“, gab Scholl¬ 
bach bekannt. 
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USA schießen 
syrischen Jet ab 

Die US-Luftwaffe hat am Sonn¬ 
tag einen syrischen Jagdbomber 
vom Typ Suchoi Su-22 bei Gefech¬ 
ten um die IS-Hochburg ar-Raqqa 
in Nordsyrien abgeschossen. Das 
Flugzeug habe zuvor Bomben in 
der Nähe verbündeter Truppen der 
„Syrischen Demokratischen Kräf¬ 
te“ (SDF) abgeworfen, teilte das 
Pentagon mit. „Das Bündnis strebt 
keine Kämpfe gegen das syrische 
Regime oder mit ihm verbündete 
russische und regimetreue Kräfte 
an“, heißt es in der Mitteilung. Als 
Reaktion auf den Abschuss des 
Kampfflugzeugs hat die russische 
Regierung am Montag die Kontak¬ 
te zur Vermeidung von Zwischen¬ 
fällen im syrischen Luftraum aus¬ 
gesetzt und von einem „Akt der 
Aggression“ gesprochen. Sie kün¬ 
digte zudem an, dass künftig alle 
Objekte, die westlich des Euphrat 
entdeckt würden, von der russi¬ 
schen Flugabwehr und Luftwaffe 
verfolgt und als „Ziele“ betrachtet 
würden. 

Es war der erste Abschuss eines 
syrischen Kampfflugzeugs durch 
US-Streitkräfte in dem seit sechs 
Jahren anhaltenden Krieg gegen 
Syrien. Allerdings haben die USA 
Anfang April dieses Jahres einen 
Stützpunkt der syrischen Luftwaffe 
mit Marschflugkörpern vom Mittel¬ 
meer aus angegriffen. Damals wur¬ 
den mindestens sechs Menschen ge¬ 
tötet. Russland setzte als Reaktion 
auch damals die Kontakte mit der 
US-Luftwaffe aus, nahm sie später 
aber wieder auf. 


Stichwahl in Frankreich 

Beim zweiten und letzten Wahlgang 
der Parlamentswahlen am vergan¬ 
genen Sonntag in Frankreich gin¬ 
gen nur 20 der 47 Millionen Wahl¬ 
berechtigten wählen. Es wird von 
der geringsten Wahlbeteiligung seit 
1958 gesprochen. Macrons Wahl¬ 
bündnis bestehend aus „La Repub- 
lique en marche“ und „Mouvement 
Democrate“ erhielt 350 von 577 Sit¬ 
zen in der Nationalversammlung 
und wird trotz der niedrigen Wahl¬ 
beteiligung als großer Wahlsieger 
gefeiert. Dieses Image braucht Ma- 
cron, um seine angekündigten „Re¬ 
formen“ „zur Stärkung der franzö¬ 
sischen Wirtschaft“ durchziehen zu 
können. 

Von den Linken der Bewegung 
Melenchons („La France insoumi- 
se“) wurden sechzehn und von der 
kommunistischen Partei (PCF) elf 
Vertreter ins Parlament gewählt. 
Die Sozialdemokraten der PS wer¬ 
den gemeinsam mit Bündnispart¬ 
nern 44 Sitze haben (bei der letzten 
Wahl: 395). Le Pens Front National 
gewann vor allem in den Küsten¬ 
städten mehrere Direktmandate 
und wird künftig mit acht Sitzen in 
der Nationalversammlung vertre¬ 
ten sein. 

FARC gibt 
letzte Waffen ab 

Die Kämpfer der FARC geben bis 
zum 27. Juni die ihnen noch verblie¬ 
benen Waffen ab. Aktuell befinden 
sich die Kämpfer der FARC in Frie¬ 
denscamps, wo der Übergang in ein 
ziviles Leben und die Gründung ei¬ 
ner Partei vorbereitet werden. Pro¬ 
blematisch an den Camps ist, dass 
die Sicherheit der Kämpfer dort, 
laut Farc-Anführer Rodrigo Lon- 
dono, ungenügend sei. 

Er kritisiert aber vor allem, 
dass die Regierung das Problem 
der rechten paramilitärischen Ban¬ 
den nicht ernsthaft bekämpfe, was 
umso wichtiger ist, wenn es die 
FARC nicht mehr gibt. Laut UN- 
Kommissar Zeid Ra‘ad al-Hussein 
zeigt sich, dass Anschläge auf fort¬ 
schrittliche Persönlichkeiten beson¬ 
ders auf ehemaligem FARC-Gebiet 
begangen werden. Die Zahl vonl56 
getöteten Führungspersönlichkei¬ 
ten in den letzten 14 Monaten ist im 
Vergleich zu den vorherigen Jahren 
rekordverdächtig hoch. 


Die o,6-Prozent-Diktatur 

Die britische Premierministerin und ihre Koalitionspartner DUP 



DUP-Chefin Arlene Foster trifft sich gerne mal mit den alten Kämpfern der paramilitaristischen UDA. 
(Wandbild in Belfast, Nordirland). 


D ass Theresa May ihre absolute 
Mehrheit im britischen Parla¬ 
ment verlor, kam bei den Men¬ 
schen im Vereinigten Königreich als 
Schock an, zumal die Schmierenko¬ 
mödie um eine vorgezogene Neuwahl 
mit dem erklärten Ziel inszeniert wur¬ 
de, diese zu vergrößern, um somit der 
Premierministerin mehr Spielraum 
für die reibungslose Abwicklung des 
EU-Austritts zu verschaffen. Ganz ne¬ 
benbei wollten die Konservativen der 
Labour-Partei, der die Demoskopie 
bei Wahlen ein vernichtendes Ergeb¬ 
nis voraussagten, den Todesstoß ver¬ 
setzen. 

Jeremy Corbyn und seine - gegen 
massiven Widerstand aus den eigenen 
Reihen weit nach links gerückte - Rie¬ 
ge zeigten sich zum wiederholten Mal 
als vollkommen „unberechenbar“, er¬ 
zielten seit mehr als zwei Jahrzehnten 
das beste Wahlergebnis für Labour. In 
den Arbeiterbezirken ist Labour jetzt 
so stark wie in den 50er Jahren. Das 
Gesamtergebnis bringt die mitglieder¬ 
stärkste Partei Europas bis auf 3 Pro¬ 
zentpunkte an die Tories heran. 

Nach wenigen Stunden des Wun- 
denleckens und einem kurzen Anfall 
von Selbstkritik („Ich habe euch das 
eingebrockt“) tat Theresa May unver¬ 
züglich das, was bürgerliche Politiker 
am besten können: Sie entwickelte ei¬ 
nen Plan zum Festhalten an der Macht. 
In der Rekordzeit von weniger als ei¬ 
nem Tag erledigte sie den gesetzlich 
wie auch vom strengen Protokoll ge¬ 
forderten Antrittsbesuch bei der Kö¬ 
nigin mit Vorlage eines Konzepts zum 
Regieren. Dann tauchte sie sofort in 
der Öffentlichkeit auf und katapultier¬ 
te sich wiederum mit schockierenden 
Nachrichten in die Schlagzeilen: „Nur 
die konservative Partei ist legitimiert, 
eine Regierung zu bilden. Dabei wer¬ 
den wir insbesondere weiter mit unse¬ 
ren Freunden (10 Abgeordnete, H.G.- 
B.) in der „Democratic Unionist Par¬ 
ty“ Zusammenarbeiten.“ 

Wer sind die neuen 
alten Freunde? 

Die DUP (Democratic Unionist Par¬ 
ty) wurde 1971 von Ian Richard Kyle 
Paisley in Belfast gegründet. Der 2009 
geadelte und von da ab bis zu seinem 
Tod im Jahre 2014 als „Baron Bannsi- 
de“ signierende Prediger und Priester 


ging als der einzige Europäer, der eine 
Kirche und eine politische Partei grün¬ 
dete, in die bürgerliche Geschichts¬ 
schreibung ein. 

Hinter Paisley stand der aggres¬ 
sivste, fundamentalistisch anti-iri¬ 
sche Teil der Reichen Nordirlands. 
Das Ergebnis der Spaltung der Pres- 
byterianischen Kirche und der alten 
„Unionistischen Partei“ kann sich se¬ 
hen lassen: Die „Free Presbyterian 
Church“(„Freie Presbyterianer“) ist 
heute die reichste Glaubensgemein¬ 
schaft im Norden der Insel und die 
DUP die Partei mit den meisten Wäh¬ 
lerstimmen. 

Ihre 29 Prozent bei der Parla¬ 
ments wähl in der Region Nordirland 
machen aber auf das Königreich um¬ 
gerechnet gerade mal 0,6 Prozent aus. 
Dass dieser Splitter jetzt per Tolerie¬ 
rung der Minderheitsregierung May 


das Zünglein an der Waage der briti¬ 
schen Politik sein soll, wird bis in wei¬ 
te Teile der konservativen Partei hin¬ 
ein als absurd empfunden, mehr noch: 
Hier liegt die Grundlage für Theresa 
Mays nächstes Debakel. 

Es ist nicht nur die offensichtliche 
Ignoranz gegenüber der Mehrheit der 
Wähler, die Unmut erzeugt, selbst 
konservativ denkende Menschen 
können mit dem reaktionären Fun¬ 
damentalismus der DUP nicht leben. 
Die von Arlene Foster geführte Partei 
lehnt jegliche Form gleichgeschlecht¬ 
licher Ehe bzw. Lebensgemeinschaft 
ab, hintertreibt seit Jahren erfolgreich 
das in Britannien gesetzlich festgeleg¬ 
te Recht der Frauen auf Abtreibung 
per Sonderregelung in Nordirland, ge¬ 
hört mehrheitlich neben der Trump- 
Bande zu den weltweit wenigen „Ver¬ 
neinern“ einer Klimaveränderung, ist 


bis ins Mark gewerkschaftsfeindlich, 
unterstützt den „Orange Order“ (Ora- 
nierorden), den reaktionärsten Ver¬ 
band der pro-britischen Bevölkerung 
Nordirlands,bei den alljährlich Gewalt 
hervorrufenden sektiererischen Mär¬ 
schen. 

Hinzu kommt, dass die derzeitige 
Parteichefin bis zum Hals in Skandale 
verstrickt ist - von sexistischen Aus¬ 
fällen gegen andere Politikerinnen bis 
zur massiven Veruntreuung von Steu¬ 
ergeldern. In der Folge ist das nordi¬ 
rische Regionsparlament trotz Neu¬ 
wahlen seit mehr als einem Jahr unfä¬ 
hig, Beschlüsse zu fassen. Dass diese 
„Freundschaft“ eine Wahlperiode 
überleben wird, glaubt außer der Ex- 
Staatssekretärin für Nordirland, The¬ 
resa May, kaum jemand auf den briti¬ 
schen Inseln. 

Hermann Glaser-Baur 


Das Flüchtlings-Hotel in Athen 

Studierende der Europäischen Akademie der Arbeit starten Petition gegen drohende Räumung 


Seit 2010 stand das City Plaza Hotel im 
Stadtteil Exarchia in Athen leer. Seit 
2016 ist es wieder mit Leben gefüllt und 
trägt im Internet den Titel „Das beste 
Hotel Europas“. Denn im April 2016 
besetzten linke Aktivisten und Flücht¬ 
linge das Gebäude, das noch voll mö¬ 
bliert und ausgestattet war. Nun leben 
hier rund 400 Geflüchtete aus Syrien, 
Afghanistan, Pakistan, Kurdistan und 
vielen anderen Ländern. Sie hatten zu¬ 
vor auf der Straße gelebt oder waren in 
Sammellagern völlig unzureichend un¬ 
tergebracht. 

Die griechischen Medien berichten 
derzeit, dass den Bewohnern mit Räu¬ 
mung gedroht wird. Das ist nicht das 
erste Mal, aber die Gefahr ist ernst zu 
nehmen. Die Besitzerin des City Pla¬ 
za Hotel, Aliki Papachela, die in Grie¬ 
chenland mehrere Hotels besitzt, hat 
Strafanzeige gegen den Minister für 
öffentliche Sicherheit und den Polizei¬ 
präsidenten gestellt, um die Räumung 
zu erzwingen. Zusätzlich befeuert wird 
die Drohung, das City Plaza zu schlie¬ 
ßen, von der rechtsextremen Szene, 
aber auch von der Regierungspartei Sy- 
riza. Ironischerweise will Papachela das 
Gebäude nach der Räumung angeblich 
einer NGO zur Verfügung stellen, die 
dort unbegleitete minderjährige Flücht¬ 
linge unterbringen soll. 

Studierende der Europäischen Aka¬ 
demie der Arbeit (EAdA)in Frankfurt 


(Main) hielten sich im Mai 2017 für eine 
Studienreise in Athen auf und beschlos¬ 
sen, sich selbst ein Bild zu machen: Im 
Cafe des Hotels erzählte ein älterer 
Grieche die Geschichte des City Pla¬ 
za und machte deutlich, dass das City 
Plaza mehr ist als nur eine Unterkunft. 
Während Europa seine Grenzen dicht 
macht und Flüchtlingspolitik mit Mau¬ 
ern und Zäunen macht, leben hier Men¬ 
schen verschiedener Nationalitäten, 
Religionen und ethnischer Herkunft ge¬ 
meinschaftlich und friedlich zusammen. 


Unter dem Motto „We live together - 
solidarity will win“ organisieren alle 
ihren Alltag gemeinsam. Jede Woche 
kommen alle Bewohner zusammen 
und besprechen ihr Zusammenleben. 
Die Regeln haben sie gemeinsam er¬ 
stellt und sie werden von allen befolgt. 
Die Finanzierung des Hotels läuft aus¬ 
schließlich über Spenden. Zu den Un¬ 
terstützern gehören auch deutsche Ge¬ 
werkschaften. 

Deutsche Medien berichten gerne 
und oft über Streitereien zwischen An¬ 


gehörigen verschiedener Religionen 
in Flüchtlingsunterkünften. Auf unse¬ 
re Frage, ob es hier ähnliche Proble¬ 
me gibt, lächelt unser Gastgeber nur: 
„Nein, solche Probleme haben wir hier 
eigentlich nicht.“ 

Warum kommt es nicht zum Kon¬ 
flikt? Mit großer Wahrscheinlichkeit 
hängt es mit der Vielzahl an Beschäfti- 
gungs- und Bildungsmöglichkeiten zu¬ 
sammen. Im City Plaza finden Flücht¬ 
linge endlich ein wenig Frieden - aber 
es ermöglicht ihnen viel mehr: Es gibt 
ärztliche Versorgung, Rechtsberatung, 
Sprachkurse, Musik- und Tanzkur¬ 
se, eine Bücherei, einen Friseur. Alle 
Bewohner übernehmen Aufgaben im 
Hotel - vom Kochen über das Putzen 
bis hin zum Sicherheitsdienst. Der ist 
leider notwendig, denn nur 400 Meter 
entfernt liegt die Zentrale der faschis¬ 
tischen Partei „Goldene Morgenröte“, 
Übergriffe aus der rechtsextremen Sze¬ 
ne sind zu befürchten. Dass noch nichts 
passiert ist, liegt an der großen Solidari¬ 
tät aus der Bevölkerung, besonders von 
den Nachbarn. 

Caroline Kirchhoff 

Unterstützt die Online-Petition der Stu¬ 
dierenden der Europäischen Akademie 
der Arbeit gegen die Räumung des City 
Plaza Hotel: www.openpetition.eu/gr/ 
petition/online/haende-weg-vom-city- 
plaza-hotel 
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Gemeinsame Zukunft mit Vergangenheit 

G20-Afrika-Konferenz in Berlin - Deutsche Exportwalze will nach Afrika 


D as deutsche Unternehmertum 
ist aufgerufen, seinen Anteil am 
neokolonialen Kuchen Afrika 
einzubringen. So will es die G20-Afri¬ 
ka-Konferenz, die am 12. und 13. Juni 
unter dem Titel „Investing in a Com¬ 
mon Future“ („In eine gemeinsame Zu¬ 
kunft investieren“) in Berlin stattfand. 

Wie eine solche gemeinsame Zu¬ 
kunft aussehen soll, lässt sich wohl 
am ehesten an der gemeinsamen Ver¬ 
gangenheit ablesen. Das Ziel ist es, im 
Kreise der imperialistischen Mäch¬ 
te endlich wieder „einen Platz an der 
Sonne“ einzunehmen, wie nach der 


Berliner Kongo-Konferenz 1884/85 
und somit 30 Jahre vor Beginn des 1. 
Weltkriegs. Damals hatten unter Bis¬ 
marcks Mediation die imperialistischen 
Mächte unter dem Vorwand, mit dem 
Wort Gottes die Zivilisation den Ein¬ 
geborenen zu bringen, den schwarzen 
Kontinent zerstückelt in Grenzen, die 
noch heute Gültigkeit haben. Und das 
zu spät gekommene Deutsche Reich 
hatte danach Gelegenheit, an einige 
Ecken in Ost- und Westafrika Krumen 
vom Kuchen aufzusammeln. 

Und heute? Der deutsche Handel 
mit Afrika ist zwar von 2010 mit jähr¬ 


lich 33,9 Mrd. Dollar auf 34,8 Mrd. Dol¬ 
lar 2016 gestiegen, aber Deutschland ist 
damit vom fünften Rang auf Platz 6 zu¬ 
rückgefallen (die USA sind auf Platz 
4), wie OECD, das UN-Entwicklungs- 
programm UNDP und die Afrikanische 
Entwicklungsbank jüngst in einem Be¬ 
richt schrieben. Auch bei den deutschen 
Direktinvestitionen in neue Projekte 
wird für die letzten beiden Jahre eine 
eher traurige Bilanz gezogen: Spitzen¬ 
reiter ist die VR China (23,9 Prozent 
der Investitionen), die Bundesrepublik 
liegt mit schwachen 1,9 Prozent noch 
hinter Italien mit 7.2 Prozent, den USA 



Ziel der Bundesregierung ist, dass Afrika für deutsche Unternehmen profitabler wird. (Bild: Kollegin im VW-Werk Uitenhage, Südafrika) 


mit 6,5 Prozent und Frankreich mit 4,8 
Prozent. 

Aber das soll sich nun ändern: Die 
Export walze Deutschland - von der EU- 
Politik missbilligt und von der US-Sank- 
tionspolitik behindert - soll auch in südli¬ 
che Bahnen gelenkt werden. Die mit den 
afrikanischen Wirtschaftsgemeinschaf¬ 
ten verhandelten Freihandelsabkommen 
treffen zwar auf heftige Kritik - wie auch 
der deutsche „Marschallplan für Afrika“ 
auf Skepsis - aber das Ziel ist klar vor 
Augen: Im Kern geht es darum, für die 
nächsten Dezennien „das große ökono¬ 
mische Potential Afrikas“, d.h. die Aus¬ 
beutungschancen 
von Mensch und 
Natur zu nutzen 
und die „Sogwir¬ 
kung“ auf die Mi¬ 
grationsströme 
aus afrikanischen 
Ländern reduzie¬ 
ren. „Um den 450 
Millionen jungen 
Afrikanern, die 
in den kommen¬ 
den 20 Jahren 
auf den Arbeits¬ 
markt kommen, 
eine Zukunfts¬ 
perspektive zu 
bieten, müssen 
die afrikanischen 
Staaten sicher 
Reformen und 
Investitionen 
durchführen, aber 
die G20-Staaten 
müssen auch ihre 
öffentliche Hil¬ 
fe in Schlüssel¬ 
sektoren wie Bil¬ 
dung verstärken“, 
urteilt „One“, 
eine Nicht-Re- 
gierungsorganisa- 
tion, die sich den 
globalen Kampf 
gegen die Armut 
zum Ziel gesetzt 
hat. 


„Wir schaffen das“ sagt Kanzlerin 
Merkel und zielt mit einer dreifachen 
Migrationsstrategie auf den Kontinent. 
Zum einen werden die vorhandenen 
Kapazitäten der afrikanischen Binnen¬ 
migration durch sogenannte Entwick¬ 
lungshilfe an private Klein- und Mitt¬ 
lere Unternehmen ausgebaut und die 
Flüchtlingsrouten übers Mittelmeer 
durch bilaterale Abkommen abge¬ 
dichtet. Das betrifft die westliche über 
Mali, Algerien und Libyen nach Itali¬ 
en und auch die östliche von Somalia, 
Eritrea über Ägypten nach Griechen¬ 
land. Die ins Land gekommenen wer¬ 
den entsprechend ihrer Qualifikation 
ausgesiebt und ins Ausbeutungssystem 
kostengünstig integriert, die zweite 
Generation assimiliert. Und Kanzlerin 
Merkel hat zum dritten das ökonomi¬ 
sche Potential der Migranten im Blick, 
nämlich deren Transferleistungen ab¬ 
zuschöpfen. Man sollte nicht verges¬ 
sen, dass die Überweisungen der afri¬ 
kanischen Migranten aus der Diaspora 
nachhause die Gesamtheit an auslän¬ 
dischen Direktinvestitionen überstei¬ 
gen: 64,6 Mrd. US-Dollar im Jahr 2015 
verglichen mit 55,2 Mrd. US-Dollar. 
Neunzig Prozent dieses Geldes gehen 
nach obigem Bericht der OECD nach 
Nord- und Westafrika und bewirken in 
der Mittelklasse beachtliche Impulse 
für die Entwicklung der lokalen Wirt¬ 
schaft. 

Und die beiden „Reformchampi¬ 
ons“ Tunesien und Ghana, Favoriten 
von Kanzlerin Merkel, finden sich im 
Ranking der 15 Länder mit den höchs¬ 
ten Transferleistungen. Nach Tunesi¬ 
en fließt eine Summe, die 4,8 Prozent 
des Bruttosozialprodukts ausmacht, in 
Ghana sind es 5 Prozent. 

Heia Safari, kann man da nur den 
hundert Investoren auf den Weg geben, 
die in Berlin auf afrikanische Politiker 
trafen. Diese Konferenz ist ein weite¬ 
rer nationaler Versuch, sich neben dem 
französischen Afrika-Gipfel zu positio¬ 
nieren, in Konkurrenz auch zu chinesi¬ 
schen Unternehmen. 

Georges Hallermayer 


Jubelkubaner feiern Trump 

Kubanische Regierung hält an Normalisierung der Beziehungen fest 


Der kubanische Außenminister Bru¬ 
no Rodriguez hat am Montag in Wien 
mit scharfen Worten die Wende in der 
Kuba-Politik der USA zurückgewiesen. 
Havannas Chefdiplomat kritisierte das 
von Präsident Donald Trump am Frei¬ 
tag unter dem Jubel ultrarechter Exil¬ 
kubaner in Miami Unterzeichnete Me¬ 
morandum als „Rückfall in den Kalten 
Krieg“. Diese Verordnung verschärft un¬ 
ter anderem das durch Barack Obama 
gelockerte Verbot für Individualreisen 
von US-Bürgern nach Kuba und unter¬ 
sagt Geschäftsbeziehungen zu Unter¬ 
nehmen, die in Verbindung mit den ku¬ 
banischen Streitkräften stehen. Trump 
kündigte zudem an, die US-Blockade 
gegen Kuba unverändert fortsetzen 
und sich den Aufrufen der UN-Gene- 
ralversammlung sowie anderer interna¬ 
tionaler Organisationen zu deren Be¬ 
endigung widersetzen zu wollen. Mehr 
Geld will der Chef des Weißen Hauses 
für subversive Programme zur „Demo¬ 
kratieförderung“ sowie für die Rekru¬ 
tierung und Finanzierung von System¬ 
gegnern auf der Insel locker machen. 

Nach einem dreitägigen Arbeitsbe¬ 
such in Österreich bezeichnete Kubas 
Außenminister auf einer Pressekon¬ 
ferenz in der Hauptstadt die Ankün¬ 
digungen Trumps als Gefahr für den 
Weltfrieden. „Ich sehe eine alarmie¬ 
rende Gefährdung der internationalen 
Sicherheit und die Gefahr einer Aufrüs¬ 
tung“, warnte Rodriguez. Seiner Auf¬ 
fassung nach hätten die Maßnahmen 
„nicht nur Einfluss auf die Beziehungen 
zu Kuba, sondern auch zum Rest von 
Lateinamerika.“ Die kubanische Regie¬ 
rung reagierte trotz allem souverän und 
bekräftigte ihre weitere Bereitschaft zu 


einem „respektvollen Dialog und zur 
Zusammenarbeit“. Das von Trump in 
seiner Rede mehrfach hervorgehobene 
Ziel eines Systemwechsels wies Havan¬ 
na zugleich entschieden zurück. „Jeg¬ 
liche Strategie, die darauf gerichtet ist, 
das politische, wirtschaftliche und sozi¬ 
ale System in Kuba zu ändern ... wird 
zum Scheitern verurteilt sein“, heißt es 
in einer am Freitag veröffentlichten Er¬ 
klärung der Revolutionären Regierung. 

Während antikommunistische Con- 
tra-Gruppen in Miami und ihre Anhän¬ 
ger in Kuba Trump feierten, reagierten 
die internationale Gemeinschaft sowie 
Bürger und Politiker in den USA mit 
Unverständnis und Ablehnung. Der 
Gouverneur des US-Bundesstaates 
Virginia, Terry McAuliffe, warnte vor 
negativen Folgen für das eigene Land. 
„Wie der Rückzug aus dem Pariser Kli¬ 
maschutzabkommen“ sei Trumps Kurs¬ 
wechsel „ein weiteres besorgniserregen¬ 
des Beispiel dafür, dass diese Regierung 
die Position unseres Landes in der Welt 
schwächt“, kritisierte er. Neben Venezu¬ 
ela, Bolivien, Nicaragua und zahlreichen 
anderen Staaten Lateinamerikas gehör¬ 
te Russland zu den ersten Ländern, die 
sich mit Kuba solidarisch erklärten. Das 
Moskauer Außenministerium bezeich¬ 
nete Trumps Rede als „antikubanisch 
und arrogant“. Die Sprecherin des Mi¬ 
nisteriums, Marija Sacharowa, erklärte 
knapp: „Kuba kennt das wahre Gesicht 
seines Nachbarn seit Jahren und ist da¬ 
ran gewöhnt.“ Selbst die Washington 
sonst eng verbundenen Regierungen 
von Kanada, Mexiko und andere dis¬ 
tanzierten sich umgehend von Trumps 
neuem Kurs. So sieht es auch die Mehr¬ 
heit der Wähler in den USA. Nach einer 


vom Meinungsforschungsinstitut „Mor- 
ning Consult“ Mitte Juni veröffentlich¬ 
ten Umfrage sind 61 Prozent aller Wäh¬ 
ler und 55 Prozent derjenigen, die den 
Republikanern nahe stehen, für die Auf¬ 
hebung der Blockade. 

Kubas Außenminister hatte deshalb 
am Montag in Wien durchaus Grund 


zur Zuversicht. Trotz des momentanen 
Rückschritts sei er sicher, dass die US- 
Blockade gegen Kuba entweder unter 
der Regierung Trump oder der folgen¬ 
den aufgehoben und damit die Norma¬ 
lisierung der Beziehungen ermöglicht 
werde, sagte Rodriguez selbstbewusst. 
Das Volk und die Regierung Kubas hät¬ 


ten „die Geduld, den Widerstandswillen 
und die Entschlossenheit... mit Unter¬ 
stützung der Mehrheit der US-Bevölke- 
rung, der kubanischen Migranten und 
der Internationalen Gemeinschaft auf 
diesen Moment hinzuarbeiten“, versi¬ 
cherte er. 

Volker Hermsdorf 


Trump isoliert die USA 

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba zur Rede des US-Präsidenten Donald Trump in Miami 


Als am 17. Dezember 2014 die Präsi¬ 
denten der USA und Kubas, Barack 
Obama und Raul Castro, in ihren Staa¬ 
ten gleichzeitig vor die Presse traten, 
waren viele Menschen auf der Welt 
davon überzeugt, dass nun ein neues 
Verhältnis zwischen den beiden Staa¬ 
ten beginnen könnte. Dass die USA sich 
mehr als taktischer Art auf eine Au¬ 
genhöhe mit Kuba begeben könnten, 
war nicht zu erwarten, aber es schien 
damit zumindest ein Eingeständnis 
zu geben, dass die Praxis der offenen 
Drangsalierung, Unterwanderung so¬ 
wie der psychologischen und bei der In¬ 
vasion in der Schweinebucht auch rea¬ 
len Kriegführung komplett gescheitert 
war. Manche Analysten hielten mittel¬ 
fristig auch ein Ende der Finanz- und 
Wirtschaftsblockade für möglich. 

Die Regierung unter Präsident Ob¬ 
ama arrangierte mit Kuba die Einrich¬ 
tung von Botschaften, änderte ansons¬ 
ten zunächst aber nur kleine Rahmen¬ 
bedingungen und verschaffte wegen 
der fortdauernden Blockade den Men¬ 
schen Kubas tatsächlich nur wenig po¬ 
sitive Änderungen. Mit der Öffnung 


für mehr Besuche der US-Bürger/in- 
nen, für landwirtschaftlichen und an¬ 
deren Warenaustausch,für Flugverbin¬ 
dungen, für Tourismusschiffe verband 
sich allerdings die Hoffnung, dass die 
Beziehungen stückweise verbessert 
werden könnten. Die Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba, die seit 1974 für 
Freundschaft mit dem kubanischen 
Volk und seiner Regierung wirbt, hat 
jedoch immer zu Recht darauf hinge¬ 
wiesen, dass eine Normalisierung der 
Beziehungen nicht zu haben ist, wenn 
an der Blockade festgehalten wird. 

Die Rede des neuen US-Präsiden- 
ten Donald Trump im Manuel Artime- 
Theater in Miami reiht sich ein in vie¬ 
le widersprüchliche Aussagen eines 
Mannes, der neben der Realität vieler 
anderer Staaten auch die Kubas nicht 
kennt. Irrationale Beschimpfungen ei¬ 
nes Landes, das nie die USA bedroht 
hat, werden nur die USA selbst in die 
Isolierung treiben. Behauptungen, alle 
Maßnahmen Obamas rückgängig zu 
machen, stehen neben einer nach jetzi¬ 
gem Kenntnisstand relativ kleinen Zahl 
von Änderungen gegenüber der Politik 


der Vorgängerregierung. Das betrifft 
im Wesentlichen, dass die erlaubten, 
nicht-touristischen Reisen für US-Bür- 
ger/innen (akademische oder künst¬ 
lerische Gründe) nur noch in Gruppen 
vorgenommen werden dürfen. Zudem 
soll verhindert werden, dass Hotels 
genutzt werden, die die US-Regierung 
dem kubanischen Militärhaushalt zu¬ 
rechnet. Zu mehr wirtschaftlichem 
Austausch soll es nur noch mit dem 
„privaten Sektor“ kommen, den es auf 
Kuba in kleinem Umfang de facto nur 
in der Landwirtschaft gibt. 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba sieht in der Rede Trumps neben 
einer Fortführung der Blockade und 
der weiteren Besetzung des illegal ge¬ 
haltenen Stützpunkts in Guantänamo 
vor allem ein Vergehen gegen die Völ¬ 
kerfreundschaft und damit in erster 
Linie gegen die eigene Bevölkerung. 
Denn das kubanische Volk kennt diese 
Politik seit vielen Jahrzehnten. Es wird 
sich auch dadurch nicht einschüchtern 
lassen. Es wird frei bleiben, solange es 
den Sozialismus als Grundlage seiner 
Souveränität verteidigt! 
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Auf dem Festival der Jugend 2017 wird zur Blockade des Fliegerhorstes Büchel aufgerufen 


Atomwaffen raus aus 


Deutschland 
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60 Jahre nach dem Göttinger Manifest wird der Abzug 
der Atombomben auch aus Büchel gefordert 


Im April 1957 bezeichnet Adenauer die taktischen Atomwaffen als „Weiterentwicklung 
der Artillerie“. Als Reaktion darauf wird die „Erklärung der Göttinger 18“ am 12.4.1957 
durch den Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft Prof. Dr. Otto Hahn veröffentlicht. 
In ihr warnen die Atomforscher vor den begrenzbaren Folgen des Einsatzes strategi¬ 
scher Atomwaffen. Sie fordern deshalb die Bundesrepublik zum freiwilligen Verzicht 
auf Atomwaffen besitz auf und lehnen ihre Beteiligung an Herstellung, Erprobung und 
Einsatz von Atomwaffen ab. Adenauers Antwort: Der ausdrückliche und freiwillige Ver¬ 
zicht auf den Besitz von Atomwaffen bedeute praktisch die Auflösung der NATO. 

Mit der bundesweiten Kampagne „Kampf dem Atomtod“ (KdA) riefen seit März 
1958 SPD, DGB, einzelne Kirchenvertreter und Intellektuelle zum Widerstand gegen 
die Ausrüstung der Bundeswehr mit Atomwaffen auf. 

Daneben setzte eine Welle spontaner Protestaktionen in Form von Arbeitsnie¬ 
derlegungen, Schweigemärschen und Mahnwachen ein. Die KdA-Kampagne verlor 
aber noch im gleichen Jahr an Kraft, nachdem sie von CDU/CSU-Seite als kommu¬ 
nistisch und prosowjetisch attackiert wurde und SPD und DGB - bei wachsender 
Kommunisten-Furcht in westdeutschen Wohnstuben - um ihre Anhängerschaft 
fürchten mussten. 

Quelle: http://www.niemoeller-haus-ausstellung.de/tafel37.html 


Büchel dicht machen 

Vom 22. bis zum 25. Juni werden DKP und SDAJ den Fliegerhorst 
Büchel (Eifel) mit seinem Atomwaffenlager blockieren. Diese Aktion 
ist Teil einer 20-wöchigen Mobilisierung verschiedener Gruppen der 
Friedensbewegung „Büchel atomwaffenfrei-Atomwaffen abschaffen 
- Modernisierung verhindern!“ 


Das Göttinger Manifest 

Die Pläne einer atomaren Bewaffnung der Bundeswehr erfüllen die unterzeichnenden Atomforscher mit tiefer Sorge. 
Einige von ihnen haben den zuständigen Bundesministern ihre Bedenken schon vor mehreren Monaten mitgeteilt. 
Heute ist eine Debatte über diese Frage allgemein geworden. Die Unterzeichnenden fühlen sich daher verpflichtet, 
öffentlich auf einige Tatsachen hinzuweisen, die alle Fachleute wissen, die aber der Öffentlichkeit noch nicht hinrei¬ 
chend bekannt zu sein scheinen. 

1. Taktische Atomwaffen haben die zerstörende Wirkung normaler Atombomben. Als „taktisch“ bezeichnet man sie, 
um auszudrücken, dass sie nicht nur gegen menschliche Siedlungen, sondern auch gegen Truppen im Erdkampf 
eingesetzt werden sollen. Jede einzelne taktische Atombombe oder -granate hat eine ähnliche Wirkung wie die erste 
Atombombe, die Hiroshima zerstört hat. Da die taktischen Atomwaffen heute in großer Zahl vorhanden sind, würde 
ihre zerstörende Wirkung im Ganzen sehr viel größer sein. Als „klein“ bezeichnet man diese Bomben nur im Vergleich 
zur Wirkung der inzwischen entwickelten „strategischen“ Bomben, vor allem der Wasserstoffbomben. 

2. Für die Entwicklungsmöglichkeit der lebensausrottenden Wirkung der strategischen Atomwaffen ist keine natürliche 
Grenze bekannt. Heute kann eine taktische Atombombe eine kleinere Stadt zerstören, eine Wasserstoffbombe aber 
einen Landstrich von der Größe des Ruhrgebietes zeitweilig unbewohnbar machen. Durch Verbreitung von Radio¬ 
aktivität könnte man mit Wasserstoffbomben die Bevölkerung der Bundesrepublik wahrscheinlich schon heute aus¬ 
rotten. Wir kennen keine technische Möglichkeit, große Bevölkerungsmengen vor dieser Gefahr sicher zu schützen. 

Wir wissen, wie schwer es ist, aus diesen Tatsachen die politischen Konsequenzen zu ziehen. Uns als Nichtpolitikern 
wird man die Berechtigung dazu abstreiten wollen; unsere Tätigkeit, die der reinen Wissenschaft und ihrer Anwen¬ 
dung gilt und bei der wir viele junge Menschen unserem Gebiet zuführen, belädt uns aber mit einer Verantwortung 
für die möglichen Folgen dieser Tätigkeit. Deshalb können wir nicht zu allen politischen Fragen schweigen. Wir be¬ 
kennen uns zur Freiheit, wie sie heute die westliche Welt gegen den Kommunismus vertritt. Wir leugnen nicht, dass 
die gegenseitige Angst vor den Wasserstoffbomben heute einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung des Friedens in 
der ganzen Welt und der Freiheit in einem Teil der Welt leistet. Wir halten aber diese Art, den Frieden und die Freiheit 
zu sichern, auf die Dauer für unzuverlässig, und wir halten die Gefahr im Falle des Versagens für tödlich. Wir fühlen 
keine Kompetenz, konkrete Vorschläge für die Politik der Großmächte zu machen. Für ein kleines Land wie die Bun¬ 
desrepublik glauben wir, dass es sich heute noch am besten schützt und den Weltfrieden noch am ehesten fördert, 
wenn es ausdrücklich und freiwillig auf den Besitz von Atomwaffen jeder Art verzichtet. Jedenfalls wäre keiner der 
Unterzeichnenden bereit, sich an der Herstellung, der Erprobung oder dem Einsatz von Atomwaffen in irgendeiner 
Weise zu beteiligen. Gleichzeitig betonen wir, dass es äußerst wichtig ist, die friedliche Verwendung der Atomenergie 
mit allen Mitteln zu fördern, und wir wollen an dieser Aufgabe wie bisher mitwirken. 

Fritz Bopp, Max Born, Rudolf Fleischmann, Walther Gerlach, Otto Hahn, Otto Haxel, Werner Heisenberg, Hans 
Kopfermann, Max v. Laue, Heinz Maier-Leibnitz, Josef Mattauch, Friedrich-Adolf Paneth, Wolfgang Paul, Wolfgang 
Riezler, Fritz Straßmann, Wilhelm Welcher, Carl Friedrich Frhr. v. Weizsäcker, Karl Wirtz. 


Auch 


Albert Schweitzer war dagegen 


Ulbert Schweitzer 


ntomwaffen sind ein tödliches Experiment! Darum 


keine Atomwanen! 


Stefan Andres 

Schriftsteller. Unkel (Rhein] 

Dr. Waller Menzel 

Innenminister o. D, Bonn 


Dr. Ewald Bücher H.F. Kloppenbi 

MdB, Schwäbiich-Gnu/nd Otter blrchonrat, £ 

Georg Reuter Helene Wessel 
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Kampf dem Atomtod 


Protest gegen die atomare Bewaffnung in Hamburg 1957 
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Manfred Ziegler zur Einheit Syriens 

Hauptproblem Rojava 


W ird Syrien aufgeteilt? Wird 
das Land ethnischer und re¬ 
ligiöser Vielfalt in einflusslose 
Kleinstaaten oder Kantone aufgelöst? 

In einem Interview mit der franzö¬ 
sischen Zeitung „Le Figaro“ sprach der 
russische Präsident Putin über die De¬ 
eskalationszonen in Syrien, die Chan¬ 
cen, die sie einer politischen Lösung 
bieten, und ihre Gefahren. Dass sie 
nämlich den Beginn der territorialen 
Zerstörung Syriens darstellen könnten. 
Eine bedeutende Gefahr für die Einheit 
Syriens ist die Deeskalationszone in Id- 
lib, die unter Kontrolle der Dschihadis- 
ten und ihres Hauptsponsors, der Türkei 
steht. Die größte Gefahr aber geht von 
einem Gebiet aus, das nicht Teil einer 
Deeskalationszone ist: den kurdischen 
Einflussgebieten im Norden Syriens. 

Hier treffen sich die Bestrebungen 
nach kurdischer Unabhängigkeit und 
Regime-Change ä la USA und bilden 
eine strategische Partnerschaft unter 
dem Motto: „Land für Krieg“. Die kur¬ 


dischen Volksverteidigungseinheiten 
(YPG) bzw. die sogenannten SDF sind 
die Bodentruppen der USA. 

Herrscht in den kurdischen Gebieten 
heute ein demokratisches Experiment 
inmitten des blutigen Bürgerkrieges in 
Syrien? Womöglich. Eines aber unter¬ 
scheidet die kurdischen Kooperativen 
von den Verhältnissen in anderen Teilen 
Syriens: Sie müssen sich die Landwirt¬ 
schaftsflächen mit dem Militär der USA 
teilen, das Landflächen beschlagnahmen 
lässt, um Flugplätze und Militärbasen zu 
errichten. Einer faktischen Teilung des 
Landes wird so der Boden bereitet. 

US-Konvois mit gepanzerten Fahr¬ 
zeugen, Ausbilder und Sondereinheiten 


bewegen sich in den kurdischen Kan¬ 
tonen als wären sie dort zuhause - wie 
in Syrien sonst nur im US-Stützpunkt 
at-Tanf nahe der jordanischen Grenze. 
Dort aber versucht die syrische Armee 
die Besatzer zu vertreiben. 

Die kurdischen Parteien setzen sich 
nicht für eine positive Veränderung Sy¬ 
riens ein und setzen damit die unselige 
Entwicklung der letzten Jahre fort. Bei 
allen Verhandlungen, Initiativen und 
Gesprächen um eine politische Lösung - 
auch bei den Gesprächen in Astana - wa¬ 
ren kurdische Vertreter kaum je vorhan¬ 
den. Zum Teil wegen des Widerstands 
der Türkei; aber im Grunde wegen der 
Bestrebungen der kurdischen politischen 


Organisationen selbst. Von vornherein 
ging es der Mehrheit von ihnen nicht um 
eine Erneuerung Syriens, sondern um die 
kurdische Unabhängigkeit. 

Heute wollen die überwiegend kur¬ 
dischen SDF ar-Raqqa unbedingt vor 
der syrischen Armee besetzen. Die SDF 
werden vermutlich ihr Ziel erreichen und 
ar-Raqqa den USA auf dem Silbertab¬ 
lett darreichen. Damit wird die Befreiung 
von Deir Ezzor durch die syrische Armee 
eine Schlüsselrolle spielen. Es liegt eben¬ 
so wie ar-Raqqa im Tal des Euphrat, nä¬ 
her zur Grenze mit dem Irak. Wenn die 
syrische Armee den IS aus Deir Ezzor 
vertreibt, werden die Einflussmöglichkei¬ 
ten der USA deutlich begrenzt. In dieser 


Situation schießen die USA dafür sogar 
ein syrisches Flugzeug ab. All das zielt 
auf die Teilung des Landes. 

Die USA werden der kurdischen 
Selbstverwaltung gern die landwirt¬ 
schaftlichen Kommunen von Rojava 
überlassen, solange ihre Interessen hin¬ 
sichtlich Öl und Gas, Land und Transit¬ 
rechten gewahrt sind, von der strategi¬ 
schen Bedeutung eines Stützpunkts Ro¬ 
java ganz zu schweigen. Die kurdische 
Politik aber ist an die Interessen der 
USA gebunden - das Ende des Traums 
von der kurdischen Unabhängigkeit. 

Heute gewinnt die syrische Armee 
die Kontrolle über die Grenzen zurück 
und vertreibt den IS aus weiten Teilen 
Syriens. Je umfassender und schneller 
das gelingt - auch gegen den Widerstand 
der USA - desto größer ist die Chance, 
die so wichtige Einheit Syriens zu erhal¬ 
ten. Neben dem Wettlauf um ar-Raqqa 
wird die Befreiung von Deir Ezzor durch 
die syrische Armee dabei eine Schlüssel¬ 
rolle spielen. 
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Die Versammlungsfreiheit ist in Artikel 8 unseres Grundgesetzes als Grundrecht garantiert und lautet wie folgt: „Alle 
Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.“ Aus 
dem Gesetz ergibt sich auch die Vor- und Nachbereitung dieser Versammlungen, die freie Wahl des Ortes sowie deren 
Ausgestaltung. 

Dieses Grundrecht wird den G20-Gegnern in Hamburg verweigert, denn, so teilt die Hamburger Polizei auf ihrer Inter¬ 
netseite mit: „Angesichts der vielen hochrangigen Staats- und Regierungschefs gelten für den Gipfel hohe Sicherheits¬ 
anforderungen. Hierfür ist es erforderlich, eine Sicherheitszone (siehe Abbildung) einzurichten.“ 

Die Dauer des Rechtsbruch ist laut Angaben der Polizei offen:„Der Zeitpunkt, ab wann der Bereich abgesperrt wird, ist 
derzeit noch nicht bekannt, wird aber auf dieser Seite sofort veröffentlicht, sobald die Informationen vorliegen.“ 


WSK 


Wir haben ihn unterschätzt 


• Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Zum Tode Helmut Kohls 

Nun ist der „schwarze Riese aus Og¬ 
gersheim“ wirklich im Pantheon der 
größten Politiker aller Zeiten ange¬ 
kommen. Die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung verlieh dem verstorbe¬ 
nen Ex-Kanzler den höchsten altrömi¬ 
schen Ehrentitel „pater patriae“ (Vater 
des Vaterlandes). Damit rangiert Hel¬ 
mut Kohl nun auf einer Stufe mit den 
illustren Figuren des Römischen Rei¬ 
ches. Dieser Titel stellt ihn gleich mit 
dem berühmtesten Redner und zu¬ 
gleich herausragenden Politiker Roms, 
Marcus Tullius Cicero, der Generati¬ 
onen über Generationen von Latein¬ 
schülern mit seinen Schachtelsätzen in 
den Wahnsinn getrieben hat und noch 
treibt. 

Wie haben wir ihn - nicht nur im 
„Marxistischen Studentenverband Spar¬ 
takus“ - als „Birne“ verspottet und ent¬ 
sprechend zeichnerisch karikiert. Wir 
waren stolz, als unsere „rote blätter“- 
Redaktion seine sehr dünne und den 
Kriterien einer wissenschaftlichen Ar¬ 
beit kaum standhaltenden Dissertati¬ 
on ausgrub. Damit hatten wir neue Ar¬ 
gumente gefunden, ihn als „geistigen 
Dünnbrettbohrer“ und Provinzpolitiker 
lächerlich zu machen. Wir haben uns da¬ 
mals getäuscht. 


Politiker müssen keine intellektu¬ 
elle Brillanz versprühen. Ihr sprach¬ 
licher Duktus muss nicht „cicero- 
nisch“ sein und sie müssen auch nicht 
schlank und drahtig wie der junge Brad 
Pitt wirken. Was Kohl zum Erfolg als 
Sachverwalter der Interessen der Ka¬ 
pitalistenklasse benötigte, das besaß er 
in allerhöchstem Maße: Er hatte feste 
Verbindungen in führende Kreise des 
Großkapitals - speziell der Chemiein¬ 
dustrie rund um den BASF-Konzern. 
Ihnen war er verbunden, ihnen blieb 
er treu durch dick und dünn. 

So bewahrte er seinen frühen Gön¬ 
ner, den Besitzer des „Pegulan“-Kon- 
zerns und Ehrenkonsul Dr. Fritz Ries, 
mit staatlichem Geld über Jahre hin¬ 
weg vor dem Bankrott. Dass er zuletzt 
über seine „Treue“ zu anonymen Groß¬ 
spendern, die seine schwarzen Kassen 
jahrzehntelang aufgefüllt hatten, um 
sein Amt gebracht wurde - ausgerech¬ 
tet von seinem „kleinen Mädchen“ An¬ 
gela Merkel, die heute in Tiefschwarz 
über seine „Größe“ schwadroniert - 
das war nicht Altersstarrsinn. 

Kohl wollte und konnte diejenigen 
Großkapitalisten, in deren politischen 
Diensten und Abhängigkeiten er groß 
geworden war und deren „politischer 


Geschäftsführer“ er sein ganzes Le¬ 
ben war, gar nicht bei der Steuer „an¬ 
schwärzen“. Es war auch egal, ob ein 
Dr. Ries eine tiefbraune Vergangen¬ 
heit und seit seinem Parteieintritt 1933 
eine Nazi-Karriere als Wirtschaftsfüh¬ 
rer hinter sich hatte. Sie hatte ihn nicht 
zuletzt durch die „Zwangsarisieung“ 
von diversen jüdischen Unternehmen 
der Chemie- und Gummiindustrie (u.a. 
durch „jetzt arische Präservative“) zu 
Reichtum und Einfluss gebracht. 

Kohl war skrupellos im Umgang mit 
der innerparteilichen Konkurrenz und 
beherrschte die Instrumente des Par¬ 
tei- und Staatsapparats. Er schuf sich 
durch ein Netz von Abhängigkeiten 
eine Gefolgschaft, die ihn sehr lange an 
der Macht hielt. Und er besaß eine alles 
entscheidende „Tugend.“ Er hatte einen 
langen strategischen Atem gegenüber 
seinem politischen Hauptfeind, dem re¬ 
alen Sozialismus und den Kommunisten. 
Wir, die Kommunisten, seine schärfsten 
politischen und ideologischen Gegner, 
haben alle diese Qualitäten verkannt - 
nicht nur in Bezug auf seine Person. 

Wir haben in der Person Kohl die 
Gnadenlosigkeit und Härte des Groß¬ 
kapitals im Kampf gegen uns sträflich 
unterschätzt. Daraus gilt es zu lernen. 


Herbert Becker zu den Traditionen der Armee 


Welcher Korpsgeist? 


Ursula von der Leyen, in Merkels Ka¬ 
binett tätige „Verteidigungsministerin“ 
verkündete, dass die Bundeswehr nicht 
in der Tradition der Wehrmacht oder 
auch der Reichswehr stünde, diese un¬ 
selige Linie müsse gekappt werden. Mi¬ 
chael Wolffsohn, Professor an der Hoch¬ 
schule der Bundeswehr München und 
ein Vordenker für das Ministerium, sieht 
es so: „Das Problem liegt ... in der Ab¬ 
schaffung der allgemeinen Wehrpflicht. 
Diese Entscheidung ist verantwortlich 
dafür, dass der Bundeswehr jetzt die 
ganz „normalen“ Bürger fehlen. Jede 
Organisation hat einen Korpsgeist, das 
gilt erst Recht für Streitkräfte, und dieser 
Korpsgeist ist auch wichtig. Ohne ihn lie¬ 
ßen sich die zunehmenden Belastungen, 
denen die Soldaten durch internationale 
Einsätze ausgesetzt sind, kaum ertragen.“ 
Die von Frau von der Leyen ge¬ 
wünschte und geforderte Armee soll 
eine Einsatzarmee im möglichst großen 
Weltmaßstab sein, dafür braucht man 
toughe, wenn es sein muss, auch bru¬ 
tal agierende Spezialkräfte. Wohlfüh¬ 
len dürfen die sich - nach ihren Kämp¬ 
fen - gerne in freundlich ausgestatteten 
Kasernen, auch in der Sicherheit, Beruf 
und Familie unter einen Hut zu kriegen. 
Bierselige Kameradschaftsabende mit 


„alten Kämpen“ und Devotionalien aus 
Väter- und Großväterzeiten mag die 
Ministerin nicht, also weg damit. Man¬ 
che Kasernen tragen immer noch die 
Namen von Offizieren, die sich Kriegs¬ 
verbrechen schuldig gemacht haben. 
Paul von Hindenburg ernannte Adolf 
Hitler zum Kanzler, General von Mu- 
dra forderte nach der Niederlage von 
1918 einen neuen Krieg im Westen zur 
„endgültigen Abrechnung mit dem 
Erbfeinde“. Die Namen der beiden zie¬ 
ren weiterhin Kasernen. 

Frau von der Leyen fragt ihre Ge¬ 
neräle und Admiräle: „Warum greifen 
junge Soldatinnen und Soldaten auf 
die zwölf dunkelsten Jahre unserer Ge¬ 
schichte zurück, wenn es doch 61 Jah¬ 
re Bundeswehr gibt? Gibt es ein Vaku¬ 
um?“ Nein, kann man nur sagen, denn 
die Bundeswehr wurde gegründet als 
„Bollwerk gegen den Kommunismus“. 
Neu hinzu kommt der „Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus“ und 
ganz selbstverständlich die Sicherung 
der Interessen des deutschen Kapitals. 
Ja, kann man nur sagen, weil die einzige 
Armee auf deutschem Boden, die sich 
an keiner kriegerischen Aktion betei¬ 
ligt hat, die NVA der DDR, eine disku¬ 
table Tradition sein könnte. 


Günter Pohl über den Qualitätsjournalismus 

Puerto Ricos Viertelmehrheit 


Wenn die Karibikinsel Puerto Rico es 
einmal in deutsche Qualitätsmedien 
schafft, dann muss man schon froh sein, 
wenn unter den drei Sätzen dazu irgend¬ 
etwas von „assoziiert“ gesagt wird. Dann 
ist gar nicht einmal auszuschließen, dass 
bei der Hörer- oder Leserschaft hängen 
bleiben könnte, dass Puerto Rico nicht 
unabhängig, sondern per Sonderstatus 
an die USA angebunden ist. 

Nach dem teilweisen Zahlungsaus¬ 
fall vor knapp zwei Jahren war dem 
Land, dessen Volk zu etwa sechzig Pro¬ 
zent außerhalb der Insel - zumeist in 
den USA - lebt, wegen seiner finanzi¬ 
ellen Engpässe da und dort Aufmerk¬ 
samkeit zuteil geworden. Da das mit 70 
Mrd. US-Doller verschuldete und über 
keinerlei Währungsautonomie verfü¬ 
gende Puerto Rico für die US-Regie- 
rung zu einem Problem wurde, kam 
Bundesfinanzminister Schäuble seiner¬ 
zeit nämlich mit der humorigen Idee in 
die Medien, die USA von einem Tausch 
der Protektorate überzeugen zu wollen, 
als Kritik der Obama-Regierung an der 
deutschen Erpressung Griechenlands 
aufkam - vermutlich ohne ein Andie¬ 
nen ausgerechnet seiner Schuldenar¬ 
chitektur als makaber zu empfinden. 
Sein Verweserbezirk Griechenland hat 
nämlich genauso wenig Befugnis in 
Währungsfragen und ebenso wie Pu¬ 
erto Rico eigentlich eher Anspruch 


auf diverse Entschädigungen als auf 
Schuldscheine. 

Nun kam der 11. Juni 2017, und nach 
1952,1967,1993 und 2012 wurde den Pu- 
ertorriquenos mal wieder ein bisschen 
Demokratie eingeflößt. Sie durften 
über den Status gegenüber den USA 
abstimmen, sie wollten aber nicht. 77 
Prozent der Abstimmungsberechtigten 
folgten dem Boykottaufruf der Unab¬ 
hängigkeitsbewegung (oder wollten 
sich nicht für Uncle Sam engagieren) 
und blieben den Urnen fern - fast alle 
anderen stimmten für einen Anschluss 
Puerto Ricos an die USA; also weniger 
als ein Viertel. 

Nicht eben die Mehrheit, aber die¬ 
se Glücklichen schafften es dann auch 
in die deutschen Wohnzimmer, wo man 
lernen konnte, dass „Puerto Rico erst¬ 
mals und mit einer überwältigenden 
Mehrheit (97 Prozent) für den An¬ 
schluss als 51. Bundesstaat der USA ge¬ 
stimmt“ hat. Der Qualitätsjournalismus 
interessiert sich eben nicht für die ande¬ 
ren 77 Prozent, schon gar nicht für Boy¬ 
kottaufrufe. Und noch weniger dafür, 
dass schon wenige Tage später das Ent¬ 
kolonialisierungskomitee der Vereinten 
Nationen zum wiederholten Mal über 
den Status der Insel reden würde - völ¬ 
lig ungerührt von der „Entscheidung“ 
der 23 Prozent. Denn die ist nicht ein¬ 
mal bindend. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Revolutionäre Matrosen 

Im Sommer 1917 scheiterte eine Rebellion in der kaiserlichen Kriegsflotte 


A nfang 1917 erreichten auch im 
deutschen Kaiserreich die Akti¬ 
onen gegen den Krieg und gegen 
die zunehmende Not ein größeres Aus¬ 
maß. Der Hungerwinter 1916/17 hatte 
die Not vieler Menschen vertieft. Den 
verlustreichen Schlachten des Jahres 
1916 - so der von Verdun - folgten op¬ 
ferreiche weitere. Doch der Krieg sollte 
bis zum siegreichen Ende weitergeführt 
werden. Nach Wechseln in der Obers¬ 
ten Heeresleitung standen nun zwei 
der entschiedensten Befürworter des 
Durchhaltens bis zum Sieg, Hindenburg 
und Ludendorff, an deren Spitze. Als 
Deutschland Anfang 1917 den uneinge¬ 
schränkten U-Boot-Krieg erklärte, der 
sich vor allem gegen England richtete, 
das heißt gegen einen der Hauptkon¬ 
kurrenten Deutschlands beim Kampf 
um Absatzmärkte, war der Kriegsein¬ 
tritt der USA die unmittelbare Folge. 
Ein Ende des Völkermordens, des Hun¬ 
gers und des Elends war nicht absehbar. 

Im Januar gab es in der Berliner 
Rüstungsindustrie mehrtägige Aus¬ 
stände, im Februar streikten Tausende 
in den Bergbaurevieren und Metallbe¬ 
trieben des Rhein-Ruhr-Gebietes und 
Westfalens. Zu weiteren Aktionen kam 
es im März 1917 in Barmen. Bremen. 
Hamburg. Kiel und Nürnberg. Soziale 
Forderungen standen im Vordergrund. 
Mitte April 1917 begannen in mehreren 
Zentren der Rüstungsindustrie - vor al¬ 
lem in den Hochburgen der gerade, An¬ 
fang April, gegründeten USPD wie Ber¬ 
lin, Leipzig, Braunschweig und Halle - 
Streiks, an denen sich hunderttausende 
Arbeiterinnen und Arbeiter beteiligten. 
Letzter Auslöser dieser Streikwelle war 
die zum 1. April des Jahres erfolgte wei¬ 
tere Senkung der Brotrationen. In den 
Auseinandersetzungen wurden - wie 
beispielsweise durch Leipziger Arbei¬ 
terinnen und Arbeiter, die einen so¬ 
fortigen annexionslosen Frieden, die 
Wiederherstellung der Rede-, Presse- 
und Versammlungsfreiheit, das Ende 
des Arbeitszwangs sowie ein demo¬ 
kratisches Wahlrecht forderten - nun 
zunehmend neben sozialen auch poli¬ 
tische Forderungen gestellt. Erste Ar¬ 
beiterräte entstanden. 

Mit großer Mühe gelang es der kai¬ 
serlichen Regierung - nicht zuletzt mit 
Hilfe der Führung der SPD und der 
Gewerkschaftsführungen - mit Zuge¬ 
ständnissen, aber auch mit Zwangsmaß¬ 
nahmen diese Massenstreiks „in den 
Griff“ zu bekommen, d.h. die weitere 
Ausweitung zu verhindern, die Streiks 
abzuwürgen. Doch in Teilen der herr¬ 
schenden Klasse war man sich zu dieser 
Zeit durchaus schon bewusst, dass das 
russische Beispiel, die Februarrevoluti¬ 
on durchaus auch in Deutschland Schu¬ 
le machen könnte. So schrieb Kronprinz 
Konstantin von Bayern am 19. Juli 1917 
an den Grafen von Hertling, den spä¬ 
teren deutschen Kanzler: „Die Kreise 
der Großindustrie sind jetzt in Deutsch¬ 
land die ausschlaggebenden. Die letz¬ 
ten zwanzig Jahre schon stand die gan¬ 
ze auswärtige Politik des Reiches im 
Dienste der Industrie- und Handels¬ 
magnaten, nicht Deutschlands Wohl 
war maßgebend, sondern der Profit, den 
jene Konsortien machten oder noch zu 
machen hofften - siehe Marokko! - Al¬ 
les tanzte um das goldene Kalb.“ ( Zitiert 
nach Heinz Wohlgemuth: Die Entste¬ 
hung der KPD. Überblick, Berlin 1968, 
S. 213) 

Die Proteste greifen 
auf die Flotte über 

Die kaiserliche Hochseeflotte galt - 
im Wettrüsten mit dem Konkurrenten 
England modernisiert und ausgebaut - 
zu Beginn des 1. Weltkriegs als zweit¬ 
stärkste Flotte der Welt. Doch nur die 
U-Boote spielten in den Kämpfen eine 
wichtige Rolle. Die großen modernen 
Schlachtschiffe blieben meist im Ha¬ 
fen, kamen nur selten zum Einsatz, die 
„Fernblockade“ durch die englische 
Flotte und ihre Verbündeten konnte 
nicht durchbrochen werden. Für die 
Mannschaften gab es auf den in den 
Heimathäfen liegenden Schiffen Lan¬ 
geweile, Schikanen, schlechte Verpfle¬ 


gung - während sie erleben mussten, 
dass die Offiziere sehr viel besser, teil¬ 
weise auf Kosten der Besatzung, ver¬ 
sorgt wurden. Unmut, ja Empörung 
waren die Folge. Matrosen und Heizer 
forderten die Bildung von Menagekom¬ 
missionen, die zumindest eine gerechte 
Verteilung der Hungerrationen beauf¬ 
sichtigen sollten. 


Eine Besonderheit im Vergleich zum 
Landheer war, dass für die Besatzungen 
der modernen Schiffe qualifizierte Leu¬ 
te benötigt wurden. Das waren oft zum 
Militär eingezogene Arbeiter, von de¬ 
nen nicht wenige schon zuvor jahrelang 
der Sozialdemokratie angehört hatten. 
Schon das erklärt, warum in Teilen der 
Kriegsflotte revolutionäre Ideen weiter 
verbreitet waren als im Landheer. Und 
zudem gab es in den Hafenstädten an 
Land zudem viele Möglichkeiten, stän¬ 
dig in Kontakt mit den Arbeitern, vor 
allem denen auf den Werften, und ihren 
Organisationen zu bleiben 

Zu ersten Protesten gegen die 
Missstände an Bord kam es bereits im 
Januar auf dem Schlachtschiff „Posen“. 
Schon 1915/1916 hatten sich auf einzel¬ 
nen Schiffen revolutionäre Heizer und 
Matrosen in kleinen sozialistischen 
Diskussionsgruppen zusammengefun¬ 
den. Die Erfahrungen des Krieges, des 
wachsenden Elends verstärkten die 
Antikriegshaltung nicht weniger. Die 
Februarrevolution in Russland sowie 
die Gründung der USPD bestärkten 
viele in ihrer Haltung ( Geschichte der 
Arbeiterbewegung, Bd. 2, Berlin 1966, 
S. 322). In Wilhelmshaven, Kiel und 
Cuxhaven wurden Verbindungen zu 
den Werftarbeitern und deren politi¬ 
schen Organisationen geknüpft. Mate¬ 
rialien der USPD, aber auch der Links¬ 
radikalen gelangten so auf die Schiffe. 
Max Reichpietsch, der sich im Alter 
von 18 Jahren 1912 freiwillig zur Flot¬ 
te gemeldet hatte, den die Erlebnisse 
im Krieg (er war 1916 Teilnehmer der 
Skagerrakschlacht, der größten See¬ 
schlacht im 1. Weltkrieg) und die Schi¬ 
kanen an Bord jedoch zum Kriegsgeg¬ 
ner machten, benutzte einen Urlaub in 
Berlin, um Kontakte zur Führung der 
USPD aufzunehmen. Nach Gesprä¬ 
chen mit den Vorstandsmitgliedern 
der USPD Hugo Haase, Wilhelm Ditt- 
mann und Ewald Vogtherr kehrte er 
mit der Absicht an Bord zurück, in der 
Flotte viele Mitglieder für die USPD 
zu werben. 


Reichpietsch selbst verstand sich 
in der Folge als Mitglied der Partei. In 
Berlin wurde zudem - nicht nur bei 
ihm - Hoffnung erweckt, eine für den 
15. August in Stockholm geplante Kon¬ 
ferenz sozialistischer Parteien werde zu 
Aktionen gegen den Krieg aufrufen. In 
kurzer Zeit wurden in Kiel und Wil¬ 
helmshaven eine Reihe von Versamm¬ 


lungen durchgeführt, an denen Hun¬ 
derte Heizer und Matrosen teilnahmen. 
Die örtlichen Funktionäre der USPD in 
Kiel unterstützten diese Aktionen. ( Ge¬ 
schichte ..., ebenda) „Auf den Schiffen 
begann ... eine Unterschriftenaktion 
für einen Friedensappell an diese Kon¬ 
ferenz, zugleich verbunden mit der Bei¬ 
trittserklärung zur USPD. Mindestens 
5 000 Unterschriften wurden dabei auf 
den kampfstärksten Einheiten der Flot¬ 
te gesammelt. Diskutiert wurde auch, 
den für den 15. August aus Stockholm 
erwarteten Friedensappell mit einem 
Flottenstreik zu unterstützen und je¬ 
den Einsatz gegen streikende Arbeiter 
zu verweigern. Die Sorgen der Herr¬ 
schenden in OHL und Regierung über 
eine drohende Verbindung von Arbei¬ 
ter- und Soldatenbewegung waren also 
durchaus begründet.“ (Günter Judick: 
Sommer 1917 in Deutschland, in: UZ 
vom 17.8.2007) Die Konferenz in Stock¬ 
holm kam nicht zustande. 

Nach den Aprilstreiks in vielen 
deutschen Städten wurden nicht weni¬ 
ge der aktiven Teilnehmer an den Ak¬ 
tionen trotz anderer Zusicherungen, 
zum Kriegsdienst einberufen, viele da¬ 
von zur kaiserlichen Flotte. Auch durch 
ihr Wirken wuchs dort der Einfluss der 
revolutionären Kräfte, die den Frieden 
durch einen Flottenstreik als Teil eines 
Generalstreiks der Arbeiter erzwin¬ 
gen wollten. Übrigens gab es in nicht 
wenigen Akten der neu Einberufe¬ 
nen Sondervermerke. In einige Fällen 
hieß es, dass zu begrüßen sei, wenn der 
Betreffende nicht mehr zurückkehre. 
(Deutschland im Ersten Weltkrieg. Janu¬ 
ar 1915 bis Oktober 1917. Band 2, Berlin 
1968, S. 677) 

Zu weiteren Protesten in der Flotte 
kam es im Mai auf der „Oldenburg“. Am 
6. Juni 1917 traten die Matrosen auf dem 
Schlachtschiff „Prinzregent Luitpold“ 
wegen der schlechten Verpflegung in den 
Hungerstreik. Anfang Juli kam es auf 
der „Friedrich der Große“ zu Protesten. 
Mitte Juli beschwerte sich ein Teil der 
Mannschaft auf der „Posen“ kollektiv 


über die Verpflegung. Aktionen auf wei¬ 
teren Schiffen folgten. Am 24. Juli trafen 
sich Vertreter verschiedener Schiffsbe¬ 
satzungen zu einer Beratung, auf der die 
Durchführung einer Friedensdemonst¬ 
ration zusammen mit Werftarbeitern 
geplant wurde. Auf einer Versammlung 
von Vertrauensleuten am 27. Juli wur¬ 
de das Aktionsprogramm konkretisiert. 


Eine Koordinierungsgruppe entstand, 
der neben Reichpietsch, der Matro¬ 
se auf dem Großlinienschiff „Friedrich 
der Große“ war, dem Oberheizer Willy 
Sachse und dem Matrosen Wilhelm We¬ 
ber vom gleichen Schiff sowie den auf 
dem Großlinienschiff „Prinzregent Luit¬ 
pold“ stationierten Heizern Albin Köbis 
und Hans Beckers angehörten. Angelei¬ 
tet von dieser Organisation, häuften sich 
bei den Matrosen Fälle von Gehorsams¬ 
verweigerung. 

Am 1. August unternahmen 49 Mat¬ 
rosen und Heizer des in Wilhelmshaven 
stationierten Linienschiffs „Prinzregent 
Luitpold“ einen illegalen Ausflug. Ge¬ 
gen die Verhaftung von elf an der Ak¬ 
tion beteiligten Besatzungsmitgliedern 
protestierten einen Tag später 400 (ei¬ 
nige Quellen nennen die Zahl 600). Sie 
verweigerten einen in der Freiwache 
angesetzten Exerzierdienst, verließen 
das Schiff und zogen zu einem Ver¬ 
sammlungslokal. Dort ging es allerdings 
nicht nur um die miserable Verpflegung 
an Bord und das Verhalten der Offizie¬ 
re. „Nieder mit dem Krieg - wir wollen 
nicht mehr Krieg führen“, verkündete 
ihr Sprecher Albin Köbis. Nach dem 
Beispiel der revolutionären russischen 
Matrosen wurden nach der Aktion auf 
zwölf Kriegsschiffen rote Fahnen ge¬ 
hisst. Der Versuch, das Schiff und sei¬ 
ne Besatzung von anderen zu isolieren, 
scheiterte. Am 16. August verweiger¬ 
ten 40 Heizer auf dem Schlachtschiff 
„Westfalen“ die Kohlenübernahme. 

Blutige Abrechnung 

Schon die ersten Aktionen beunruhig¬ 
ten das Flottenkommando zutiefst. Die 
Militärbehörden nutzten die Unerfah¬ 
renheit vieler Akteure, die Marinejustiz 
versuchte mit Hilfe von Spitzeln die re¬ 
volutionären Matrosen zu verunsichern, 
die revolutionäre Bewegung zu spalten 
und niederzuschlagen. Im Sommer 1917 
gelang das noch einmal. Auch weil es 
unter den Aufständischen Uneinigkeit 
über das weitere Vorgehen gab. Viele 
revolutionäre Matrosen wurden verhaf¬ 


tet. 50 von ihnen erhielten teils lange 
Zuchthausstrafen. Andere wurden in 
Strafkompanien gesteckt oder bei so¬ 
genannten Himmelfahrtskommandos 
eingesetzt. Ende August wurden die 
„Haupträdelsführer“ Sachse, Weber, 
Reichpietsch, Beckers und Köbis wegen 
„vollendeten Aufstands“ zum Tode ver¬ 
urteilt. Während Sachse, Weber und Be¬ 


ckers Strafen später in lebenslange Haft 
umgewandelt wurde, blieb das Todesur¬ 
teil für Reichpietsch und Köbis beste¬ 
hen. Max Reichpietsch und Albin Köbis 
wurden am 5. September 1917 auf dem 
Schießplatz Wahn bei Köln erschossen. 
Heute befindet sich dort eine Luftwaf¬ 
fenkaserne. 

Die Führer der sogenannten Mehr¬ 
heitssozialdemokratie distanzierten 
sich übrigens von dem „landesverrä¬ 
terischen Vorgehen der Matrosen“. 
Friedrich Ebert drückte gegenüber dem 
Staatssekretär des Reichsmarineamtes 
seine Entrüstung aus. Am 9. Oktober 
griffen Reichskanzler Georg Michaelis 
und Staatssekretär Eduard von Capel¬ 
le im Reichstag die USPD an, drohten 
indirekt mit einem Verbot der Partei. 
Statt zu den revolutionären Matrosen 
zu stehen, kritisierten Hugo Haase, 
Ewald Vogtherr und Wilhelm Dittmann 
in der Folge zwar die verhängten Todes¬ 
urteile scharf. Sie bemühten sich aller¬ 
dings auch erfolgreich um den Nach¬ 
weis, dass die USPD-Parteiführung die 
Grenze der Legalität zu keinem Zeit¬ 
punkt überschritten habe. 

Die Mehrheit der Mitglieder der 
USPD sah dagegen im Aufstand der 
Matrosen ein Fanal. Und vor allem 
die Spartakusgruppe, die sich der Par¬ 
tei gleichfalls angeschlossen hatte, be¬ 
kannte sich zur revolutionären Matro¬ 
senbewegung. In ihrem Flugblatt „Folgt 
ihrem Beispiel!“ würdigte sie die Taten 
der Matrosen. „Freilich: Ihr revolutio¬ 
närer Wille hat noch nicht zum Ziele ge¬ 
führt. Aber der deutsche Militarismus 
wurde doch von ihnen in seinem inners¬ 
ten Mark getroffen ... Die rebellischen 
Matrosen von Wilhelmshaven haben 
ihren Klassengenossen ein Signal und 
ein Beispiel gegeben.“ (Zitiert nach: Ge¬ 
schichte ..., S. 503) 

Mehr als ein Jahr später gab es er¬ 
neut eine Meuterei von Matrosen und 
Heizern der kaiserlichen Flotte. Doch 
dieses Mal stand der Aufstand in Kiel 
am Beginn der Revolution in Deutsch¬ 
land. nh 



Matrosen in Wilhelmshaven demonstrieren nach dem Aufstand (November 1918) 
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Kultursplitter 


Schaufenster 

Als Ideenschmiede und Zukunftswerk¬ 
statt hat Kulturstaatsministerin Monika 
Grütters die Kunst- und Ausstellungs¬ 
halle der Bundesrepublik Deutschland 
in Bonn gewürdigt. Das Haus hat am 
Wochenende sein 25-jähriges Bestehen 
gefeiert. Ihrem selbst formulierten An¬ 
spruch, vielfältig und interdisziplinär zu 
arbeiten, auf gesellschaftliche Verände¬ 
rungen einzugehen und alle Menschen 
an kulturellen Angeboten teilhaben zu 
lassen, wird das Museum selten gerecht. 
Ein Blick in das aktuelle Ausstellungs¬ 
und Veranstaltungsprogramm macht 
deutlich, möglichst beliebig und nur 
nicht zu kritisch zu sein. Das Museum, 
vom Bund und allen Bundesländern 
getragen, erhält jährlich rund 26 Milli¬ 
onen Euro aus dem Haushalt der Kul¬ 
turstaatsministerin für Schnickschnack. 

Leitsätze 

An einer Richtlinie im Pressekodex 
zum Schutz vor Diskriminierung hat 
der Deutsche Presserat lange gearbei¬ 
tet, eine erste Entscheidungshilfe war 
als wenig praxistauglich und nicht kon¬ 
kret genug kritisiert worden. Nun heißt 
es „Vermutungen über den Zusammen¬ 
hang von Gruppenzugehörigkeit und 
Taten müssen von Tatsachen gestützt 
sein, Spekulationen, Gerüchte oder blo¬ 
ßes Hörensagen dürfen nicht Grundla¬ 
ge einer Berichterstattung sein. Das öf¬ 
fentliche Interesse an Angaben zur Her¬ 
kunft oder zu einer Gruppe sei nur dann 
gegeben, wenn eine besonders schwere 
oder außergewöhnliche Straftat vorlie¬ 
ge. Damit ist nichts konkreter geworden, 
die Beurteilung, ob und wenn ja wie sol¬ 
che Zusammenhänge darzustellen sei¬ 
en, bleibt den Redaktionen, den Wunsch 
nach Quote oder Exklusivität primär zu 
sehen, Vorbehalten. Der Presserat, eine 
Organisation der großen Verleger- und 
Journalistenverbände, hätte, wenn er 
denn seine Richtlinie wirksam durch¬ 
setzen möchte, reichliche Rügen zu er¬ 
teilen und auf ihre Veröffentlichung im 
betreffenden Medium zu drängen. 

Wunsch und Wirklichkeit 

86 Prozent der Menschen in Deutsch¬ 
land befürworten Gesetze gegen geziel¬ 
te Falschnachrichten. Nur acht Prozent 
vertraten die Ansicht, Fake News gehör¬ 
ten zur Meinungsfreiheit. Eine deutliche 
Mehrheit von 61 Prozent hält gezielte 
Falschnachrichten für demokratiege¬ 
fährdend. Wie immer bei solchen Um¬ 
fragen: Man ist auf der Seite der Guten, 
nie käme man selbst auf die Idee, eine 
solche Fake News zu produzieren oder 
weiterzuleiten, so was tun immer die An¬ 
deren. Wie diese dann solche irrwitzigen 
Mengen tagtäglich dann produzieren 
können und wie die hunderttausendfa¬ 
chen „Likes“ oder weitere Kommentare 
dazu kommen, bleibt ein Rätsel. 

Herbert Becker 

documenta 14 

Angebote der Marx-Engels-Stif- 
tung am 30Juni und 1 Juli in Kassel 

Die Marx-Engels-Stiftung wird auch 
die diesjährige documenta mit einer Ta¬ 
gung begleiten. Sie soll Maßstäbe ver¬ 
mitteln, um die Besucher nicht hilflos 
dem gegenüberstehen lassen, was die 
Ausstellung bietet. 

Am 30. Juni wird Klaus Stein durch 
die Ausstellung führen; angesichts der 
Überfülle des Angebots nur zu einigen 
ausgewählten Objekten. Die Führun¬ 
gen, deren Teilnehmerzahl auf jeweils 
15 Personen beschränkt ist, finden von 
14 Uhr bis 16 Uhr bzw. 17 Uhr bis 19 Uhr 
statt. Voranmeldung erforderlich. 

Am Samstag, 1. Juli, 11 Uhr bis 17 
Uhr, gibt es Vorträge mit Diskussion im 
Cafe Buch-Oase, Germaniastraße 14. 

Prof. Reiner Diederich, Frankfurt/M., 
Vorsitzender der KunstGesellschaft 
Frankfurt, stellt seine „Erfahrungen 
mit der documenta“ zur Diskussion. 
Das Thema von Jürgen Meier lautet 
„Bildende Kunst - documenta 14 - Me¬ 
dium der Erkenntnis!“ 

Hans Joachim Keller, der vor kur¬ 
zem die Parallelausstellung in Athen 
besucht hat, spricht über „Von Athen 
lernen will gelernt sein. Anmerkungen 
zur documenta 14“ 


Weil nichts bleibt, wie es war 

Hannes Wader wird 75 Jahre alt und ist auf Abschiedstournee 



K narz. Hannes knarzt. Er kommt 
so trocken daher, dass es be¬ 
eindruckt. Wenn man mit ihm 
spricht ist er knarzig, aber nicht spröde. 
Im Gegenteil: Schon in seiner Sprech¬ 
stimme schwingt viel tiefe Wärme mit. 
Er knarzt, wenn er auf steifen Beinen 
die Bühne betritt und zu Beginn des 
Konzertes zwei lange Minuten in al¬ 
ler Ruhe schweigend die Gitarre nach¬ 
stimmt. Wieso hat dieser Anti-Froh- 
sinn-Typ seit rund 50 Jahren ausver¬ 
kaufte Konzerte? 

„Ich verstehe das auch nicht“, sagte 
er mir schon vor rund 10 Jahren. „Mei¬ 
ne Konzerte sind immer noch ausver¬ 
kauft, obwohl ich in den Medien schon 
lange keine Rolle mehr spiele.“ 

Ich muss ehrlich sagen, ich verste¬ 
he das auch nicht. Aber ich habe eine 
Erklärung. Meine Erklärung: Hans 
Eckard Wader hat im Laufe der Jahr¬ 
zehnte eine Vielzahl unterschiedlichs¬ 
ter Menschen auf dem richtigen Fuß 
erwischt. Zuerst 1966 auf der Burg 
Waldeck, einem Festival, auf dem zu 
der Zeit erste deutschsprachige Pro¬ 
testsongs, vor allem aber noch Chan¬ 
sons, Balladen, Minne- und Bänkellie- 
der erklangen. Vor einem entsprechen¬ 
den Publikum, versteht sich. Vor zum 
Teil unorthodoxen bunten Vögeln, die 
zum Beispiel Hannes 4 „Tankerkönig“ 
in ihrem damaligen Lebensgefühl be¬ 
stärkte. Und die das nicht vergessen 
haben. 

Mitte der 1970er ging er „der Mitte 
der (norddeutschen) Gesellschaft“ an 
die Gefühle. Mein damaliger Chef wur¬ 
de Wader-Fan. In Hamburg und Um¬ 
gebung hat seine plattdeutsche Platte 
viele platt (= sprachlos) gemacht. Auf 
ihr sang er Lieder, die hier alle über 
20-Jährigen seit Kindheit kannten. 
Aber noch nicht von ihm. Wader traf 
genau den musikalischen Ausdruck, 
den norddeutsche Knarzer mögen. Die 
ihm das nicht vergessen haben. 

1977 erschien die LP „Arbeiterlie¬ 
der“. Schon für den Titel des Albums 
schlugen ihm linke Herzkammern mit 
Hochdruck entgegen. Und wieder fand 


Wader die jeweils angemessene Vor¬ 
tragsart für jedes Lied. Zudem wurde 
er Mitglied einer kleinen linksradika¬ 
len Partei, deren Mitglieder hofften, 
mit ihm an Popularität zu gewinnen. 
Was mit ihm und einer riesigen Frie¬ 


densbewegung auch viele Jahre gelang. 
Was Viele ihm nicht vergessen haben. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
Wader in „Zielgruppen“ gedacht hat, 
aber er traf. Immer neue Gruppen. Die 
Freunde des Shantys, zum Beispiel. In 


jeder norddeutschen Stadt gibt es min¬ 
destens einen Chor, der „Seemannslie¬ 
der“ schmettert. Hannes Wader hat de¬ 
ren Musik aus verstaubter Ecke zurück 
ins rüstige Alter geführt. Das haben sie 
ihm nicht vergessen. Genauso wenig, 
wie die Freundinnen und Freunde der 
Volksmusik. 

In Summe ergibt das eine Menge 
Leute, die Wader in ihren jeweiligen kul¬ 
turellen Zusammenhängen schätzen ge¬ 
lernt haben. Und sich gern an diese Zeit 
erinnern. Und deshalb in seine Konzer¬ 
te gehen. Oder weil sie interessiert sind, 
wie er sich künstlerisch entwickelt hat. 

Ist er noch „unser“ Hannes? 

Eine Frage, die viele in einer kleinen 
linksradikalen Partei lange bewegt hat. 
Ich weiß die Antwort nicht, ich habe 
nur wenige Male länger mit ihm gere¬ 
det. Aus diesen Begegnungen habe ich 
den Eindruck gewonnen, dass er ein 
vollkommen aufrichtiger Mensch ist. 
Und Aufrichtigkeit kann für den ei¬ 
nen oder die andere das Gegenteil von 
Standhaftigkeit sein. 

Wer wissen muss, was sein Lehrbe¬ 
ruf ist, in welchen Orten er gelebt hat 
und lebt oder wie oft er verheiratet war, 
findet alles im Internet. Wer wissen will, 
wie weit er noch „unser“ Hannes ist, 
hat die Gelegenheit ihn im kommen¬ 
den Herbst live zu erleben. Er macht 
dann den zweiten Teil seiner (ersten?) 
Abschiedstournee zwischen Husum, 
Berlin und Idar-Oberstein. 

Im Rückblick auf rund 50 Jahre 
Hannes Wader auf der Bühne kann 
man einige oder viele seiner Lieder 
mögen oder auch nicht. Für mich ist sei¬ 
ne deutsche Bearbeitung von No Man‘s 
Land, also „Es ist an der Zeit“, das ul¬ 
timative Antikriegslied. Man kann als 
Mitglied einer kleinen linksradikalen 
Partei von ihm enttäuscht sein oder 
auch nicht. In jedem Falle hat Hannes 
Wader als Mensch und Künstler zu sei¬ 
nem 75. Geburtstag eines verdient: 
Großen Respekt. 

Lasst es ihn wissen! 

Stefan „Schmiddl“ Schmidt 


Der Sieg des Lichts über die Dunkelheit 

Die Blockade von Leningrad, Schostakowitsch und die Revision der Geschichte 


Der kalte Krieg gegen Russland - ehe¬ 
mals Sowjetunion - geht weiter. Dazu 
gehört auch die Entsorgung der zahl¬ 
reichen Gräueltaten aus dem öffentli¬ 
chen Bewusstsein, die Nazi-Deutsch¬ 
land an der sowjetischen Bevölkerung 
beging, sowie der heldenhaften Rolle 
dieses Volkes bei der Zerschlagung des 
Faschismus. 

Am 22. Juni 1941 überfiel Deutsch¬ 
land die Sowjetunion und begann einen 
Völkermord, dem über 25 Millionen 
Russen zum Opfer fielen - die Hälfte der 
Toten des Zweiten Weltkrieges. Eines 
der grausamsten deutschen Verbrechen 
war die Blockade von Leningrad: Fast 
900 Tage lang, vom 8. September 1941 
bis 27. Januar 1944, war die Stadt einge¬ 
kesselt, von allem Lebensnotwendigen 
abgeschnitten und ihre Einwohner sys¬ 
tematisch in den Hungertod getrieben. 
Über eine Million Leningrader starben. 

Begeben wir uns in unsere eigene 
Zeit: Im April 2017 findet in St. Pe¬ 
tersburg - ehemals Leningrad - ein 
tödlicher Terroranschlag (von Grup¬ 
pen statt von Staaten ausgeführt) statt. 
Nach ähnlichen Anschlägen in west¬ 
europäischen Städten wurde die Nati¬ 
onalflagge des betroffenen Landes auf 
das Brandenburger Tor projiziert. Als 
Ausdruck der Solidarität. Jedoch nicht 
dieses Mal, weil St. Petersburg keine 
„besondere Beziehung“ zu Berlin habe, 
wie der in Westberlin aufgewachsene 
Bürgermeister behauptete. 

Der Blockade von Leningrad wurde 
nicht nur in Büchern, sondern auch in 
der Musik gedacht. Dmitri Schostako¬ 
witsch, der damals in Leningrad lebende 
Sohn der Stadt, nahm sofort nach dem 
faschistischen Überfall die Arbeit an ei¬ 
ner Sinfonie auf, um seinen Gedanken 


über das Leben des sowjetischen Volkes 
musikalischen Ausdruck zu geben, wie 
auch seinem Glauben an die Fähigkeit 
seines Volkes, die Faschisten zu besiegen. 
Diese siebte Sinfonie wurde unter dem 
Namen „Leningrader“ weltbekannt. 

Die Sinfonie hat vier Sätze. Der 
erste hat den Titel „Krieg“ und be¬ 
ginnt lyrisch, ein friedliches Leben in 
der UdSSR vor der faschistischen In¬ 
vasion beschreibend. Eine Solovioline 
wird durch eine ferne Trommel und das 
„Invasionsthema 44 unterbrochen, das 
zwölfmal mit anwachsender Zahl von 
Instrumenten wiederholt wird, die im¬ 
mer lauter und schriller werden und ein 
tiefes Gefühl von Unbehagen schaffen. 
Militärischer Trommelklang durchsetzt 
diesen Abschnitt, der in einem Schrei 
von Schmerz und Entsetzen endet. 
Eine ruhigere Passage folgt - eine Solo¬ 
flöte, dann ein Fagott, die Toten betrau¬ 
ernd. Die Begleitung ist zersplittert, wie 
die zerbrochenen Menschen, die sie be¬ 
klagt. Dissonanzen dominieren. 

Im zweiten Satz, „Erinnerung“, än¬ 
dert sich die Stimmung in der Rück¬ 
blende an glücklichere Zeiten, man 
hört Tanzmelodien, obgleich auch Trau¬ 
rigkeit mitschwingt. 

Die Musik des dritten Satzes - 
„Heimatliche Weiten“ - bejaht das 
Heldentum des Volkes, seinen Huma¬ 
nismus und die große Naturschönheit 
Russlands. Der Satz kann als Dialog 
zwischen dem Choral, der trostspen¬ 
denden Heimat, und der Solostimme, 
den Violinen, dem Einzelnen in seiner 
Qual verstanden werden. Sowohl der 
zweite als auch der dritte Satz drücken 
Schostakowitschs Überzeugung aus, 
dass dieser Krieg nicht die Empfäng¬ 
lichkeit für kulturelle Werte zerstört. 


Über den letzten Satz, „Sieg“, sagte 
Schostakowitsch: „Meine Vorstellung 
des Sieges ist nicht etwas Brutales; es 
ist besser erklärt als der Sieg des Lichts 
über die Dunkelheit, der Menschlich¬ 
keit über die Barbarei, der Vernunft 
über die Reaktion.“ Der Satz beginnt 
mit der musikalischen Beschreibung 
arbeitender Menschen in Friedenszei¬ 
ten, voller Hoffnung und Glück, als sie 
von den Trommeln und Geschossen des 
Krieges überwältigt werden. Die Mu¬ 
sik marschiert, kämpft und widersteht. 
Der Sieg wird nicht mühelos errungen. 
Schostakowitsch beginnt mit einer Pau¬ 
kenrolle, die den langsamen dritten 
Satz beendet hat und fügt allmählich 
weitere Stimmen hinzu. Langsam be¬ 
wegt sich die Musik mit Blechbläser¬ 
fanfaren und Paukenschlägen auf ihren 
Höhepunkt zu. Sie erzwingt ihren Weg 
in ein helles C-Dur - der aufstreben¬ 
den Tonart des Sieges. Doch in den letz¬ 
ten Klängen dieser großartigen Tonart 
schwingen auch traurige Töne mit. In 
voller Anerkennung der Wirklichkeit, 
des unvorstellbaren Leides des Krieges, 
kann die Sinfonie nicht in einfachem 
Triumph enden. 

Schostakowitsch komponierte den 
größten Teil der Sinfonie in Leningrad 
während der Belagerung. Trotz seiner 
Einwände evakuierte die sowjetische 
Regierung die Schostakowitsch-Fami- 
lie gemeinsam mit anderen Künstlern 
nach mehreren Monaten der Blocka¬ 
de. Die „Leningrader“ wurde am 9. Au¬ 
gust 1942 in der verhungernden Stadt 
aufgeführt. Die Partitur wurde über die 
feindlichen Linien in die Stadt geflo¬ 
gen. Das Orchester bestand nur noch 
aus 15 Musikern, weitere mussten von 
der Front geholt werden. 


Galina Leljuchina, Klarinettespiele¬ 
rin bei dieser historischen Aufführung, 
erinnert sich an die Proben: „Im Radio 
wurde angesagt, dass alle lebenden Mu¬ 
siker aufgerufen waren. Es war schwer 
zu laufen. Ich litt an Skorbut und meine 
Beine taten sehr weh. Zuerst gab es nur 
neun von uns, aber dann kamen mehr 
Leute. Der Dirigent Eliasberg wurde 
auf einem Schlitten gebracht, so hatte 
der Hunger ihn geschwächt 44 

Am 9. August 1942 war der Saal 
überfüllt, Fenster und Türen standen 
offen, damit die draußen Versammel¬ 
ten auch hören konnten. Die Musik 
wurde auf die Straßen und an die Fron¬ 
ten übertragen, um dem ganzen Volk 
Mut zu machen. Die Rote Armee ver¬ 
eitelte deutsche Pläne, die Aufführung 
zu stören, indem sie den Feind zuvor 
beschoss, um die zwei Stunden Feuer¬ 
stille zu gewährleisten, die für das Kon¬ 
zert benötigt wurden. 

Eine Blockade-Überlebende, Iri¬ 
na Skripatschewa, erinnert sich: „Die¬ 
se Sinfonie machte einen großen Ein¬ 
druck auf uns. Die Musik erregte ein 
Gefühl der Erhabenheit, eines Fluges 
... Gleichzeitig konnten wir den furcht¬ 
erregenden Rhythmus der deutschen 
Horden spüren. Es war unvergesslich 
und überwältigend.“ 

Fünfundsiebzig Jahre später berei¬ 
ten sich NATO Truppen und Panzer 
(einschließlich deutscher) an der rus¬ 
sischen Westgrenze auf den Krieg vor. 

Jenny Farrell 

Vorabdruck mit freundlicher Genehmi¬ 
gung aus „Marxistische Blätter“, Heft 
4_2 0i7. Zu beziehen bei Neue Impul¬ 
se Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. Kontakt: Tel. 0201/23 67 57; 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
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Der Abgesang auf Venezuela 

US-amerikanische Medien rufen nach Intervention • Von Ramiro S. Fünez, TeleSUR 



Bild oben: Die venezolanische Opposition im Straßenkampf auf der Brücke von Las Mercedes in Caracas geschützt durch Helme und ein Schutzschild am 7.Juni 
2017. Im Vordergrund sieht man brennende Gegenstände. Auf der Wand Parolen wie „Weg mit der Diktatur!“, „Freiheit“ oder „Wir sind mehr.“ 

Bild rechts: Die Opposition hat sich für die Straßenkämpfe mit Molotow-Cocktails ausgerüstet. Als Mainstream-Medium könnte man auch schreiben:„Friedliche 
venezolanische Opposition verteilt Getränke an notleidende Bevölkerung.“ 


Dieser Beitrag wurde unter dem Titel „What Marxism Teaches Us About 
Protests in Venezuela“ (Was lehrt uns der Marxismus über die Proteste 
in Venezuela) auf „teleSUR English“ veröffentlicht. Telesur ist ein TV- 
Nachrichtensender mit Sitz in Caracas, an dem neben Venezuela auch 
Argentinien, Bolivien, Kuba, Ecuador, Nicaragua und Uruguay beteiligt 
sind. Ramiro S. Fünez ist honduranischer Journalist. 


D ie Mainstream-Medien wollen 
uns glauben machen, hinter 
den Protesten gegen die Re¬ 
gierung in Venezuela, die mittlerwei¬ 
le mehr als fünfzig Leben gekostet ha¬ 
ben (laut venezuelaanalysis.com sind 
es inzwischen 82 Menschen, die seit 
Beginn der Proteste Opfer politischer 
Gewalt wurden), stünde folgende Ge¬ 
schichte: 

Da wird zum einen die Story von 
David und Goliath nacherzählt, eine 
von den Nachrichtensendern immer 
wieder gern aufgewärmte Buchstaben¬ 
suppe: Auf der einen Seite harmlose, 
friedliebende Demokraten, die politi¬ 
sche Freiheiten fordern. Auf der ande¬ 
ren eine mächtige, brutale und autori¬ 
täre Regierung, welche diese Freihei¬ 
ten nicht gewähren will. 

Diese hübsche Erzählung, die in 
den Mainstream-Medien immer wie¬ 
der wiederholt wird, soll noch mehr 
Unterstützung für einen „Regime 
Change“ produzieren. Die Fernseh¬ 
kanäle und Zeitungen wie z.B. CBS, 
CNN, NBC, ABC, Fox News und die 
„New York Times“ gehören Mitglie¬ 
dern der reichen globalen Elite, die 
zugleich Kapitalbesitzer im militä¬ 
risch-industriellen Komplex sind und 
ihren Gewinn aus dauernden Kriegen 
ziehen. 

Ihre lauten Rufe nach einer Inter¬ 
vention der USA gegen Venezuela er¬ 
innern an ähnliche Aufrufe gegen Ju¬ 
goslawien, Afghanistan, Irak und Li¬ 
byen, bevor diese Länder 1999, 2001, 
2003 und 2011 angegriffen wurden. 
Wer die damaligen Kriegsexpeditio¬ 
nen verfolgt hat, wird bestätigen, dass 
auch damals die gezielte falsche Be¬ 


richterstattung der Mainstream-Me¬ 
dien viel dazu beigetragen hat, dass 
es zum desaströsen Resultat gekom¬ 
men ist. 

Die Art und Weise, wie die Proteste 
in Venezuela analysiert werden, ist das 
Hauptproblem in der Berichterstat¬ 
tung der Mainstream-Medien. Wenn 
man sich die Artikel oder bewegten 
Bilder genauer ansieht, welche von 
den etablierten Medien produziert 
werden, erkennt man eine durchge¬ 
hende Tendenz. Der aktuelle Aufruhr 
im Land wird ohne jeden historischen 
Zusammenhang präsentiert. 

Diese Medien unterschlagen nicht 
nur bewusst die dauernden wirtschaft¬ 
lichen und politischen Angriffe, die ge¬ 
gen die Bolivarische Revolution seit 
ihrem Antritt 1999 geführt wurden 
und die Regierung daran gehindert ha¬ 
ben, Frieden und Stabilität im Land zu 
fördern. Sie vermeiden auch bewusst 
jeden Hinweis darauf, in welchem Zu¬ 
stand sich das Land vor 1999 befand, 
als Hugo Chävez die Präsidentschaft 
übernahm und sich daran machte, die 
Lebensbedingungen der großen Mehr¬ 
heit der arbeitenden Bevölkerung Ve¬ 
nezuelas radikal zu verbessern. 

Schon in den frühen 2000ern be¬ 
gannen die Eigner von Supermarkt¬ 
ketten, die mit der Opposition im 
Lande kooperierten, Lebensmittel zu 
horten, um sie anschließend zu hö¬ 
heren Preisen zu verkaufen und gute 
Gewinne einzufahren. Lebensmittel¬ 
importeure, ebenfalls aus den Reihen 
der rechten, reichen Elite, manipulier¬ 
ten Importstatistiken, um so die Preise 
für die entsprechenden Waren anhe¬ 
ben zu können. 


Der Chef der venezolanischen 
Zentralbank, Edmee Betancourt, be¬ 
richtet 2013, dass das Land im Jahr zu¬ 
vor wegen der Hortungen und Preis¬ 
manipulationen zwischen 15 und 20 
Mrd. Dollar verloren hatte. Die Sabo¬ 
tageaktionen von rechts gegen die so¬ 
zialistische Wirtschaft Venezuelas, die 
seit 1999 auf den verschiedensten Fel¬ 
dern unternommen worden sind, ha¬ 
ben das Ziel, den politischen Protest 
anzuheizen. Diese Destabilisierungs¬ 
taktik, wie sie der US-Politikwissen- 
schaftler Gene Sharp darlegt, wird 
schon seit langem gegen Regierungen 
eingesetzt, die sich gegen die Herr¬ 
schaft der Wall Street richten. 

Die Mainstream-Medien vermei¬ 
den es tunlichst, darauf hinzuweisen, 
dass vor der B olivarischen Revoluti¬ 
on von 1999 die Inflationsrate sowie 
Arbeitslosigkeit und Armut im Land 
weit höher waren als heute. 

Denn Phänomene wie die Unru¬ 
hen in Venezuela werden als statische, 
unzusammenhängende Momente er¬ 
fasst, statt sie als zusammenhängen¬ 
de Ereignisse zu begreifen, die einen 
sich ständig verändernden Prozess bil¬ 
den. Diese Analysemethode trennt die 
„relevante“ Gegenwart von der „irre¬ 
levanten“ Vergangenheit und blendet 
so den Gesamtzusammenhang der 
Phänomene aus. 

Marxisten leugnen nicht, dass die 
Inflation in Venezuela steigt und dass 
die Warenknappheit zunimmt. Aber 
sie lehnen es ab, diese Tatsachen ohne 
den dazugehörenden Zusammenhang 
darzustellen, sich auf die Erscheinun¬ 
gen zu beschränken und die Realität 
damit zu entstellen. Der Marxismus 
setzt darauf, die Analyse über die ak¬ 
tuellen Fakten hinaus auszuweiten, 
die wirtschaftlichen Ursachen für bei¬ 
spielsweise die Inflation zu untersu¬ 
chen und somit Vorschläge zur Lösung 
machen zu können. 

Ein weiteres Problem bei der Be¬ 
richterstattung der Mainstream-Me¬ 


dien ist die falsche Darstellung der 
Protestierer und der Regierung. Wie 
eingangs gesagt, präsentieren die 
Nachrichtensender die Protestierer als 
harmlose, friedliebende Demokraten, 
die Regierungsfunktionäre dagegen 
als mächtige und gewalttätige Potenta¬ 
ten. Wenn zum Beispiel über Demons¬ 
trationen berichtet wird, sieht man 
meist Bilder von Demonstranten, die 
scheinbar fortschrittliche Parolen tra¬ 
gen wie „Weg mit der Diktatur“ und 
„Gerechtigkeit für die politischen Ge¬ 
fangenen“. Protestierer werden auch 
gerne gezeigt, wie sie den Polizisten 
Blumen überreichen und sie weinend 
anflehen, „die Gewalt zu beenden“. 

Auf der anderen Seite werden die 
Polizei und die Bolivarische National¬ 
garde dabei gezeigt, wie sie Wasser¬ 
werfer einsetzt und die Protestierer 
mit Schilden zurückdrängt. Äußerst 
selten zeigen diese Medien Bilder 
von den Tausenden linken Pro-Re- 
gierungs-Demonstranten, die beinahe 
täglich friedlich für die Bolivarische 
Revolution auf die Straße gehen. 

Diese oberflächliche Darstellung 
der Medien verführt die Menschen 
zu der Überzeugung, dass die rechten 
Protestierer revolutionär, die linke Re¬ 
gierung aber reaktionär wäre. Entspre¬ 
chend bringen die Fernsehzuschauer 
erstere in Zusammenhang mit Bewe¬ 
gungen wie „Occupy Wall Street“ oder 
„Black Lives Matter“, letztere aber mit 
Regierungen wie dem Apartheid-Re¬ 
gime in Südafrika. 

Vom marxistischen Standpunkt 
aus ist diese Gegenüberstellung eine 
perverse Umkehrung der wirklichen 
Verhältnisse. 

In kapitalistischen Gesellschaften 
wie in den USA, wo die Reichen die 
herrschende Klasse darstellen, nutzen 
die reichen Eliten den Staat zur Herr¬ 
schaft über die Armen. Man kann das 
daran erkennen, wie Unternehmen in 
den USA die Polizei dazu einsetzen, 
um die Arbeiter zu unterdrücken und 


benachteiligte gesellschaftliche Grup¬ 
pen am Protest für bessere Lebensbe¬ 
dingungen zu hindern. 

In Gesellschaften, die sich wie Ve¬ 
nezuela in Richtung Sozialismus be¬ 
wegen, wo die Regierung die Armen 
vertritt, bekämpfen Arbeiter und un¬ 
terdrückte Schichten noch immer die 
reiche Elite, aber sie haben sie schon 
besser unter Kontrolle. Im März dieses 
Jahres zum Beispiel ordnete Präsident 
Nicolas Maduro die Übernahme von 
Bäckereien an, die Eigentum rechter 
Eliten waren und bewusst Mehl gehor¬ 
tet hatten. Später wurden diese Bäcke¬ 
reien unter die Kontrolle von Arbei¬ 
terkollektiven gestellt. 

Der Marxismus wendet sich auch ge¬ 
gen die Behauptung, die viele Anarchis¬ 
ten immer noch vertreten, dass nämlich 
alle Staaten dem Wesen nach bourgeoi¬ 
se Einrichtungen sind. Es ist vielmehr 
so, dass der jeweilige Charakter des 
Staates von der Klasse abhängt, die über 
ihn bestimmt. Ganz auf dieser Linie des 
Staatsverständnisses stellen Marxisten 
fest, dass nicht jeder Protest gegen eine 
Regierung schon revolutionär sein muss, 
was viele Liberale und viele Anarchis¬ 
ten einfach nicht begreifen. 

Die Anführer der rechten Oppo¬ 
sition in Venezuela behaupten, dass 
das sozialistische Modell der B oliva¬ 
rischen Revolution an fast allen Prob¬ 
lemen des Landes schuld ist. Sie käuen 
völlig unkritisch ökonomische Theo¬ 
rien wieder, die ihnen die Thinktanks 
von der Wall Street eingetrichtert ha¬ 
ben, und behaupten, dass der Kapita¬ 
lismus des freien Marktes alle Proble¬ 
me Venezuelas lösen werde. 

„Sozialismus schafft Bürokratie“, 
sagen sie und schlagen als Lösung vor, 
dass Privatkapital das Gesundheits¬ 
wesen, den Bildungssektor, die Nah¬ 
rungsmittelverteilung und die Woh¬ 
nungswirtschaft übernehmen soll. Der 
Oppositionsführer Leopoldo Lopez, 

Fortsetzung nächste Seite 
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Auftragsarbeit 

Journalisten befinden sich in Kuba in einer sehr ernsten Lage, findet „Reporter ohne Grenzen“ 


D ie gewerkschaftlich organisierten 
Medienmitarbeiter in Deutsch¬ 
land erhielten mit der aktuellen 
Ausgabe der „M - Menschen machen 
Medien“ die als Beilage der ver.di- 
Mitgliederzeitung „Publik 44 verschickt 
wird, wie in den Vorjahren wieder un¬ 
aufgefordert eine „Weltkarte der Pres¬ 
sefreiheit 44 zugestellt. Deren Urheber 
ist jedoch nicht, wie das uninformierte 
Mitglied zunächst vermuten muss, die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di als 
Herausgeberin, sondern die seit Jahren 
von ihr unterstützte Organisation „Re¬ 
porter ohne Grenzen 44 (ROG). Dieser 
weltweit umstrittene Verein steht west¬ 
lichen Regierungen, Medienkonzernen 
und Geheimdiensten deutlich näher als 
den Gewerkschaftskollegen in den Me¬ 
dien. Erst Recht wenn diese eine kri¬ 
tische Einstellung zu Marktwirtschaft, 
US-Kriegseinsätzen oder multinationa¬ 
len Konzernen haben. 

Ungeachtet dessen erhielten die 
Leser von „M 44 eine bunte Karte, in der 
die Länder der Welt in verschiedenen 
Farben, von weiß („gute Lage 44 ) bis 
schwarz („sehr ernste Lage 44 ) darge¬ 
stellt sind. Wie ROG zu der Abstufung 
kommt, die von Freunden bis zu Fein¬ 
den der Pressefreiheit reicht, ist un¬ 
klar. „Grundlage der Rangliste 44 heißt 
es nebulös, sei ein Fragebogen, der an 
„Hunderte Journalisten, Wissenschaft¬ 
ler, Juristen und Menschenrechtsver¬ 
teidiger weltweit sowie an sein eige¬ 
nes Korrespondentennetzwerk 44 ver¬ 
schickt werde. Wer die Auserwählten 
sind, wird nicht verraten. Medienwis¬ 
senschaftler weisen deshalb seit Jahren 
darauf hin, dass das Ranking von „Re¬ 
porter ohne Grenzen 44 aufgrund seiner 
„undurchsichtigen Untersuchungsme¬ 
thoden 44 mit Vorsicht zu genießen ist. 
Die Bewertung einzelner Länder be¬ 
ruhe oft nur auf sehr wenigen und zu¬ 
dem subjektiv ausgewählten Befrag¬ 
ten. Die diesjährige Rangliste bestätigt 


derartige Vorwürfe und dokumentiert 
zudem, dass mit zweierlei Maß gemes¬ 
sen wird. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
landet mit Platz 16 gleich hinter den 
skandinavischen Ländern und wird in 
der Karte „weiß 44 (gute Lage) darge¬ 
stellt. ROG verschweigt die systemati¬ 
sche Überwachung kritischer Medien 
wie der Tageszeitung „junge Welt 44 , der 
UZ, zahlreicher Blogger und Pressefo¬ 
tografen durch den Verfassungsschutz. 
Immerhin geben sich die selbsternann¬ 
ten Medienpolizisten besorgt über „die 
erschreckend vielen tätlichen Angriffe, 
Drohungen und Einschüchterungsversu¬ 
che 44 , denen Journalisten „auf Demons¬ 
trationen etwa von Pegida 44 ausgesetzt 
sind. Wenn demnach „Einschüchterung 
und Bedrohung 44 Kriterien für das Ran¬ 
king sind, müssten Mord und Totschlag 
erst recht welche sein. Doch je nach 
Weltregion legt ROG unterschiedliche 
Maßstäbe an. Bei der Beurteilung der 
Pressefreiheit in lateinamerikanischen 
Ländern scheinen Leben und Sicher¬ 
heit von Journalisten plötzlich keine ent¬ 
scheidende Bedeutung mehr zu haben. 

So kommt es zu nicht nachvoll¬ 
ziehbaren Bewertungen wie etwa im 
Fall Mexikos. In diesem für Medien¬ 
mitarbeiter laut der lateinamerika¬ 
nischen Berufsorganisation „Felap 44 
(Federaciön Latinoamericana de Pe- 
riodistas) „gefährlichsten Land der 
Welt 44 wurden bis Mitte letzten Jah¬ 
res zehn Kolleginnen und Kollegen 
von rechten Todesschwadronen, Po¬ 
lizei- und Armeeangehörigen oder 
der Drogenmafia ermordet. Trotzdem 
stufte ROG das Land in seiner Rang¬ 
liste um zwei Punkte besser ein als im 
Vorjahr. Die bestenfalls als zynisch 
zu bezeichnende Verharmlosung von 
Journalistenmorden wird durch das 
ver.di-Magazin kritiklos weiterver¬ 
breitet, obwohl angesehene Berufs¬ 
organisationen der Region zu völlig 


anderen Einschätzungen kommen. 
„Wir erleben einen verdeckten, aber 
tödlichen Krieg korrupter Machtha¬ 
ber gegen kritische Berichterstatter 44 
schlug der chilenische Journalist Er- 
nesto Carmona zum Abschluss des 
XII. Felap-Kongresses am 28. Mai 
in Buenos Aires Alarm. Carmona ist 
Vorsitzender einer Gewerkschafts¬ 
kommission, die regelmäßig über An¬ 
griffe auf Medienvertreter berichtet. 
Nach ihrer jüngsten Untersuchung 
wurden in den vergangenen fünf Jah¬ 
ren mindestens 187 Journalisten in 
der Region ermordet, die meisten von 
ihnen in Mexiko (Platz 147 im ROG- 
Ranking), Brasilien (Platz 103) und 
Honduras (Platz 140). 

Die 1976 gegründete „Felap 44 ist 
eine Dachorganisation von mehr als 50 
Journalistenverbänden, Ausbildungs¬ 
zentren, Recherchepools und Medien¬ 
akteuren in 17 Ländern Lateinameri¬ 
kas und der Karibik. Am ihrem XII. 
Kongress nahmen im Mai auch Ge¬ 
werkschafter aus Spanien, Portugal, 
China und Russland teil, nicht aber 
aus Deutschland. Offenbar verbreitet 
das Mitgliedermagazin „M 44 lieber das 
in weiten Teilen mit der Schwarzen 
Liste des US State Departments de¬ 
ckungsgleiche ROG-Ranking, als sich 
bei Journalistenverbänden der Regi¬ 
on über deren Erfahrungen zu infor¬ 
mieren. Als Ergebnis landet das sozia¬ 
listische Kuba, wo der letzte Mord an 
einem Medienmitarbeiter am 13. Mai 
1958 von einem Polizeiagenten des 
Diktators Fulgencio Batista verübt 
wurde, abgeschlagen auf Platz 173 (in 
der Karte tiefschwarz) und damit weit 
hinter den prowestlichen Regimen der 
Ukraine (Platz 102), der Türkei (Platz 
155) und Saudi-Arabiens (Platz 168). 
Noch mieser als Kuba schnitten die 
ebenfalls sozialistischen Länder Viet¬ 
nam (Platz 175) und China (Platz 176) 
ab. 


„Reporter ohne Grenzen 44 ver¬ 
heimlicht indes nicht nur seine Un¬ 
tersuchungsmethoden, die zu derar¬ 
tigen Ergebnissen führen, sondern 
auch seine Vergangenheit und Geld¬ 
geber. Peinlich ist der Organisati¬ 
on mittlerweile ihr Gründer Robert 


Menard, der den Verein 1985 in Pa¬ 
ris aufbaute und bis 2008 als Gene¬ 
ralsekretär leitete. Zwanzig Jahre 
nach der Gründung gab Menard zu, 
dass ROG mit Hilfe der dem US-Au¬ 
ßenministerium unterstehenden Stif¬ 
tung „National Endowment for De- 
mocracy 44 (NED) geschaffen worden 
war. Zu den weiteren Finanziers ge¬ 
hörten das französische Außen- und 


Verteidigungsministerium sowie die 
„Cuban American National Found¬ 
ation 44 (CANF), eine von Miami aus 
operierende exilkubanische Terroror¬ 
ganisation. 2014 ließ Menard sich mit 
den Stimmen der neofaschistischen 
„Front National 44 zum Bürgermeis¬ 


ter der südfranzösischen Stadt Be- 
ziers wählen. Zwar hatte ROG sich 
zu diesem Zeitpunkt schon von ihrem 
Gründer distanziert, ein wirklicher 
Kurswechsel fand jedoch nicht statt. 
Auch ver.di und sein medienpoliti¬ 
sches Magazin „M 44 scheinen sich in 
dieser schamlosen Gesellschaft wei¬ 
terhin wohl zu fühlen. 

Volker Hermsdorf 



Die „Granma“ ist die größte Tageszeitung Kubas. Sie befindet sich nicht in 
Privateigentum, sondern wird von der Kommunistischen Partei Cubas (PCC) 
herausgegeben. Die „Granma“ ruft die kubanische Bevölkerung regelmäßig 
dazu auf, in Leserbriefen die alltäglichen Missstände zu schildern und zu dis¬ 
kutieren. Allein im Jahr 2014 wurden in der „Granma“ mehr als 250 Leserbriefe 
veröffentlicht, auf die häufig nicht nur eine Antwort der zuständigen Politiker 
und Institutionen folgt, sondern auch Initiativen zur Lösung der benannten 
Probleme. Nach Auffassung von „Reporter ohne Grenzen“ ein Paradebeispiel für 
die „Sehr ernste Lage“, in der sich die Pressefreiheit auf Kuba befindet. 
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der sich fragwürdiger Beziehungen 
zu multinationalen Erdölgiganten wie 
ExxonMobil erfreut, hat sogar vorge¬ 
schlagen, die staatliche Erdölgesell¬ 
schaft Venezuelas PVSA zu privatisie¬ 
ren, die eine der wichtigsten Quellen 
des Reichtums des Landes darstellt. 

Die Oppositionsführer haben auch 
vorgeschlagen, wichtige staatliche In¬ 
stitutionen wie die Ministerien für die 
indigene Bevölkerung und für Frauen 
und Gender-Fragen aufzulösen, um, 
wie sie sagen, „die Wirtschaft zu sta¬ 
bilisieren 44 . 

Es ist unbestreitbar, dass Venezue¬ 
la ernste ökonomische Probleme hat. 
Aber es ist falsch, wenn die Oppositi¬ 
on die Ursache der Probleme dem So¬ 
zialismus anlastet. Sie stellt dabei nicht 
in Rechnung, dass alle Versuche, eine 
stabile Verwaltungswirtschaft aufzu¬ 
bauen, seit 1999 systematisch sabotiert 
worden sind. Die Oppositionellen re¬ 
den andauernd über die „Mängel des 
Sozialismus 44 greifen ihn aber ebenso 
dauernd an, um sicherzustellen, dass er 
nicht erfolgreich sein kann. 

Es ist so, als wollte man einen Ar¬ 
chitekten dafür tadeln, dass er das 
Haus nicht schnell fertig gestellt hat, 
gleichzeitig aber nicht berücksichtigt, 
dass von Anfang an der Baugrund täg¬ 
lich geplündert und zerstört worden ist. 
Die Bolivarische Revolution hat enor¬ 
me soziale Fortschritte erzielt, obwohl 
die von den Rechten betriebene Wirt¬ 
schaftssabotage in ihrer 18-jährigen 
Geschichte keinen Tag ausgesetzt hat. 

Die Opposition, die Mainstream- 
Medien und Wall Street sind sich in 
der Behauptung einig, dass es Venezu¬ 
ela besser gehen würde, wenn es zum 
Kapitalismus zurückkehren würde. 

Will man wissen, wie es Venezuela 
ergehen würde, wenn es der Opposi¬ 
tion gelänge, die Bolivarische Regie¬ 
rung abzusetzen und den Kapitalis¬ 
mus wieder herzustellen, kann man 
sich die neoliberalen Katastrophen in 
Brasilien und Argentinien ansehen. 


Seit Mauricio Macri in Argentinien 
das Präsidentenamt übernommen hat, 
sind alle Fortschritte rückgängig ge¬ 
macht worden, die es unter seiner Vor¬ 
gängerin Cristina Fernandez gegeben 
hatte. Der rechts gewirkte Macri, ein 
offener Gegner der venezolanischen 


Regierung, hat in vielen Sektoren der 
argentinischen Wirtschaft Spar- und 
Austeritätsprogramme installiert. Die 
Preise für Gas und Strom steigen. Ar¬ 
beitsplätze werden gestrichen. Regie¬ 
rungsinstitutionen schrumpfen, wäh¬ 
rend zugleich Privatfirmen, die sich 


guter Beziehungen zur Regierung er¬ 
freuen, Steuernachlässe bekommen. 
Diese Politik hat in Argentinien zu 
mehr Armut, Instabilität und Unru¬ 
hen geführt. 

Dasselbe gilt für Brasilien. Seit 
der amtierende Präsident Michel Te- 


mer 2016 das Amt übernommen hat, 
hat er alle Fortschritte rückgängig ge¬ 
macht, die unter der forschrittlichen 
Präsidentin Dilma Rousseff erreicht 
worden waren. Entsprechend wurden 
Millionen Brasilianer in die Armut ge¬ 
stürzt, die Polizeirepression gegen Af- 
ro-Brasilianer und die indigene Bevöl¬ 
kerung wird wieder stärker, die Rechte 
der Landarbeiter werden nicht mehr 
beachtet. Stattdessen kehren wieder 
Zustände zurück, die nach dem Straf¬ 
gesetzbuch des Landes als Sklaverei 
einzustufen sind. 

Auch Temer ist ein lauter Kritiker 
der Bolivarischen Revolution. Auch 
er hat es mit wachsender Opposition 
der Brasilianer zu tun, die unter sei¬ 
ner neoliberalen Austeritätspolitik zu 
leiden haben. 

Auch wenn die venezolanische 
Opposition wie Macri und Temer die 
Macht im Staate übernehmen würde, 
wären die Probleme des Landes nicht 
annähernd gelöst. Denn der von ihnen 
heiß geliebte Kapitalismus, ein System, 
das von der Aussicht auf Profit gesteu¬ 
ert wird, ist seinem Wesen nach insta¬ 
bil und selbstzerstörerisch. 

Weil die Arbeiter auf dem gesam¬ 
ten Globus aufgrund der neoliberalen 
Austeritätspolitik weniger Lohn er¬ 
halten, können sie alle Produkte, die 
sie selber hersteilen, nicht kaufen. Die 
Unternehmer haben Absatzprobleme, 
weil nicht genug Geld da ist, um ihre 
Produkte zu erwerben, was wiederum 
die Unternehmen daran hindert, Profit 
zu machen. 

Das Ganze spielt sich auf globaler 
Ebene ab und ebnet den Weg für in¬ 
ternationale Finanzkrisen. So geht es 
mit dem Kapitalismus weiter bergab, 
und im Lauf der Zeit verliert er an 
Glaubwürdigkeit als funktionieren¬ 
des System. 

Wie der Kapitalismus hat auch die 
Opposition in Venezuela dem Land 
wirklich nichts zu bieten. Beide sind 
am Ende. 
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Friedensfest 

23. Juni 2017-ab 19 Uhr 

Konzert mit 
MUSIKANDES 

Eifler Scheunencafe 
Holzmaarstr. 23 
54558 Gillenfeld 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland- Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 


Freitag, 7. Juli 2017 

19 Uhr (Einlass 18 Uhr), Kulturpalast Hamburg, 
Öjendorfer Weg 30 a, Hamburg, U-Bahn Billstedt 



Internationale Podiumsdiskussion 
mit Vertreterinnen Kommunistischer Parteien 



Im Rahmen der Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg berichten 
Kommunistinnen aus Belgien, Portugal, Schweden, Tschechien und Ve¬ 
nezuela über die Situation und den Widerstand in ihren Ländern und ihre 
Haltung zum Treffen der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
(G20). Gemeinsam wollen wir mit ihnen über Wege zur Überwindung des 
Imperialismus und zum Sozialismus diskutieren. 

Mit: • Alice Bernard, Mitglied des Nationalrats und der Abteilung 
für Betriebs- und Gewerkschaftsfragen der Partei der Arbeit 
Belgiens (PTB) 

• Vladimir Sedläcek, Mitglied der Internationalen Kommission 
der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens (KSCM) 

• Andreas Sörensen, Vorsitzender der Kommunistischen Partei 
Schweden (SKP) 

• Miguel Viegas, Mitglied der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei (PCP) und EU-Abgeordneter 
der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne 
Linke (GUE/NGL) 

• Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 


Eine Veranstaltung der DKP Hamburg und des DKP-Parteivorstands 
www.dkp-hamburg.denews.dkp.de www.unsere-zeit.de 


Was passiert in VenezuelaP 



Veranstaltungsreihe mit Carolus Wimmer, 
Internationaler Sekretär 
der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 

• Frankfurt/Main, 3. Juli 2017 

19 Uhr, Saalbau Bockenheim, Saal, 

Schwälmer Straße 28 

• Essen, 4. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hoffnungstraße 18 

• Münster, 5. Juli 2017 

20 Uhr, Cuba Kulturzentrum, Achtermannstraße 10-12 

• Bremen, 6. Juli 2017 

19 Uhr, Konsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34 

• Hamburg, 7. Juli 2017 

19 Uhr, Kultur-Palast Hamburg, Öjendorfer Weg 30a 
(Podiumsdiskussion „Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Kapitalismus“ mit Vertretern weiterer 
kommunistischer Parteien) 

• Lübeck, 9. Juli 2017 

15 Uhr, Diele, Mengstraße 41 
(Veranstaltung der SDAJ Lübeck) 

• Berlin, 10. Juli 2017 

19 Uhr, FMP1 (ND-Gebäude), Franz-Mehring-Platz 1 

• Erfurt, 11. Juli 2017 

17 Uhr, Gaststätte zur Dahlie, Roßlauer Straße 1 

• München, 12. Juli 2017 

19 Uhr, Eine-Welt-Haus München, 

Schwanthalerstraße 80 

• Konstanz, 14. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12 

Eine Veranstaltungsreihe der DKP 

(Örtliche Mitveranstalter bzw. Unterstützer: SDAJ, UZ - Unsere Zeit, 
Alexander-von-Humboldt-Gesellschaft e.V., Die Linke Konstanz, 
Venezuela-Soli Ffm, FG BRD-Kuba e.V.) 

Alle Veranstaltungen: Eintritt frei, um Spenden wird gebeten 
news.dkp.de 



Bildungsreise Vietnam i Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
Freundst:MalIsqeie11schalt Vielnam 

26.12.17 -13.Ql.16 (2 Wochen i Vietnam) 
26.12.17 - 1S.Q1.ia (3 Wochen } VN »Laos) 

Sie crfebcfi fraumhafl schöne Landschaften ui»d 
traucl-rn HiHfcpfüprilt Au&Hdmn Irnftrn Sic 
PaHn« aus WrfMhflH. un^roitac* / 

urd - darunter auch einen berühmten j 

VKlnamesisd-*n Sch hfl steter. 


www.fg-vielnam.cfe 
fg-vie(Ham@t-onl ine.de 
Kontakt 0641 32149 


Die Genossin 

Doris Kister 

wurde am 22. 6. 

80 ! 

Wir gratulieren dir nachträglich ganz herzlich 
zum Geburtstag! 

Wir wünschen dir und deiner Familie auch weiterhin 
alles Gute und natürlich Gesundheit! 

Kreisvorstand der DKP Hannover 
DKP Gruppe Hannover-Linden 
DKP Gruppe Hannover-Mitte 



Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 
Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Extraankündigung! 

Strategieseminar mit geändertem Inhalt, 
neuen Referenten: 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Der 22. Parteitag wird als zentralen Diskussionspunkt die anti¬ 
monopolistische Strategie der DKP behandeln. Dazu berät und 
beschließt der Parteivorstand auf seiner nächsten Tagung einen 
Entwurf. 

Das Seminar dient der Vermittlung und Vertiefung unserer revo¬ 
lutionären, antimonopolistischen Strategie anhand des Antrags¬ 
entwurfs unter Hinzuziehung auch anderer Grundlagentexte zur 
kommunistischen Strategie und Taktik. 

Im Mittelpunkt steht der Entwurf und die Diskussion von unter¬ 
schiedlichen Standpunkten und Auffassungen. 

Beide Referenten gehören zu den Autoren des Leitantrages. 


Jetzt unsere zeit auch online lesen 

www.unsere-zeit.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Heer 

*#Mcskin j-*i[ WfP.fiK*. AKTS 


Ök&hof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große- helle Zimmer, 
viele gute BücheT, 
H&u* oder Hauchen; 
Kincferparadies. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 





15.00 Uhr Kinderfest 
Die Elmshorner 
Märchenerzählerin 
f Catharina Lentes erzählt 1 
aus der Märchenwelt 
für Groß und Klein. 
Kaffee und Kuchen 
****************** 

15.30 Uhr - Diskussionsrunde: 

Politikwechsel organisieren 

****************** 


Musik: 

Katja Kaie singt zur Gitarre 
Griechische Spezialitäten 
Tombola und Flohmarkt 
Kuba Mixgetränke, 

Bier vom Fass und Wein 
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FR ★ 23. JUNI 


Termine 


Nassforsch und ironisch 

„Zum Juniheft von ,Z 6 - Ein 
Überblick über die Lohnarbeit von 
Frauen 46 , UZ v. 16.6., S.10 

Sehr schön, dass die UZ diesem wich¬ 
tigen Themenschwerpunkt in der Zeit¬ 
schrift Z eine Heftbesprechung wid¬ 
met. Vielleicht wäre eine Besprechung 
durch eine kompetente Frau besser ge¬ 
wesen, die dann möglicherweise auch 
behutsamer und informativer gewesen 
wäre. 

Hier einige Kritikpunkte: „Die Me¬ 
chanisierung der Privathaushalte dürf¬ 
te die entscheidende Rolle für die erst 
ab den 1970er Jahren zunehmende Er¬ 
werbstätigenquote der Frauen in der 
BRD gespielt haben“. Hier ist zu wi¬ 
dersprechen; die DDR-Haushalte wa¬ 
ren viel weniger mechanisiert und hier 
setzte eine umfassende Frauenberufs¬ 
tätigkeit nicht nur weit früher ein, son¬ 
dern war auch viel höher. Eine größere 
Rolle hat wohl das der BRD zugrun¬ 
deliegende korporatistische Modell mit 
„Ernährerlöhnen“ für Männer und der 
entsprechenden ideologischen Beglei¬ 
tung und Fernhaltung der Frauen vom 
Arbeitsmarkt gespielt. 

Das Ärgerlichste in der Rezension 
ist für mich, wie der Beitrag der für die 
Frauenerwerbsforschung bedeutenden 
Soziologin C. Wichterich mit der viel¬ 
versprechenden Überschrift „Neolibe¬ 
rale Erwerbsmärkte, Womenomics und 
Geschlechterverhältnisse“ vorgestellt 
wird; schon gut, dass wenigstens Titel 
und eine wichtige Schlussfolgerung 
daraus zitiert werden. Aber inhaltlich 
geht der Autor nicht darauf ein, son¬ 
dern nassforsch und ironisch darüber 
hinweg. Schade. Es wäre notwendig, 
dass so ein wichtiges Themenheft so 
rezensiert würde, dass die interessier¬ 
te Leserin (bzw. der Leser) nicht nur 


einen oberflächlichen Überblick über 
die Themenpalette erhält. 

Ursula Möllenberg, Gelsenkirchen 


Die KKE übersehen 

„Den Klassengegner übersehen 44 , 
Leserbrief, UZ vom 16.6., S.15 

2015 standen sich grob gesagt drei Po¬ 
sitionen gegenüber: Die abgehalfterten 
Neoliberalen von ND und Pasok, die 
reformistische Syriza und die kommu¬ 
nistische KKE (die Hübingers Betrach¬ 
tung komplett ignoriert!). Die Neoli¬ 
beralen waren katastrophal gescheitert, 
Syriza gerierte sich als linke Reformal¬ 
ternative, nicht nur gegen ND und 
Pasok, sondern auch gegen die KKE, 
die Syrizas systemkonformen, reformis¬ 
tischen, EU-orientierten Weg als illusi¬ 
onär erkannte und nur den Weg heraus 
aus EU und Euro für möglich im Sin¬ 
ne eines Endes der ökonomischen und 
politischen Erdrosselung der Mehrheit 
der Griechen hielt. 

Bei Syriza gab es solchen Antimo¬ 
nopolismus weder in der Theorie noch 
in der praktischen Politik, was unfrei¬ 
willig auch die Überschrift über den 
Leserbrief verrät: „Den Klassengegner 
übersehen“. Dafür aber die altbekann¬ 
te Funktion von Sozialdemokraten, die 
Menschen mit Illusionen, Ängsten und 
Versprechungen von einer Hinwen¬ 
dung zu revolutionären Kräften, hier 
der KKE, abzuhalten. 

Das Ergebnis ist bekannt: Syriza ge¬ 
winnt die Wahlen, versagt und endet 
als Erfüllungsgehilfe des Monopolka¬ 
pitals. Wenn sich Menschen nun aus 
ihrer Enttäuschung über das Totalver¬ 
sagen „linker“ Politik von Syriza und 
ihrer daraus resultierenden Desori¬ 
entierung heraus nach rechts, zu den 


Faschisten und ihren demagogischen 
Versprechungen hinwenden, mag das 
vielleicht nicht direkt beabsichtigt sein, 
ist jedoch klare Konsequenz von Syri¬ 
zas Politik. Was uns zu tun bleibt, ist die 
solidarische Unterstützung der KKE 
und der Antimonopolismus, sprich 
Klassenkampf gegen unser eigenes 
Monopolkapital. 

Thomas Mehner, Krefeld 


Fiese Verleumdung 

„Durch und durch schädlich 44 , 

UZ v. 9.6., S.9 

Der Artikel beschreibt die im Schweins¬ 
galopp durchgezogene Grundgesetz¬ 
änderung zu Privatisierungen (Auto¬ 
bahnen). „Der Widerstand gegen das 
Vorhaben war schwach“, wird darin ge¬ 
klagt. Ja, wo hat denn die DKP Wider¬ 
stand dagegen initiiert, organisiert oder 
wenigstens unterstützt? Laut Lenin 
muss die kommunistische Zeitung u. a. 
„kollektiver Organisator“ sein. Aber: 
die UZ macht es zunehmend wie bür¬ 
gerliche Medien - erst berichten oder 
skandalisieren, wenn das Kind in den 
Brunnen gefallen ist. Das ist durch und 
durch schädlich. 

Besonders schädlich ist zudem die 
fiese Verleumdung der „Linken“, die an 
drei Landesregierungen eben nur be¬ 
teiligt ist und im Bundesrat nicht ma¬ 
chen kann, was sie will. Gab es doch 
von ausgefuchsten bürgerlichen De¬ 
mokraten (Schäuble) raffiniert for¬ 
mulierte Abstimmungstexte, die ein 
entsprechendes Stimmverhalten der 
PDL-Koalitionäre erzwangen. Jedoch 
muss über Sinn und Unsinn von PDL- 
Regierungsbeteiligungen an anderer 
Stelle gestritten werden. 

Karla Leonartz Aksu, per E-Mail 


Schweinfurt: „Im Kampf gegen die rechte 
Szene“, Veranstaltung der DKP-Unterfran- 
ken mit Günter Pierzig, Vorsitzender der 
Bamberger VVN/BdA, zur aktuellen Lage in 
Nordbayern. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19.00 Uhr._ 

Hamburg: „Wer wählt die AfD? Wer braucht 
die AfD?“ Podiumsdiskussion mit Fabio de 
Masi (Partei „Die Linke“), Olaf Harms (ver. 
di), Tina Sanders (DKP) und Dilan Baran 
(DIDF). Bürgerhaus Barmbek, Lorichsstraße 
28,18.30 Uhr._ 

Elmshorn: „Das ist der Gipfel“, Diskussion 
zu G20 mit Martin Dolzer. Veranstaltung von 
BUND, Partei „Die Linke“, IG Metall, SPD, 
ver.di und WN/BdA. ver.di-Geschäftsstelle, 
Schulstraße 35,19.00 Uhr._ 

Bochum: „Im Namen des Volkes - Ermitt- 
lungs- und Gerichtsverfahren in der DDR 
gegen Nazi- und Kriegsverbrecher.“ Buch¬ 
vorstellung und Diskussion mit einem der 
Autoren Dieter Skiba bzw. Reinhard Grim¬ 
mer. Veranstaltung des DDR-Kabinetts Bo¬ 
chum. DIDF-Zentrum, Rottstraße 30 (900 m 
Fußweg vom Hbf.), 19.00 Uhr. 


SA ★ 24. JUNI 


Hamburg: „Zwischen Restauration und 
Revolution - Revolutionäres Denken und 
Handeln in restaurativen Zeiten: Wie wollen 
Marxisten den Kapitalismus überwinden?“ 
Seminarangebot von jW-Unterstützerkreis 
Hamburg und Tageszeitung junge Welt mit 
Beiträgen von Werner Seppmann, Hans 
Christoph Stoodt, Jürgen Lloyd, Martin Dol¬ 
zer und Olaf Harms. Büro der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Am Felde 2, Hamburg-Altona, 10.30 Uhr 
bis 16.30 Uhr. Teilnahme- und Diskussions¬ 
anmeldung bitte per E-Mail an db@junge- 
welt.de senden. Anmeldeschluss: 15. Juni. 


SO ★ 25. JUNI 


Hof: „Die Bilanz der Großen Koalition 
2013-2017.“ Politischer Frühschoppen der 


DKP Hof mit Walter Listl. Büro der Partei 
„Die Linke“, Ernst-Reuter-Straße 52,10.30 
Uhr bis 13.00 Uhr. 


MO ★ 26. JUNI 


Dortmund: Georgisches Grillen der DKP- 
Gruppe Süd bei Werner, Gildenstraße 20, 
19.00 Uhr_ 

Hannover: Treffen der DKP-Stadtteilgruppe 
Mitte. DKP-Kreisbüro, Göttinger Straße 58, 
19.00 Uhr. 


Dl ★27. JUNI 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Ost. 
Haus Gobbrecht, Körner Hellweg 42,19.00 
Uhr. 


Ml ★28. JUNI 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße u.a. 
zu aktuellen betrieblichen Themen und 
der Bundestagswahl. LinksTreff Georg 
Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 29. JUNI 


Dortmund: „Geheimdienste - die perma¬ 
nente Regierung.“ Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP mit Klaus Wagener zur Rolle 
der Geheimdienste als Teil des Staates und 
ihr Verhältnis zur Regierung anhand der 
aktuellen Situation. Z, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 5. JULI 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 12. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: Öffentliche Mit¬ 
gliederversammlung der DKP zu örtlichen 
Problemen und zur Bundestagswahl. Flora¬ 
heim, Steinbergstraße 10,19.00 Uhr. 


Ein Brief aus Kuba 


Unsere Genossen Gisela und Egon 
Knapp haben mit einer Spende in Höhe 
von 50 000 Euro ein psychiatrisches 
Forschungsprojekt im kubanischen 
Hospital „27. November“ in Havanna 
unterstützt. Die Internationale Solida¬ 
rität als die Zärtlichkeit der Völker ist 
ihnen eine Herzensangelegenheit und 
auch Verpflichtung In diesem Sinne 
veröffentlichen wir den Dankesbrief 
der kubanischen Genossen im Wortlaut 
und schließen uns dem Dank an Gisela 
und Egon an. 

Die Solidarität geht weiter. Spenden für 
die internationale Arbeit der DKP bitte 
auf das Konto des DKP-Parteivorstands 
bei der GLS-Bank. BIC: GENODEM- 
1GLS. IBAN: DE63 4306 0967 4002 
4875 01. 

An die Deutsche 
Kommunistische Partei 
Mit höchster Freude haben wir die 
Nachricht einer Spende Eurer Orga¬ 
nisation erhalten, die an das Hospi¬ 


tal „27. November“ gerichtet ist, eine 
Einrichtung, die von der Revolution 
für die medizinische Behandlung von 
Langzeitpatienten im psychiatrischen 
Bereich geschaffen wurde. 

Dieses Zentrum ist in der Calzada 
de Bejucal Nr 2620, Bezirk Poey, Arro- 
yo Naranjo, und hat 217 Patientinnen 
und Patienten, die auf sieben Pavillons 
verteilt sind, davon vier für Männer 
und drei für Frauen. Für sie verfügt die 
Klinik unter anderem über Einrichtun¬ 
gen für Allgemeinmedizin, Psychiatrie, 
Zahnmedizin, ein klinisches Laborato¬ 
rium und zur Integralen Rehabilitation, 
womit die Leitlinien der Wirtschafts¬ 
und Gesellschaftspolitik, die vom 7. Par¬ 
teitag der Kommunistischen Partei Ku¬ 
bas im April 2016 beschlossen wurden, 
und die Zielstellungen des Gesund¬ 
heitsministeriums hinsichtlich einer 
angemessenen Behandlung bestätigt 
werden. All das enthält eine Erfüllungs¬ 
bürgschaft durch einen Stab von Medi¬ 
zinern, Technikern und Pflegepersonal 


aus insgesamt 351 Beschäftigten, einen 
Plan von medizinischem und nichtmedi¬ 
zinischem Input und ein Gebäudeerhal¬ 
tungsprogramm, das die Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
von Patientinnen und Patienten sowie 
des Gesundheitspersonals zum Ziel hat. 

Als wir von diesem altruistischen 
Akt erfuhren, der einen hohen Grad an 


Solidarität und Anerkennung der Wer¬ 
te der kubanischen Revolution beweist, 
haben wir ihn unseren Beschäftigten 
bekannt gemacht - diese werteten die 
Spende als eine Geste von Freundschaft 
und Liebe. 

Diese Spende, die wir bekommen 
werden, wird uns erlauben weiter an 
unserer Aufgabe zu arbeiten, was wie¬ 


derum die Realisierung neuer Träume 
ermöglichen wird. 

Als unermesslich schätzen wir die 
Solidarität, deren wir als würdig aus¬ 
gewählt wurden, was uns verpflichtet 
weiterhin unsere Aufgaben zu verfolgen 
und das Geld in konkrete Aktionen zu 
verwandeln, die uns erlauben, das Le¬ 
ben derjenigen zu verbessern, die vor 
dem Sieg der Revolution als menschli¬ 
cher Abfall betrachtet wurden. 

Diese Spende wird mit einem hohen 
Gemeinsinn wertgeschätzt ohne dabei 
zuzulassen, dass irgendetwas Eure Ges¬ 
te beflecken könnte, denn wir haben im¬ 
mer diese Gedanken Fidels im Sinn: „In 
rauen Zeiten wie diesen ist die Würde 
das einzige, was uns hilft.“ 

Nehmt die Dankbarkeit und die 
Wertschätzung der Beschäftigten und 
der Patientinnen und Patienten des 
Hospitals „27 November“ entgegen. 
Yamile Rodriguez Marrero (General¬ 
sekretärin der Gewerkschaftsleitung) 
Mario Perez Cuesta (Generalsekretär 
der Grundeinheit der PCC) 
Dr. Maria Cristina Hemändez Sierra 
(Direktorin) 



Das Hospital „Psiquiätrico 27 de Noviembre" 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 
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□ 
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□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 66,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 132,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 180,00 € 

Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 
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□ 
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□ jährlich 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 



Um Bank und Kragen 

Auch die Finanzkrise hat ihre guten 
Seiten, Filmemacher haben dankbar 
auf die Vorlage reagiert. Herrlich ko¬ 
misch wird die große Krise hier mal 
aus ganz ironischer Sicht betrachtet. 

„Um Bank und Kragen“ ist eine 
wunderbar scharfzüngige und bissige 
Komödie aus Frankreich um zwei Fa¬ 
milien zwischen finanzieller Schiefla¬ 
ge und geordnetem Wohlstand. Die 
Satire zeigt auf amüsante Art und 
Weise, was die Finanzkrise alles mit 
sich bringt, wie schnell es eher runter 
als rauf geht. 

Fr., 23.6., 20.15 Uhr, arte 

Mittemachtstango 

Wenn es richtig heiß sein sollte: Drei 
argentinische Tango-Musiker reisen 
nach Finnland auf der Suche nach den 
wahren Ursprüngen des Tangos. Dort 
stoßen sie auf eine völlig neue Welt, 
die gegensätzlicher nicht sein könnte. 
Leidenschaft, Gefühl und Sehnsucht 
des Tango verbindet Generationen 
von Tänzern und Musikern. Nicht nur 
in Argentinien, auch in Finnland, dem 
Land der Seen, der endlosen Wälder 
und, laut Regisseur Aki Kaurismäki, 
der Heimat des Tangos. Die Doku¬ 
mentation ist eine humorvolle Hom¬ 
mage an den Tango und ein liebevol¬ 
ler Blick auf die verbindende Kraft 
der Musik. 

Sa., 24.6., 20.15 Uhr, 3sat 


Basic Instinct 

Wenn es abgekühlt sein sollte: Die 
reiche Schriftstellerin Catherine Tra- 
mell steht im Verdacht, einen Musi¬ 
ker mit einem Eispickel ermordet zu 
haben. Während der Ermittlungen 
findet Cop Curran heraus, dass auch 
Catherines Eltern unter merkwürdi¬ 
gen Umständen zu Tode gekommen 
sind. Gleichzeitig verfällt er immer 
stärker der Ausstrahlung der myste¬ 
riösen Schönen ... Michael Douglas 
und Sharon Stone in einem Klassiker 
des erotischen Films, gedreht bereits 
1992. 

Sa., 24.6., 23.30 Uhr, ZDF 

Hirschhausens Check-up 

Der umtriebige und mit einem Dau¬ 
ergrinsen schwätzende Arzt, Entertai¬ 
ner und Autor hat sich diesmal dem 
Thema „wie der Start ins Leben ge¬ 
lingt“ angenommen. Er befragt die 
eigene Frau Mama, ist in der Cha¬ 
rite, fragt Fachleute und Eltern, wa¬ 
rum Bindung und Fürsorge so ent¬ 
scheidend für das Gehirnwachstum 
sind, weshalb Übergewicht bereits im 
Kleinkindalter entsteht, inwiefern die 
Fähigkeit sich selbst zu regulieren so 
zentral für ein glückliches Leben ist 
oder warum Spielen nicht nur Spaß 
macht, sondern uns auf das Leben 
vorbereitet. Wie die sozialen Verhält¬ 
nisse der Familie und damit auch des 
Kindes sind, fragt er nicht, könnte ihm 
das Grinsen verderben. 

Mo., 26.6., 20.15 Uhr, ARD 


Aus dem 

deutschen Blätterwald 

„Compact - Magazin für Souveränität“ 


Es ist eine krude Mischung von Perso¬ 
nen, die zum Leserkreis des Magazins 
„Compact“ gehören, das seinen Re¬ 
daktionssitz in Leipzig hat. Vom ehe¬ 
mals linken Journalisten Jürgen Elsäs¬ 
ser ins Leben gerufen, gilt das Projekt 
mittlerweile - neben der Rechtsaußen- 
Wochenzeitung „Junge Freiheit“ - als 
eine der erfolgreichsten rechten Pub¬ 
likationen in der Bundesrepublik. Vor 
allem Flüchtlingsgegner, antimuslimi¬ 
sche Rassisten, Verschwörungstheo¬ 
retiker und Feinde einer gesellschaft¬ 
lichen Gleichstellung von Frauen und 
Homosexuellen gehören zur Stammle¬ 
serschaft des Magazins. 

Während das Magazin, dessen Null¬ 
nummer bereits Ende 2010 erschien, 
zu Beginn von nicht wenigen Antifa¬ 
schisten noch als „Querfrontprojekt“ 
bezeichnet wurde, handelt es sich in 
den Augen der Mehrheit der Nazigeg¬ 
ner heutzutage um ein originär rechtes 
Magazin. 

Tatsächlich erfreut sich „Compact“ 
vor allem bei Anhängern der AfD und 
den selbsternannten Wutbürgern von 
„Pegida“ größter Beliebtheit. Unter 
dem Slogan „Mut zur Wahrheit“ ver¬ 
suchen sich Elsässer und seine jour¬ 
nalistischen Unterstützer als die letz¬ 
ten Aufrechten zu inszenieren, die der 
„Mainstreampresse“ und den „Volks¬ 
verrätern“ in der etablierten Politik 
überhaupt noch Paroli bieten. Dieses 
„Wir gegen die“-Gefühl schlägt sich 
dabei nicht nur in der oftmals fakten¬ 
armen und vielmehr emotionalisierten 
Berichterstattung des Magazins nieder, 
sondern auch auf den Tagungen und 


Konferenzen, die von „Compact“ re¬ 
gelmäßig durchgeführt werden und bei 
denen es oft um eine angeblich nicht 
vorhandene „Souveränität“ der Bun¬ 
desrepublik geht. 

„Compact“-Chefredakteur Elsäs¬ 
ser selbst tritt nunmehr seit geraumer 
Zeit auf „Pegida“-Demonstrationen 
und AfD-Veranstaltungen auf und gibt 
sich dort als Einpeitscher für sogenann¬ 
te „deutsche Interessen“. Offen mischt 
sich die Redaktion zugleich in die Flü¬ 
gelkämpfe der AfD ein und unterstützt 
dabei die Gegner der amtierenden Par¬ 
tychefin Frauke Petry um Björn Hocke 
und Andre Poggenburg. 

Wie vieles, was Elsässer in seiner 
zweifelhaften „politischen Karrie¬ 
re“ bisher anpackte, hat sich auch das 
„Compact“-Magazin zu einem Erfolg 
für ihn entwickelt. So soll die monat¬ 
lich gedruckte Auflage laut Eigenanga¬ 
ben des Magazins - mit Stand bis März 
2016 - zwischen 75 000 und 85 000 Ex¬ 
emplaren liegen. Das Magazin, welches 
tief im nationalistischen Sumpf verwur¬ 
zelt ist, ist indes wesentlich gefährlicher 
als Publikationen von Neofaschisten. 
Denn es bedient Personenkreise, die 
sich bisher zumindest zu offen agie¬ 
renden Faschisten auf Distanz hielten. 
„Compact“ nimmt damit eine nicht zu 
unterschätzende Scharnierfunktion ein. 
Hinzu kommt, dass Elsässers Publika¬ 
tion an Bahnhöfen meist sehr promi¬ 
nent ausgestellt wird und aufgrund ih¬ 
rer provokanten Titelseiten sicherlich 
die Neugier potentiell neuer Leser we¬ 
cken kann. 

MB 


Fußball - Game Over 


Die Kommerzialisierung macht die unteren Ligen wieder attraktiv 



B undesliga von Freitag bis Montag. 
Fußball-WM in Katar. Mit 48 (!) 
Mannschaften. Spielergehälter 
am Rande des Wahnsinns. Helene Fi¬ 
scher im DFB-Pokalfinale. Champi¬ 
ons League nur noch im Bezahlfernse¬ 
hen. Fußballfeste, auf denen Hanni & 
Nanni mit aufgemalten Vereinsfarben 
auf dem Bäckchen und den neuesten 
Gadgets ihres Vereins posen, vom Spiel 
oder den Spielern aber soviel Ahnung 
haben wie ich vom walisischen Finger- 
hakeln. Spielertransfers, die einen bloß 
noch ankotzen. 

So wurde 1973 für den damals teu¬ 
ersten (und besten) Spieler, Johann 
Cruyff, vom FC Barcelona noch eine 
Ablösesumme von umgerechnet zwei 
Millionen Euro bezahlt. 40 Jahre spä¬ 
ter lässt sich Real Madrid den Spieler 
Gareth Bale 100 Millionen Euro kosten. 
Was so ein Mensch verdient? 410 000 
Euro Wochengehalt. Also nach Steuern. 
Die nächsten sechs Jahre. Kompletter 
Irrsinn. Perfektionierte Kommerziali¬ 
sierung, weltweite Vermarktung, Mann¬ 
schaften, die Konzernen gehören. Und 
demnächst heißt es dann: Der FC Al- 
lianzAudiTelekomMünchen gewann 
in sieben Halbzeiten gegen EvonicPu- 
maSignallduna-Dortmund mit 21 zu 18 
Werbeblöcken. Das Spiel können Sie 
komplett anschauen bei „GoogleSky- 
Dazn“ für nur 149,44 Euro. 


Das Leben als Kanzlerkandidat, zu¬ 
mal für die SPD, ist in Zeiten wie die¬ 
sen kein Zuckerschlecken. Das muss 
auch Martin Schulz schmerzlich erfah¬ 
ren. Dabei fing doch alles so gut an für 
den Hoffnungsträger der ältesten Par¬ 
tei Deutschlands. Ist er nicht Europas 
beliebtester aller Parlamentspräsiden¬ 
ten gewesen, von 100 Prozent der Dele¬ 
gierten gewählter Kandidat, bester Ver- 
klausulierer aller Zeiten? Und jetzt ge¬ 
hen ihm dauernörgelnde Journalisten 
und eine impertinente Parteibasis mit 
nicht enden wollenden Aufforderun¬ 
gen, inhaltlich zu werden, gewaltig auf 
die Nerven. Der Glamour ist hin, die 
Umfragewerte im Keller und die Lust 
am Auftritt sowieso. Die selbstgewählte 
mediale Abstinenz geht nach hinten los, 
der Absturz ist kaum noch aufzuhalten. 

Doch „wo Gefahr ist, wächst das 
Rettende auch“ (Hölderlin). Die „Bri¬ 
gitte“, das „deutsche Frauenmagazin“, 
hat seit ein paar Jahren die Veranstal¬ 
tungsreihe „Brigitte Live“ etabliert, in 
der prominente, sprich: erfolgreiche 
Frauen den Leserinnen ein bisschen 
auf die Sprünge helfen wollen. Mar¬ 
tin Schulz darf, laut Ankündigung, die 
„kleine männliche Ausnahme“ sein. 
Da kann nichts mehr schief gehen. 


Eine kranke (Sport-) Welt. Mit Fuß¬ 
ball, diesem an sich so einfachen und 
gerade deshalb auch so beliebten Spiel 
und seinen Fans, hat das alles nichts 
mehr zu tun. Emotionen, auch mal 
negative Ausbrüche, Wut und Enttäu¬ 
schung, Fanbeteiligung? Möchte man 
nicht mehr so gerne. Irgendwie stören 
die. Natürlich, ein bisschen Folklore auf 
den Rängen, abgesprochene Gesänge, 
vorher überprüfte Transparente sehr 
gerne, ein leeres Stadion ist ja auch 
nicht schön. Aber bitte: die Klatsch¬ 
pappenfraktion. Die Hannis & Nannis. 
Der Chef von Arsch & Furunkel, der 
seine Geschäftsfreunde einlädt. Solche 
Fans bitte. 

Fußball, das soll dann so wer¬ 
den: „Wenn Bayern gegen Dortmund 
spielt und bei beiden Teams ein Chi¬ 
nese spielt, 300 Millionen Chinesen 
das Spiel im Internet anschauen und 
dabei einen Euro zahlen, dann haben 
wir eine neue Situation. Das wären 300 
Millionen Euro an einem Tag. Ich bin 
auf jeden Fall überzeugt, dass es bald 
mal einen Transfer über 150 oder 200 
Mio. Euro Ablöse gibt“, erklärte z.B. 
Ulli Hoeneß. 

So könnte es werden. Nur: ein 
Großteil der wirklichen Fans, die das 
Spiel lieben, die echten Gefühle, den 
schönen Diagonalpass, die Blutgrätsche 
kurz vorm eigenen Strafraum, die Fans, 


Da kommen keine Fragen zu so Lang¬ 
weiligkeiten wie Altersarmut, gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit, fehlender be¬ 
zahlbarer Wohnraum, mangelnde Kin¬ 
derbetreuungsangebote. Brigitte-Le¬ 
serinnen interessiert was anderes. Hier 
darf, ja muss es menschein. Die Wähle¬ 
rinnen sind schon gewonnen. 

Martin Schulz ist ein Bekennertyp. 
Er bekennt die Liebe zu seiner Frau, 
mit der er seit 32 Jahren verheiratet ist, 
und sagt „Ich würde sagen, ich liebe 
meine Frau fast noch mehr als damals.“ 

Er bekennt sich zu seinen Genüs¬ 
sen. Rinderrouladen nach dem Rezept 
der Schwiegermutter, süßer Kaffee und 
Bitterschokolade in der Bretagne, den 
Garten seiner Frau, die eine erfolg¬ 
reiche Landschaftsgärtnerin sei. Und 
natürlich bekennt er sich zum 1. FC 
Köln. Wenn der das entscheidende Tor 
der Saison schießt: „Da bin ich durchs 
Wohnzimmer gehüpft und habe mich 
richtig jung gefühlt. Mein viel jüngerer 
Sohn hat gesagt: ,Setz‘ dich mal wie¬ 
der hin, du bist doch der Kanzlerkan¬ 
didat, benimm dich mal hier.“ Zu seiner 
Alkoholsucht in jungen Jahren hat er 
sich schon des öfteren bekannt. Darauf 
kann er stolz sein, sie ganz allein über¬ 
wunden zu haben. 


die Montag bis Sonntag über Spieler 
und Ergebnisse tratschen, virtuell 
Mannschaften aufstellen und Taktiken 
besprechen, die sich wie verrückt zwei 
Wochen auf das nächste Heimspiel ih¬ 
res Clubs freuen ... diese Fans werden 
mehr und mehr abrücken. In England 
besteht diese Bewegung schon länger. 
Dort gehen viele Menschen wieder zu 
Spielen aus der 5. oder 6. Liga. Dahin, 
wo noch Fußball gespielt wird und die 
besten Plätze nicht für die Logen der 
Firmeninhaber reserviert sind. 

„Die Professionalisierung und 
Kommerzialisierung hat eine weitge¬ 
hende Auflösung der traditionellen 
Beziehung Fan-Spieler bewirkt“, sagt 
z.B. Dietrich Schulze-Marmeling, ein 
Fußballautor. Und Jock Stein, eine 
schottische Trainerlegende, warnt: 
„Der Fußball ist ohne Fans überhaupt 
nichts. Die Fans sind das Lebenselixier 
des Spiels.“ 

Dass lässt sich so unterschreiben. 
Ohne Fans könnt ihr den Laden dicht 
machen. Ob das gehört wird? „Ich habe 
so das Gefühl, dass Entscheidern in der 
Branche so ein bisschen das Gespür 
dafür verloren gegangen ist, dass es ir¬ 
gendwann mal genug ist.“ Sagt Marcel 
Reif. 

Der erste Satz von Marcel Reif, den 
ich so unterschreiben würde. 

Karl Rehnagel 


und Karl V. 


Schließlich bekennt sich Martin 
Schulz noch zu seinem politischen 
Vorbild, Kaiser Karl V. Da wird er 
richtig emotional, „Der ist Europa, nur 
500 Jahre vorher, eine sympathische 
Figur.“ Über den will er „nach meiner 
Kanzlerschaft“ ein Buch schreiben. In 
seinen Zielen bleibt er bescheiden. 
Im Gegensatz zu dem Monarchen, in 
dessen Reich die Sonne niemals un¬ 
terging, schwebt ihm das Großreich 
Europa vor. Das verbindet ihn mit 
Emmanuel Macron, dem neuen fran¬ 
zösischen Präsidenten. Auch der will 
die Integration Europas weiter voran¬ 
treiben. Mit dem kann er diesen seinen 
Traum verwirklichen. Und der hat so 
etwas wie die absolute Mehrheit im 
Parlament. 

So macht Politik Spaß. Aber er 
weiß: „Wahlen sind Langstreckenläu¬ 
fe, die erst im Endspurt entschieden 
werden“. Er ist ein „Streetfighter“. In 
sein Tagebuch wird er am 24. Septem¬ 
ber schreiben „Es ist vollbracht.“ Dank 
Emmanuel Macron hat sich die PS (So¬ 
zialistische Partei) in diesem Jahr zer¬ 
legt und ist zur Splitterpartei verkom¬ 
men. Lieber Martin Schulz, das schaf¬ 
fen Sie auch. 

Ellen Beeftink 


Familie, Fußball, Rouladen 

Martin Schulz gibt Einblicke in sein Privatleben 










